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Gemeinderath. 


Hlenographiſcher Bericht 


über die Öffentliche Sitzung des Gemeinderathes der k. k. 

Reichshaupt- und Reſidenzſtadt Wien v. 5. Februar 1892 

unter dem Vorſitze des Bürgermeiſters Dr. Joh. N. Prix 
und des Vice-Bürgermeiſters Dr. Albert Richter. 


1. Die Gem.⸗Räthe Dr. Linke und Pollak entſchuldigen 
ihr Ausbleiben von der heutigen Sitzung. 

2. Von Herrn Baron Haertl erhielt ich folgendes Schreiben: 
„Von den Erben des am 27. Jänner 1892 in Wien, IV., Thereſianum— 
gaſſe 33, verſtorbenen Mitgliedes des öſterreichiſchen Herrenhauſes, 
Herrn Louis Freiherrn von Haber-Linsberg bin ich 
beauftragt, Euer Hochwohlgeboren in Kenntnis zu ſetzen, dafs die— 
ſelben beſchloſſen haben, den Armen Wiens den Betrag von 10.000 fl., 
ſage Zehntauſend Gulden ö. W. zuzuwenden. 

Dieſelben wünſchen, dajs bei Vertheilung dieſer 10.000 fl. 
werde. 

Den Betrag ſelbſt werde ich ſofort nach ſeiner Flüſſigmachung, 
das iſt längſtens in vier Wochen, bei der ſtädtiſchen Caſſe erlegen.“ 
(Beifall.) Der Gemeinderath ſpricht hiefür feinen Dank ans. 

3. Se. Excellenz Anton von Rubinſtein hat bekanntlich 
ein Wohlthätigkeits⸗-Concert zu Gunſten der Armen Wiens am 
verfloſſenen Sonntag veranſtaltet. Das Reinerträgnis des Concertes 
von 4173 fl. 60 kr. wurde mir abgeführt. (Beifall.) Der Ge— 
meinderath ſpricht hiefür ſeinen Dank aus. 

4. Frau Mathilde Lippitt, geb. Miller von Aichholz, 
hat mir zur Beköſtigung armer Schulkinder den Betrag von 


Bürgermeister Dr. Prix: Die Sitzung iſt eröffnet. 


1000 fl. und für den Verein zur Errichtung von Wärmeſtuben 
den Betrag von 500 fl. übergeben. (Beifall.) Auch hiefür fühlt 
ſich der Gemeinderath verpflichtet, ſeinen Dankauszuſprechen. 

5. Bezirksvorſteher Holocher theilt mit, daſs ihm von 


Herrn Karl Preyſing 200 fl. übergeben wurden, wovon die 


Hälfte zur Vertheilung an die Armen von Rudolfsheim, die Hälfte 
für den Kirchenmuſikverein der Pfarre Reindorf beſtimmt it; daſss 
ferner Frau Julie Koſtner, Hausbeſitzerin, Schönbrunnerſtraße 89, 
anläjslich des Jahrestages des Ablebens ihres Vaters 100 fl. 
ſpende, wovon 50 fl. zur Vertheilung an die Armen von Rudolfs— 
heim und zur Ausſpeiſung armer Schulkinder beſtimmt find. (Beifall.) 
Es wird der Dank ausgeſprochen. 

6. Ich habe die Ehre, Interpellationen zu beant⸗ 
worten. Herr Gem.-Rath Grünbeck hat eine Interpellation 
dahin gerichtet, ob bekannt iſt, daſs in Neuwaldegg 22 Mann in 
die Häuſer durch Verfügung des dortigen Bezirksvorſtandes ein— 
quartiert wurden. Ich habe darüber die Erhebungen gepflogen und 
auf Grund derſelben kann ich bekannt geben, daſs dem magi— 
ſtratiſchen Bezirksamte nichts davon bekannt war, und daſs auch 
dem Bezirksvorſtande nichts bekannt war. Deſſenungeachtet ſcheint 
dieſe Einquartierung vor ſich gegangen zu ſein und es läuft dies— 
bezüglich ein Net beim Magiſtrate, der das Nähere zutage 
fördern wird; ich werde demſelben ſelbſtverſtändlich meine volle 
Aufmerkſamkeit zuwenden. 

Eine Interpellation des Gem.-Rathes Dobes geht dahin, 
warum die Subventionierung der Rettungsabtheilung der frei— 
willigen Turnerfeuerwehr im XII. Bezirke noch nicht vor das 
Plenum gekommen iſt, und wann dies erfolgen dürfte. 

Die Sache ſteht ſo: Über Anſuchen der freiwilligen Turner— 
feuerwehr in Unter-Meidling, wurde der Gemeindevorſtand von 
Unter⸗Meidling um ſeine Außerung erſucht. Das war im Jahre 
1891. Bis zum Schluſſe des Jahres 1891 iſt eine Antwort nicht 
erfolgt, und es wurde daher der Act dem Bezirksvorſteher des 
XII. Bezirkes abgetreten, deſſen Antwort hoffentlich in Bälde. 
erfolgen wird. ö 
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Eine Juterpellation des Herrn Gem.⸗Rathes Bärtl betrifft 


die Einquartierungserſätze bezüglich der Getreidemarkt⸗ und der 
Salzgrieskaſerne. Dieſe Angelegenheit iſt im Inſtanzenzuge. In 
erſter Inſtanz wurde dem Begehren der Gemeinde Wien, dass die 
Einquartierungsentſchädigung der Gemeinde zu leiſten ſei, ſtatt— 
gegeben. In zweiter Inſtanz wurde das Anſuchen abgewieſen. 
Nunmehr liegt der Recurs der Gemeinde dem Miniſterium vor, 
und iſt deſſen Erledigung wiederholt urgiert worden; hoffentlich 
wird dieſelbe in Bälde erfolgen. | 
Ich bitte die Einläufe zu verleſen. 


Schriftführer Gem.-Nath Zagoörski (liest): 
7. Erlaſs Sr. Excellenz des Herrn Ackerbauminiſters: 


Nach Inhalt des Schreibens Euer Wohlgeboren vom 20. Jänner d. J., 
Z. 92, hat ſich die Gemeinde Wien auf Grund des Beſchluſſes des Wiener 
Gemeinderathes vom 19. Jänner gegen die mit dem h. o. Erlaſſe vom 8. Jänner 

7 
N 8 W. mitgetheilte, beabſichtigte Abänderung des §. 3 der mit der 
Miniſterial⸗Verordnung vom 3. September 1883 (R.⸗G.⸗Bl. Nr. 45) erlaſſenen 
Marktordnung für den Central-Viehmarkt in St. Marx ausgeſprochen. 

Das Ackerbauminiſterium hat ſich hiedurch veranlasst geſehen, im Einver— 
nehmen mit den anderen betheiligten Centralſtellen dieſe Angelegenheit unter 
beſonderer Berückſichtigung der von der Gemeinde Wien gegen die beabſichtigte 
Abänderung des §. 3 vorgebrachten Einwendungen, zum Gegenſtande einer 
nochmaligen reiflichen Erwägung zu machen, konnte ſich aber nach eindring- 
lichſter Prüfung der Sachlage nicht beſtimmt finden, dieſe Einwendungen der 
Gemeinde Wien als begründet zu erkennen, und iſt hiernach in dem am heutigen 
Tage erſchienenen XX. Stücke des Reichsgeſetzblattes und gleichzeitig im amt⸗ 
lichen Theile der Wiener Zeitung die Kundmachung der nach dem mitgetheilten 
Entwurfe abgefaſsten Miniſterial⸗Verordnung erfolgt. 

Zur näheren Begründung des in dieſer Angelegenheit ſeitens der bethei— 
ligten Centralſtellen eingenommenen Standpunktes und gegenüber den von der 
Gemeinde Wien erhobenen Einwendungen beehre ich mich, Folgendes bei— 
zufügen: 

Nach der beſtimmten und vorbehaltloſen Faſſung der letzten Alinea des 
§. 9 des Geſetzes vom 29. Februar 1880 (R.⸗G.⸗Bl. Nr. 55), wonach die 
Marktordnung für Viehmärkte von der politiſchen Landesbehörde, bei Vieh— 
märkten hervorragender Bedeutung von den Miniſtern des Innern, des Handels 
und des Ackerbaues, nach Vernehmung der betreffenden Gemeinden, zu erlaſſen 
iſt, kann die Competenz der erwähnten Centralſtellen zur Erlaſſung, beziehungs— 
weiſe zur Abänderung der Marktordnung für den Central-Viehmarkt in St. 
Marx wohl keinem Zweifel unterliegen, und die Anſchauung der Gemeinde Wien, 
daſs dieſe Competenz auf die Erlaſſung veterinärpolizeilicher Maßnahmen be— 
ſchränkt ſei, nicht als zutreffend erachtet werden. Eine ſolche Beſchränkung der 
Competenz müſste, wenn fie vom Geſetzgeber wirklich beabſichtigt worden wäre, 
in der bezogenen Geſetzesſtelle in irgend einer Weiſe zum Ausdrucke gebracht 
ſein, zumal die Regelung der Marktverhältniſſe, welche doch der Zweck und die 
Aufgabe einer Marktordnung iſt, nach der Natur der Sache ohne die Nor— 
mierung auch adminiſtrativer Fragen, neben den veterinärpolizeilichen, kaum 
denkbar iſt. 

Dieſe im §. 9 des Geſetzes vom 29. Februar 1880, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 35, 
begründete Competenz der erwähnten Centralſtellen zur Abänderung der Markt— 
ordnung kann auch nicht durch das von der Gemeinde Wien weiters gebrauchte 
Argument alteriert werden, daſs in der Marktordnung vom 3. September 1883 
eine Verfügung in Betreff der Bildung der Marktpreiſe, wie die beabſichtigte, 
nicht enthalten ſei. Denn dieſes Fehlen einer diesbezüglichen Beſtimmung in der 
Marktordnung vom Jahre 1883 erklärt ſich daraus, dafs damals, als der Central— 
Viehmarkt in St. Marx räumlich außerhalb des Verzehrungsſteuergebietes der 
Stadt Wien lag, und daher die Entrichtung der Verzehrungsſteuer für die über 
die Linien gelangenden Thiere und Feilſchaften ſeitens der Käufer etwas ganz 
Selbſtverſtändliches war, das Bedürfnis zur Erlaſſung einer ähnlichen Beſtim— 
mung, wie ſie derzeit normiert wird, eben nicht vorlag, oder zum mindeſten 
nicht von vornherein eben ſchon bei Feſtſtellung und Kundmachung der Marft- 
ordnung ſelbſt im September 1883 angenommen werden konnte. Seither 
hat fi) aber das Bedürfnis einer Regelung des in Rede ſtehenden Verhältniſſes, 
beziehungsweiſe einer entſprechenden Ergänzung der Marktordnung thatſächlich 
geltend gemacht, damit hiedurch die diesfalls entſtandenen Zweifel und Schwan- 
kungen im Marktverkehre beſeitigt würden. 

Dieſe Regelung muſste vor allem Rückſicht nehmen auf die Beſtimmungen 
der Verordnung der k. k. Finanz⸗Landes⸗Direction in Wien vom 13. Juli 1891, 
Z. 1149, praes. zur Vollziehung des Geſetzes vom 10. Mai 1890, wegen 
Anderung der Wiener Linienverzehrungsſteuer und wegen Einführung der Linien— 
verzehrungsſteuer in mehreren Vororten von Wien (L.⸗G.⸗Bl. Nr. 41), welchen 
Beſtimmungen zufolge auf den Markt in St. Marx, obſchon derſelbe räum⸗ 
lich iunerhalb des erweiterten Wiener Gemeindegebietes gelegen iſt, Vieh der 
Tarifpoſten 4, 5 und 6 in lebendem oder geſchlachtetem Zuſtande ohne Ver⸗ 
ſteuerung gebracht werden kann, und die Perſonen, welche dieſes Vieh weg— 
bringen oder zu dem am Marktplatze ſtattfindenden Conſum übernehmen, die 
Verzehrungsſteuer zu entrichten haben, ſomit die Verzehrungsſteuer als eine 
ſachlich und zeitlich vom Kaufpreiſe ganz geſonderte Leiſtung erſcheint. 


Durch den Inhalt der heute erlaſſenen Miniſterial⸗Verordnung, beziehungs- 
weiſe des neuen §. 3 der Marktordnung wird auch, wie gegenüber den dies⸗ 
fälligen Ausführungen der Gemeinde Wien ausdrücklich hervorgehoben werden 
muſs, die freie Preisbeſtimmung am Markte, reſpective die Bewerthung 
der zu verkaufenden Ware, ſicherlich nicht beſchränkt, ſondern nur die Ver— 
mengung des Preiſes mit einer anderen, ganz heterogenen Leiſtung hintangehalten, 
damit die Preis notierung, welche bekanntlich ohnehin an der, aus den ver- 
ſchiedenen Percentabzügen hervorgehenden Unklarheit leidet, wenigſtens in der 
in Rede ſtehenden Richtung thunlichſt den Thatſachen entſpreche. 

Wien, am 4. Februar 1892. 
Der k. k. Ackerbauminiſter: 

Falkenhayn. 
Dient zur Kenntnis. 


8. Reſolution des politiſchen Volksvereines im XIX. Be⸗ 
zirke: 

4. Februar 1892. 

Löblicher Gemeinderath der Reichshaupt- und Reſidenzſtadt Wien! 

Am 3. December 1891 hat Herr Hofrath Prof. Dr. Ludwig im politi- 
ſchen Volksverein im XIX. Wiener Gemeindebezirke einen höchſt inftructiven 
Vortrag über die Waſſer-Verſorgungsfrage Wiens abgehalten. An— 
knüpfend an dieſen Vortrag hat der gedachte politiſche Verein die auf Seite 20 
der beiliegenden Brochure abgedruckte Reſolution gefast. j 

Wir beehren uns dieſe Reſolution zur geneigten Kentnis zu bringen und 
ſchließen uns dem Wunſche jener vielen Körperſchaften an, welche für die 
baldigſte Erweiterung der Hochquelleitung, ſowie für eine baldig ft ausgiebige 
Verſorgung der Vororte mit Trinkwaſſer ihre Stimme erhoben haben. 

Es hat die Ehre zu zeichnen 

Politiſcher Volksverein im XIX. Wiener Gemeindebezirke. 

Dient zur Kenntnis. 


9. Petition einer Anzahl Hausbeſitzer der Apollogaſſe 
wegen Eröffnung eines Linienwall⸗Durchbruches in der Verlängerung 
dieſer Gaſſe. 

Löblicher Gemeinderath! 

Durch die mit 21. December 1891 erfolgte Hinausſchiebung der Ber- 
zehrungsſteuerlinie iſt die Möglichkeit geſchaffen, weitere Verbindungen zwiſchen 
dem alten Gemeindegebiete von Wien und den äußeren Bezirken herzuſtellen. 
Die Bevölkerung darf wohl darauf rechnen, daſs nunmehr ſofort überall dort 
wo dies ohne beſondere Schwierigkeiten und ohne erhebliche Koſten möglich 
iſt, in der Verläugerung der gegen die Peripherie laufenden Straßenzüge Aus⸗ 
gänge durch den Linienwall geſchaffen werden. 

Einer dieſer Ausgänge wäre ein Durchbruch des Linienwalles in der 
Verlängerung der Apollogaſſe im VII. Bezirke gegen den Neubaugürtel zu. 

Bei dem Umſtande, als bei der ſeinerzeitigen Anlage des Erzherzogin 
Sophienſpitales, bez. bei der Anlage des Vorgartens dieſes Spitals auf die 
ſeinerzeitige Eröffnung einer Straße Rückſicht genommen wurde, und nachdem 
der hier angeregte Durchbruch, wenn derſelbe eben durch den Garten des 
fraglichen Spitals geführt wird, durch Häuſerbauten nicht behindert iſt, iſt die 
Möglichkeit eines Durchbruches an dieſer Stelle leicht gegeben. 

Was das Bedürfnis nach dieſem Durchbruche betrifft, ſo bedarf es 
wohl keiner weitläufigen Auseinanderſetzung, das ein ſolches thatſächlich vor⸗ 
handen iſt. Nicht nur wäre es ſehr erwünſcht, den ſtarken Verkehr von der 
Mariahilferſtraße theilweiſe abzulenken, was durch Schaffung des in Rede 
ſtehenden Straßenzuges bewirkt werden würde, ſondern es würde auch einem 
Bedürfniſſe der Bevölkerung des VII. und XV. Bezirkes Rechnung getragen, 
indem durch dieſen Durchbruch eine neue Verbindung zwiſchen dieſen beiden 
Bezirken geſchaffen wird, welche zugleich für die Bewohner des VII. Bezirkes 
die kürzeſte Verbindung mit dem Weſtbahnhofe bedeuten würde. 

Aus allen dieſen Gründen wenden ſich die Gefertigten an den löblichen 
Gemeinderath mit der Bitte: 


Der löbliche Gemeinderath geruhe die erforderlichen 
Schritte einzuleiten, damit mit thunlichſter Beſchleu— 
nigung ein Durchbruch durch den Linienwall in der 
Verlängerung der Apollogaſſe durch den Garten des 
Erzherzogin Sophienſpitales geſchaffen werde. 

Dient zur Kenntnis. 


10. Interpellation des Gem.-Nathes Grünbeck: 


Das „Wiener Tagblatt“, Herausgeber Moriz Szeps, überraſcht heute, 
in ſeiner Nummer vom 5. Februar 1892 die arbeitſuchende Bevölkerung von 
Wien mit einem Leitartikel, worin kurz gejagt wurde, dass die Ausführung der 
großen öffentlichen Arbeiten im Frühjahre dieſes Jahres wahrſcheinlich nicht 
werde in Angriff genommen werden. Da die Wiener Bevölkerung infolge der 
herrſchenden Theuerung, welche vielfach durch die neuen Communalzuſchläge 
auf die Verzehrungsſteuer bedingt iſt, auf Arbeit und Verdienſt ſehnſüchtig harrt, 
iſt es für dieſelbe gewiſſermaßen ein verhängnisvoller Schlag, ein weiteres 
Jahr zuwarten zu müſſen, ohne die erhoffte Arbeit zu erlangen. 

Der Gefertigte ſtellt daher an den geehrten Herrn Bürgermeiſter die 
ergebene Anfrage: 
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Ob er nicht geneigt wäre, feinen ganzen bewährten 
Einfluſs als der „eiſerne Bürgermeiſter der Stadt 
Wien“ anzuwenden, um die geplante Hinausſchiebung 
des Beginnens der öffentlichen Arbeiten zu hinter— 
treiben, damit „das Jahr froher Hoffnungen“, nicht 
ein Jahr bitterer Enttäuſchungen werde? 

Wien, 5. Februar 1892. 

Vürgermeiſter: Ich habe die Ehre, hierauf Folgendes zu 
erwidern: 

Mir iſt nicht bekannt, dass eine Hinausſchiebung der Arbeiten 
geplant iſt, vielmehr deutet alles darauf hin, dajs die Regierung 
rechtzeitig die Vorlage an den Reichsrath bringen wird, und beſteht 
die Hoffnung, dajs dort mit aller Raſchheit das Werk der Erledi— 
gung in der geſetzgebenden Verſammlung zugeführt werden kann. 
(Beifall.) N 

Es ift daher momentan für mich gar kein Anlaſs, irgend 
etwas in der Sache zu thun. 

Gem.-Nath Grünbeck (ruft): Herr Szeps jagt etwas 
Anderes im Blatte. 

Bürgermeister: Ja, es mufs eben nicht alles wahr ſein, 
was darinnen ſteht. (Heiterkeit. ) 

11. Interpellation des Gem.-Nathes Hawranel: 


Es iſt wiederholt im Gemeinderathe die Lehrmittel⸗Ausſtellung im alten 


Rathhauſe beſprochen worden und auch im Jahre 1890 beſchloſſen die Auf— 
löſung derſelben; die vorhandenen eigenen Lehrmitteln find theils den beſtehen⸗ 
den, theils den neuerbauten Schulen zuzutheilen. 

Es ſind ſeit der Zeit aber eine Menge Schulgebäude gebaut worden und 
die Einrichtung derſelben immer wieder neu angeſchafft worden. Da aber in 
der oberwähnten Ausſtellung viele Käſten, Stellagen, einige Tiſche ꝛc. vor⸗ 
handen ſind, die ſehr gut verwendet werden könnten, ſo wäre ſehr viel Geld 
erſpart worden. | 

Dieſe Lehrmittel⸗Ausſtellung iſt das allerunnöthigſte Inſtitut, das man 
ſich vorſtellen kann. Ich wollte mich überzeugen von der ſo gerühmten Aus⸗ 
ſtellung, 
hinaufgegangen und durch zwei Stunden mich gelangweilt, unter dieſer Zeit 
ſind im ganzen drei Knaben und ein Herr in der Ausſtellung beſichtigen 
geweſen. 

Es wurde am 29. October 1891 bereits vom Stadtrathe beſchloſſen, die 
Lehrmittel⸗Ausſtellung bis 1. Mai 1892 aufzulöfen.. Nachdem aber die Loca⸗ 
fitäten zur weiteren Vermietung noch nicht angekündigt erſcheinen und ich 
befürchte, daſs abermals ein halbes Jahr verloren geht und mit dem auch der 
Entgang an Zins und Erhaltungskoſten, ſo ſtelle ich an den Herrn Bürger- 
meiſter die höfliche Anfrage: . 

Will der Herr Bürgermeiſter die nöthige ihm zu 
Gebote ſtehende Macht in Anwendung bringen, dajs 
die ſämmtlichen Lehrmitteln jetzt ſchon angefangen 
werden, entfernt zu werden, damit die Zeit dann nicht 


zu kurz wird zur weiteren Vermietung der Localitäten? 


Bürgermeiſter: Ich werde die Ehre haben, dieſe Interpellation 
in der nächſten Sitzung zu beantworten. 


12. Interpellation des Gem.⸗-Nathes Seiler: 

Nach der Betriebsordnung iſt die Tramway⸗Geſellſchaft verpflichtet, auf 
den einzelnen Strecken täglich eine gewiſſe Anzahl von Wagen in beſtimmten 
Intervallen in Verkehr zu ſetzen. In neuerer Zeit mehren ſich die Klagen 
ſeitens des die Tramway benützenden Publicums, daſs man auf einzelnen, 
ſelbſt ſtark frequentierten Strecken unverhältnismäßig lange auf einen Wagen 
warten muſs. Nachdem die Möglichkeit nicht ausgeſchloſſen iſt, daſs ſeitens 
der Tramway⸗Geſellſchaft den bezüglichen Beſtimmungen über die täglich zu 
verkehrende Wagenzahl nicht jederzeit in vollem Umfange Rechnung getragen 
wird, die ſtricte Einhaltung der vorgeſchriebenen Fahrordnung jedoch im 
Intereſſe des Publicums dringend geboten erſcheint, erlaubt ſich der Unterzeich— 
nete, an den Herrn Bürgermeiſter die Anfrage zu richten: 

Welche Behörde iſt berufen, die Tramway-Geſell— 
ſchaft in Bezug auf die genaue Einhaltung der Fahr⸗ 
ordnung zu controlieren, und wird dieſe überaus wich— 
tige und nothwendige Controle auch thatſächlich aus: 


geübt? 


was von einer Seite behauptet wird, und bin am letzten Mittwoch 
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Vürgermeiſter: Ich kann das wohl ſofort beantworten. Die 
Einhaltung der Fahrordnung zu controlieren, iſt Sache der Polizei. 
Ich zweifle keinen Augenblick, das die Controle eingehalten wird, 
bin aber jederzeit bereit, wenn die geehrten Herren in der Lage 
find, Thatfachen — poſitive Thatſachen — mitzutheilen, daſs die 
Fahrordnung nicht eingehalten werde, die entſprechenden Schritte 
zu thun; nur mußs ich bitten um poſitive Daten. 

13. Interpellation des Gem. -Rathes Nückauf: 


Der ungewiſſe Zuſtand im Baugewerbe, welcher dadurch veranlaſst 
wurde, dass es noch immer unentſchieden iſt, ob die Steuerfreiheit für Neu⸗ 
und Umbauten erhöht wird oder nicht — oder ob Begünſtigungen in anderer 
Richtung platzgreifen ſollen oder nicht? — lähmt ſeit längerer Zeit jede 
Bauthätigkeit — fo dafs bereits mehr als ein Baujahr als verloren zu 
betrachten iſt. 

Nachdem nun die Ungewissheit ſolcher Zuſtände kaum dazu geſchaffen iſt, 
dem allgemeinen Ruf nach Arbeit und Verdienſt gerecht zu werden — und 
nachdem es dem Interpellanten (ohne auf die Vor- oder Nachtheile der Erhöhung 
der Steuerfreiheit des Näheren einzugehen) — lediglich um die Beſeiti⸗ 
gung dieſer Ungewissheit und die Hebung der Erwerbsverhält— 
niſſe zu thun iſt — ſo erlaubt er ſich, an den Herrn Bürgermeiſter die 
Anfrage zu ſtellen: > 


Ob derſelbe geneigt wäre, 
Stand dieſer Angelegenheit zu berichten — eventuell 
die ihm nöthig ſcheinenden Schritte zur Austragung 
derſelben einzuleiten? 

Bürgermeiſter: Ich werde nicht irren, meine Herren, wenn 
ich ſage, dajs dieſe Angelegenheit dem Abgeordnetenhauſe vorliegt. 
Es iſt auch eine Petition ſeitens der Gemeinde Wien eingebracht 
worden. Ich habe aber keinen Einfluss darauf, dafſs dieſe Ange— 
legenheit im Abgeordnetenhauſe auf die Tagesordnung geſetzt werde. 
Inſofern es übrigens an mir liegt, werde ich mich bei einzelnen 
Abgeordneten über die Angelegenheit erkundigen und trachten, dass fie 
vielleicht baldigſt zur Erledigung komme. 

14. Antrag des Gem.⸗Nathes Scheidl: 

Ein ſehr fühlbarer Übelſtand am Central-Viehmarkt macht ſich bei den 
daſelbſt aufgeſtellten 2 Wagen geltend, da daſelbſt die Ochſentreiber eine große 
Rolle ſpielen und es daher an jedem Markte vorkommt, dafs die Geſchäftsleute 
von dieſen Treibern mit Grobheiten überhäuft werden, da es an der Autorität 
eines Amtswägers fehlt, welcher daſelbſt ſeinen Einfluſs auf die Herſtellung der 
Ordnung geltend machen könnte. 

Ich ſtelle daher im Intereſſe aller Marktparteien den Antrag: 

Es ſolle bei jeder Wage, ſolange abgewogen 
wird, ein Markt-Commiſſär beauftragt werden, die 
Ordnung aufrecht zu halten, nachdem von 10 Uhr 
vormittags deren Thätigkeit ohnehin nicht mehr be— 
ſonders in Anſpruch genommen iſt. 

Dieſer Antrag wolle als dringend behandelt werden. 
— An den Stadtrath. 


15. Antrag des Gem.-Rathes R. v. Neumann und 
Genoſſen: 

Die Gefertigten ſtellen den Antrag: 

Es ſei die Fuhrmannsgaſſe und die Löwenburg— 
gaſſe im VIII. Bezirke noch in dieſem Jahre zu pflaſtern; 
entweder mit neuen, oder mit guten verwendbaren 
alten Steinen. — An den Stadtrath. 

16. Antrag des Gem.⸗Nathes Meißl: 

In Erwägung, dass in dem großen Saale des alten Univerſitätsgebäudes 
die hervorragendſten wiſſenſchaftlichen und wirtſchaftlichen Vereine und Körper⸗ 


ſchaften ihre General- oder Feſt⸗Verſammlungen abzuhalten pflegen, Verſamm⸗ 
lungen, welche nicht ſelten auch durch den Beſuch von Mitgliedern des Aller⸗ 


über den derzeitigen 


höchſten Kaiſerhauſes ausgezeichnet werden. In Anbetracht, daſs dieſe Verſamm⸗ 


lungen bei dem Umſtande, als längs des Gebäudes Granitpflaſter beſteht, und 
ſohin arges Wagengeraſſel vernehmbar iſt, hiedurch oftmals empfindlich geſtört 
wird, erlaube ich mir den Antrag zu ſtellen: 

Der löblihe Gemeinderath beſchließe, längs des 
alten Univerſitätsgebändes in der Sonnenfelsgaſſe und 
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der Bäckerſtraße ſtatt des Granitpflaſters ein geräuſch— 
loſes Pflaſter herſtellen zu laſſen. — An den Stadtrath. 


Gem.-⸗Nath Trambauer (zur Geſchäftsordnung): Ich er⸗ 


laube mir die Bitte: Am 29. December iſt die Wahl in die 
Budget⸗Commiſſion vor ſich gegangen und die ſollte meines Wiſſens 


öffentlich ſein. Ich möchte bitten, ob eine Einladung zu dieſen 


Sitzungen erfolgen wird. Meines Wiſſens iſt eine ſolche bis jetzt 


nicht erfolgt. 

Bürgermeiſter: Nein! Die Verhandlungen in der Budget— 
Commiſſion ſind öffentlich für die Herren Gemeinderäthe; jeder 
kann hingehen und iſt auch dafür geſorgt, dafs es jenen Herren, 


finden. Aber das habe ich nicht veranlajst, dafs jeder der Herren 
dazu eingeladen wird; ich glaube, dass eine ſolche Weitwendigkeit 
und Koſtenaufwand nicht gerechtfertigt erſcheint. Diejenigen Herren, 
welche es intereſſiert, wann die Commiſſion zuſammentritt, können 
das ſehr leicht erfahren. Aus dem Grunde wurde auch von der 
ſeparaten Einladung Umgang genommen. 

Gem. Rath Trambauer: Ich bitte, ſeinerzeit, als die 
Sectionen beſtanden, iſt es immer auf der gedruckten Tagesordnung 
geſtanden, wann die Sectionsſitzungen ſtattfinden. 

Bürgermeiſter: Das kann gegenwärtig nicht geſchehen, weil 


N 5 Ken “ j | , a 
es vom Obmanne der Budget-Commiſſion abhängt, wann eine der Verein nicht in der Lage war, allen Anforderungen, die an 


Sitzung ſtattfinden ſoll. 

Gem.-Rath Trambauer: Ich bitte, die Bekanntmachung 
könnte durch die Tagesblätter geſchehen. 

Bürgermeiſter: Wenn die Sitzung rechtzeitig angeordnet 
wird, ſo daſs es noch möglich iſt, dies durch die Zeitung zu publi— 


tieren, jo wird es in die Zeitung kommen, damit die Herren könnte aber nicht jagen, dass ein unlauteres Gebaren die Urſache 


wiſſen, wann die Sitzungen ſtattfinden. 

Gem.-Nath Trambauer: Ich werde noch um etwas bitten. 
Am 23. October 1891 iſt die Wahl in die Commiſſion zur Be— 
rathung des Statutes für die Bezirksausſchüſſe vorgenommen 
worden. Seit dieſer Zeit hört man aber nichts darüber. 


Bürgermeiſter; Die Commiſſion hat ihre Arbeiten beendet, 


und wird der Gegenſtand auf die Tagesordnung für die nächſte 
Sitzung vor das Plenum kommen. Wie mir eben mitgetheilt wird, 
befindet ſich das Referat in der Druckerei. 

Übrigens, meine Herren, erkläre ich Ihnen, dafs es gar nicht 
ſchadet, wenn darüber nicht augenblicklich referiert wird, weil die 
neuen Bezirksvertretungen nach dem neuen Statute arbeiten, und 
daher für die Zweckmäßigkeit der Einrichtungen praktiſche Erfah— 
rungen geſammelt werden. 

Aus dieſem Grunde iſt es nicht einmal gut, wenn in dieſer 
Richtung ein überſtürztes Tempo eingeſchlagen wird. 

Wir ſchreiten zur Tagesordnung. Ich erſuche Herrn Gem. 
Rath Kreindl zu referieren. 

17. Referent Gem.-Nath Kreindl: Ich habe die Ehre zur 
St.⸗R.⸗Z. 40 über ein Geſuch um eine Subvention von Seite 
des Vereines „Nicolaus“ in der ehemaligen Gemeinde Ottakring 
zu referieren. 

Der Humanitätsverein „Nicolaus“ in der früheren Gemeinde 
Ottakring wurde bisher alljährlich von ſeiner Gemeinde mit einem 
Geldbetrage von 50 fl. unterſtützt. Da nunmehr dieſer Vorort 
aufgehört hat, eine ſelbſtändige Gemeinde zu ſein, bittet der Verein 
die Gemeinde Wien um eine Subvention, indem er auf ſein 
beſonders für die Kinder der ärmeren Eltern erſprießliches und 
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hilfreiches Wirken hinweist. Ich erlaube mir, im Einverſtändniſſe 
mit dem Magiſtrat um eine Subvention, wie in den vorigen 
Jahren, von 50 fl. zu bitten; der erforderliche Zuſchuſscredit 
wäre zur Ausgabe-Rubrik 38 J b zu bewilligen. Dieſer Verein hat 
am 6. December 137 Kinder ganz und 35 Kinder theilweiſe mit 
Kleidern und Schuhen bekleidet. Ich würde Sie bitten, dieſe Sub⸗ 
vention von 50 fl. bewilligen zu wollen. 

Gem.-Nath Edlhoſer: Ich erlaube mir, an den Herrn 
Referenten die Anfrage zu ſtellen, ob es demſelben bekannt iſt, dals 
dieſer Verein ſeit länger als einem Jahre keine General-Ver— 
ſammlung abgehalten und länger als ein Jahr keine Rechnung 


welche ſich intereſſieren, bekannt wird, wann dieſe Sitzungen ſtatt⸗ gelegt hat. | 


Dieferent Gem.-Nath Kreindl: Davon iſt in dem Acte 
nichts enthalten, ich kann daher darüber leider keine Auskunft 
geben. a 

Gem.-Nath Edlhofer: Ich bin ſelbſt Mitglied dieſes Vereines 
geweſen und habe infolge der ſchlechten Gebarung mich aus dieſem 


Vereine ſtreichen laſſen; infolge dieſer Verhältniſſe bin ich auch 


nicht für die Subvention. 5 

Gem.-Nath Gräf: Meine ſehr geehrten Herren! Ich habe 
mich zum Worte gemeldet, um Sie zu erſuchen, dem Vereine eine 
höhere Subvention, als die vom löblichen Stadtrathe beantragte, 
zu geben, und zwar einfach darum, weil ſchon im vorigen Jahre 


ihn geſtellt worden waren, zu entſprechen. Es iſt Ihnen bekannt, 
daſs in den Vororten ſehr viel arme Leute wohnen. Es iſt wohl 
richtig, was der Herr College Edlhofer bemerkt hat; man hat 
im vorigen Jahre den Fehler begangen, keinen Rechenſchaftsbericht 
vorzulegen. Ich bin auch ſeit Jahren Mitglied dieſes Vereines, 


davon iſt, daſs nicht Rechnung gelegt wurde. Ich weils, dafs im 
vorigen Jahre 131 Kinder vollſtändig mit Kleidern betheilt wurden, 


und wenn man berückſichtigt, daſs der Verein im ehemaligen 


Bezirke Ottakring nicht mehr die Unterſtützung beſitzt, die er durch 
jeine Functionäre hatte, fo wird man einſehen, dass der Betrag bei 
dem Umſtande, dass in dieſem Bezirke eine ſehr arme Bevölkerung 
wohnt, ein ſehr minimaler iſt. Ich möchte bitten, entgegen den 
Ausführungen des Herrn Collegen Gem.-Rath Edlhofer dem 
Vereine eine Subvention von 100 fl. zu geben, und ich glaube, 
daſs der Herr Referent damit einverſtanden fein wird. 

Ich bitte auch den Herrn Referenten, die Güte zu haben, 
zu beſtätigen, daſs der Verein im vorigen Jahre 130 Kinder mit 
Kleidern betheilt hat. Es mußs ſeitens des Vereines „Nicolaus“ 
ein Bericht vorliegen, der dieſe Thatſache beftätigt. Herr Referent, 
darf ich bitten? (Referent Gem.-Rath Kreindl: Es wurden 
137 Kinder betheilt.) Sie ſehen alſo, dajs der Verein eine erſprießliche 
Thätigkeit entfaltet, und ich glaube daher, dass mit Rückſicht darauf, 
dass viele berückſichtigungswürdige Arme abgewieſen wurden, der 
Betrag von 50 fl. zu wenig iſt. Ich möchte Sie daher bitten, 
meinem Antrage auf Erhöhung der Subvention zuzuſtimmen. 

Gem.-Nath Bärtl: Es iſt unendlich ſchwer, hier Klarheit 
zu gewinnen. Nach dem erſten Herrn Sprecher wäre ich dagegen 
geweſen, die 50 fl. zu bewilligen. Ich hätte geglaubt, dafs es 
nothwendig geweſen wäre, die Sache zu vertagen, vis man Klar⸗ 
heit gewonnen hat. Nach dem letzten Herrn Redner ſteht die Sache 
anders. Derſelbe befürwortet nicht nur die Subvention, ſondern 
beantragt noch eine Erhöhung derſelben. Wenn der Herr Referent 
nicht in der Lage iſt, uns darüber Mittheilung zu machen, ob 
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wirklich der Verein ſeit Jahr und Tag keine General-Verſammlung 
abgehalten und keinen Rechenſchaftsbericht erſtattet hat, oder wenn 
ſich das durch die Mittheilung des Herrn Referenten beſtätigen 
würde, ſo würde ich die Vertagung beantragen. Das ſchließt doch 
nicht aus, daſs wir dennoch die Subvention etwas ſpäter, vielleicht 
in 14 Tagen, bewilligen. Wenn der Verein 130 Kinder bekleidet, 
ſo wäre das immerhin ſehr human; ich könnte aber der Subven— 
tion nur nach erhaltener Aufklärung ſeitens des Herrn Referenten 
zuſtimmen. 

Gem.-Nath Zagörski: Sehr geehrte Herren! Ich möchte 
mir erlauben, den Antrag des Herrn Gem.-Rathes Gräf beſtens 
zu unterſtützen und zwar aus dem Grunde, weil der Verein fort 
während functioniert, weil er erſt vor drei bis vier Wochen eine 
große Anzahl von Kindern, wie ich mich ſelbſt überzeugt habe, 
bekleidet und auch mit Lebensmitteln betheilt hat. Der Verein 
functioniert fort; es mag fein, dajs die General— Verſammlung nicht 
zur rechten Zeit einberufen wurde, aber Thatſache iſt es, dass der 
Verein ſeit vielen Jahren ſehr wohlthätig wirkt und andererſeits 
auch außerordentlich bedürftig iſt. Es wird den Herren bekannt 
sein, daſs in Ottakring 64.000 meiſt arme Leute wohnen; unter 
dieſen find kaum 6000 ſelbſtändige Perſonen, alle übrigen Cin- 
wohner ſind Arbeiter, die von der Hand in den Mund leben. Der 
Verein verdient gewiss eine Unterſtützung und darum erlaube ich 
mir den Antrag des Herrn Gem.-Rathes Gräf, dem Verein 
100 fl. zu gewähren, wärmſtens zu unterſtützen. 

Gem.-Nath Edlhofer: Ich hätte gewiſs nichts gegen die 


Unterſtützung eines ſolchen Vereines einzuwenden, aber es iſt heuer 


das zweite Jahr, dajs die General-Verſammlung nicht abgehalten wird, 
trotzdem es in den Statuten ausdrücklich heißt, daſs im Jänner jedes 
Jahres eine General-Verſammlung abzuhalten iſt. Ich bin alſo nicht 
für die Subventionierung eines derartigen Vereines, der N 
Statuten in ſolcher Weiſe miſsbraucht. 

Bürgermeiſter: Wünſcht noch ein Herr das Wort? (Niemand 
meldet ſich.) Es iſt nicht der Fall, die Debatte iſt geſchloſſen. Der 
Herr Referent hat das Schluſswort. 

Referent Gem.-Nath Kreindl: Ich bitte, zu berückſichtigen, 
daſs der Verein 17 Jahre beſteht und während dieſer Zeit über 
25.000 fl. für arme Kinder ausgegeben hat; daher bitte ich dem 
Antrage des Stadtrathes, dieſem Vereine 50 fl. zuzuwenden, wie 
dies früher ſeitens der Gemeinde Ottakring der Fall war, Ihre 
Zuſtimmung zu geben. | 

Bürgermeiſter: Es ijt ein Vertagungs⸗Antrag geſtellt worden. 
(Gem.⸗Rath Bärt!l: Ich ziehe dieſen Antrag zurück.) Es iſt der 
Antrag geſtellt worden, dem Vereine eine Subvention von 100 fl. 
zuzuwenden. Ich bitte die Herren, welche dieſem Antrage zuſtimmen, 
die Hand zu erheben. (Nach einer Pauſe.) Es iſt die Minderheit. 
Dieſer Antrag iſt abgelehnt. 

Ich erſuche nun die Herren, welche für den Antrag des Stadt⸗ 
rathes ſind, dem Vereine eine Subvention von 50 fl. zu gewähren, 
die Hand zu erheben. (Geſchieht). Der Antrag iſt ange— 
nommen. 

Es wurde daher beſchloſſen, dem Humanitäts— 
vereine „Nicolaus“ in Ottakring eine Subvention 
von 50 fl. für das Jahr 1891. zu gewähren. 

18. Aeſerent Gem.⸗Nath Kreindl: Ich bin. fo ſrei zu 

referieren über St.⸗R.⸗Z. 2333, betreffend das Anſuchen des 
Wärmeſtuben⸗ und Wohlthätigkeitsvereines um eine Subvention. 


auf die oben angeführten Daten erlaube ich mir, 
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In Betreff dieſes Anſuchens liegen heute eigentlich zwei 
Anträge vor. Der Stadtrath hatte in einer früheren Sitzung den 
Beſchluſs gefaſst, beim löbl. Gemeinderathe für den Verein eine 
Subvention von 200 fl. zu beantragen. Inzwiſchen iſt über 
Anregung eines Herrn Gemeinderathes mit Hinweis auf den ſchnee— 
freien, milden Winter, welcher der armen Bevölkerung keinen 
Verdienſt durch Schneeſchauflung und Eisgewinnung gewährt, und 
mit Rückſicht auf die große Noth der armen Leute, welche die 
Wärmeſtuben- und Wohlthätigkeitsanſtalt, um ſich vor Hunger und 
Kälte zu ſchützen, öfters aufſuchen, eine höhere Subvention beantragt 
worden. 

Der Verein wirkt in der humanitärſten Weiſe. Er hat im 
Winter 1890/91 in kaum drei Monaten über 374.000 Perſonen 
in ſeinen Wärmeſtuben aufgenommen und beköſtigt, zum Theile 
auch mit Geld und Nahrungsmitteln unterſtützt. Mit Rückſicht 
den zweiten 
Antrag des Stadtrathes, dem Vereine eine Subvention von 1000 fl. 
zu bewilligen, zur Annahme zu empfehlen. (Beifall.) 

Gem.-Nath Hilberer: Meine ſehr geehrten Herren! Erlauben 
Sie, dajs ich Ihre Aufmerkſamkeit bei dieſem Gegenſtande für 
10 Minuten in Anſpruch nehme, und leihen Sie mir Ihr gütiges 
Gehör. Ich habe mir das Wort erbeten, um bei dieſer Poſt noch 
eine Erhöhung zu beantragen. Hören Sie mich an, würdigen Sie 
gefälligſt die Gründe. Ich werde mir erlauben, mich ſpeciell an 
einige Gruppen des Hauſes zu wenden: An die Herren der Oppo— 
ſition, auf unſerer Seite ſpeciell an die Herren aus den Vororten 
und an die anderen Herren der Majorität. Ich werde an den 
Verſtand der ganzen Verſammlung appellieren (Gelächter links. — 
Rufe: Das iſt ſtark!) und an das Gefühl der Menſchenliebe. 
Was mich dazu bewegt, in der Sache das Wort zu ergreifen und 
eine Erhöhung des vom Stadtrathe beantragten Betrages zu ver— 
langen, iſt die herrſchende Nothlage, iſt die Rückſicht auf die 
unterſten Claſſen, iſt die Rückſicht auf die Armſten der Armen. 

Von der Oppoſition wird fortwährend betont, es geſchieht zu 
wenig für die Armen und Allerärmſten. Das, meine Herren, 
iſt eine Gelegenheit, wie nicht bald eine andere. Der kleinſte 
Gewerbsmann, der ſein eigenes Heim hat, wenn er auch noch ſo 
ſchwer die Steuer, noch ſo ſchwer und ratenweiſe den Zins zahlt, 
iſt noch ein Glücklicher, ein Kröſus gegenüber dem armen Teufel, 
der bei Tag und Nacht obdachlos durch die Straßen irrt und 
froh ſein muſs, wenn er ein Plätzchen in der Wärmeſtube findet, 
um ſich da ein bischen zu wärmen und gekräftigt durch ein Schalerl 
Suppe hinauszutreten und aufs neue buchſtäblich den Kampf um 
die Exiſtenz aufzunehmen. Dieſe Wärmeſtuben haben ſeit Jahren 
Millionen von armen Teufeln für Stunden beherbergt, ihnen 
neuen Muth eingeflöſst, ſie erwärmt, wieder gekräftigt und ſie 
vielleicht abgehalten, irgend einen Exceſs, irgend ein Verbrechen 
oder einen Selbſtmord zu begehen. Durch die Wärmeſtuben ſind 
im Laufe der Jahre ſehr viele Leute dazugekommen, daßs fie neu 
gekräftigt hinausgetreten find, dafs fie, während fie ſchon hoffnungs⸗ 
los, durchfroren, hungernd durch die Straßen geirrt, vielleicht 
ſchon im Begriffe waren, einen Selbſtmord zu verüben, ſich 
gewärmt, geſtärkt haben und nochmals einen Anlauf genommen, 
nochmals Arbeit geſucht, vielleicht endlich einen Platz gefunden 
haben und dadurch der menſchlichen Geſellſchaft leiblich oder 
moraliſch erhalten geblieben ſind. 

Solche Anſtalten erhalten in vielen anderen großen Städten 
die Gemeindevertretungen vollſtändig und ganz, weil man nach⸗ 
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gerade zur Erkenntnis kommt, dass es Pflicht des Staates, der 
Gemeinde ſei, für dieſe Allerärmſten und Herabgekommenen in der 
Weiſe wenigſtens zu ſorgen, wie es durch die Aſyle für Obdachloſe 
und die Wärmeſtuben geſchieht. 

Ich möchte nun dem, worauf ich hindeute, 
Erhaltung ſolcher Anſtalten im Gemeindegebiete durch die Ge— 
meinden dadurch vorarbeiten, dafs ich den Antrag ſtelle, daſs dem 
Vereine, welcher für die Wärmeſtuben thätig iſt, wenigſtens eine 
entſprechend größere Subvention bewilligt werde, als Übergang 
dazu, dass dieſe Anſtalten in Zukunft ganz von der Gemeinde 
erhalten werden. 

Sie werden ſich erinnern, meine Herren, dass ich bei der 
Bierſteuer ganz couragiert und munter für die Erhöhung geſtimmt 
und auf die Einwendung des Herrn St.⸗R. Rückauf, welcher 
geſagt hat, die Bierſteuer werde mehr ausmachen als präliminiert 
iſt, Ihnen zugerufen habe: nichts wird übrig bleiben, das Geld 
werden wir ſchon brauchen. Ich glaube auch, dass die Bierſteuer 


mehr einbringen wird, als präliminiert iſt. Der vorliegende iſt nun 


einer jener Fälle, wo wir wirklich in den Sack greifen und Geld 
ausgeben können; das kann man vor aller Welt verantworten, 
und ich möchte die Wählerverſammlung jehen, die einen Mitbürger 
der Verſchwendung zeiht, der in dieſem Falle für eine Erhöhung 
der Subvention ſtimmt. (Bravo! rechts.) 

Ich mufs Ihnen aber noch Eines zu bedenken geben, das iſt 
die Vergrößerung des Gemeindegebietes von Wien. Dieſes iſt ja 
ſehr vergrößert. Der Herabgekommene, der ſtatt einer noch ſo 
kleinen Schlafſtelle gar kein Obdach mehr hat, pflegt nicht in der 
Stadt, ſondern meiſt an den letzten Ausläufern der Vororte zu 
wohnen. Es haben daher auch die Vorortevertreter hier ein 
Intereſſe an einer ausgiebigen Unterſtützung. 

Was aber ſpeciell die Vertreter der inneren Stadt, der Beſitzer 
anbelangt, ſo will ich — und hier kommt mein Appell an den 
Verſtand — Folgendes ſagen: es handelt ſich hier um einen kleinen 
Schritt zur Löſung einer jener vielen Fragen, aus denen die 
ſociale Frage ſich zuſammengeſetzt, um die Verſorgung der Armſten 
und Elenden. Wenn Sie das berückſichtigen, wenn Sie in dieſer 
Weiſe Sorge tragen — und das iſt eine Mahnung, die ich an 
die Beſitzenden richte, die Sache iſt ſehr wichtig — ſo ſchaffen Sie 
mit den Wärmeſtuben ebenſoviel Sicherheitsventile an dem Hexen⸗ 
keſſel, in dem die ſociale Frage gebraut wird, in dem alle dieſe 
ſocialen Reformen mit Brauſen und Ziſchen ſich eines Tages 
Luft machen werden, und je mehr wir ſolche Ventile ſchaffen, umſo 
umfangreicher und wirkſamer und ſicherer können wir fein, dass 
dem vorgearbeitet wird, was jeder, auch der kleinſte Beſitzer 
wünſchen mujs, nämlich daſs die Löſung der ſocialen Probleme in 
förderlicher Weiſe erfolge. 

Wenn die Beſitzer in dieſer Weiſe vorarbeiten, ſo kann ich 
Sie nur verſichern, iſt nach meiner Anſchauung ſehr viel gethan 
und ich befürworte deshalb den höheren Betrag. 

Ich bitte Sie aber weiters an den Winter zu denken; dieſe 
armen Teufel, die kein Obdach haben, haben oft Weib und Kind. 
Aus der Statiſtik des Vereines erhellt, daſs viele Beſucher Weiber 
und Kinder ſind, die ſonſt in den Straßen herumirren, hungrig, 
elend bekleidet, mit zeriſſenen Stiefeln, aus denen die nackten Zehen 
herausſehen, Lumpen und Fetzen am Leibe; die kommen in die 
Wärmeſtube, und ich begreife nicht, wie ſolche Menſchen noch den 
Muth haben, weiter zu exiſtieren und dafs fie nicht alle mit⸗ 
einander ins Waſſer ſpringen. 


nämlich auf die 


Die kommen her, kriegen eine Schale Suppe, auch Zwirn 
und Nähzeug, damit die Frauen ihre Lumpen und Fetzen zuſammen⸗ 
flicken können, und das iſt die wahre Humanität, die wir unter⸗ 
ſtützen und fördern müſſen. 

Die Ehre Wiens erheiſcht es, dajS hier in ganz anderer 
Weiſe eingegriffen wird als mit dieſer Vorlage, und ich betone, 
dafs ein weiteres wichtiges Moment das iſt, daſs die Wärme⸗ 
ſtuben die ärmften und armen Beſucher von den Brantweinſchänken 
ablenken. 

Es kommen erfahrungsgemäß in die Wärmeſtuben nicht bloß 
die Allerelendeſten, ſondern auch Leute, die noch ein paar Kreuzer 
haben, wo man alſo ſieht, daſs fie zum Brantweiner gehen 
könnten, aber das beſſere Ich in ihnen bewirkt, dafſs fie es vorziehen, 
in die Wärmeſtuben gehen und ſtatt Brantwein Suppe zu nehmen. 

Sollen wir das nicht unterſtützen, meine Herren? Man hat 
Ihnen vielleicht auch geſagt: Es kommt auch viel Geſindel hin, 
z. B. heute haben wir in den Zeitungen einen Process geleſen, 
aus dem wir erfahren, dass ein Menſch abgeſtraft wurde, 21 Jahre 
geſeſſen iſt, dann als er aus dem Gefängniſſe herauskam, eine 
Zeitlang feinen Überverdienſt vergeudet hat und jetzt wieder ver- 
haftet wurde. 

Auf die Frage, wo er die letzte Nacht geſchlafen habe, hat 
er angegeben, im Aſyl für Obdachloſe; nun, dazu haben wir ein 

Aſyl für Obdachloſe doch nicht geſchaffen, daſs Sträflinge, die 
nichts thun, wenn ſie herauskommen, ihren Überverdienſt verputzen 
und dann wieder ſtehlen und wegen neuen Verbrechen eingeſperrt 
werden; damit ſolche Leute ein Unterkommen haben, dafür haben 
wir die Wärmeſtuben nicht. 

Man mußs aber das Kind nicht mit dem Bade verſchütten, 
und weil ein ſolcher Lump einmal hineinkommt, gleich ſagen, dazu 
iſt das Aſyl nicht geſchaffen. Wir ſtellen ja auch auf der Ringſtraße 
und im Stadtparke Bänke auf und doch ſetzt ſich dort auch manchmal 
ein ſolches Individuum hin. Würden Sie dann ſagen: Wir können 
dieſe Bänke nicht aufſtellen, weil dort auch ein Sträfling oder 
Verbrecher ſich hinſetzt, der vielleicht morgen wieder eingekaſtelt wird. 

Aber noch Eines, meine Herren, es beſteht auch die Möglichkeit, 
daſs ein Verbrecher, der in die Wärmeſtube oder ins Aſyl geht, 
dadurch Zeit gewinnt, einen ordentlichen Beruf zu finden! Das 
ſind alſo für mich keine Gegengründe, für mich iſt nur das Eine 
maßgebend, dass, wie ich ſelbſt geſehen habe, Tauſende von armen 
Teufeln dadurch gerettet werden, auf Tage hinaus und dadurch 
vielleicht für immer, weil gerade die Allerärmſten, die nichts zu 
nagen und zu beißen haben, in dem Momente, wo ſie ſonſt 
vielleicht erfrieren würden, 24 Stunden Aufſchub bekommen, und 
dies iſt ſchon ein ungeheuerer Gewinn im Kampfe um die Exiſtenz. 

Ich ſchließe, meine Herren, indem ich meinen Antrag ziffer- 
mäßig formuliere und Sie bitte, für dieſen gedachten Zweck 
3000 fl. zu bewilligen. 

Der Verein hat coloſſale Koſten, über 20.000 fl. wurden das 
letzte Jahr ausgewieſen, und es wäre nur Pflicht, eine Ehrenſchuld 
der Gemeinde, in dieſer Weiſe für die Armſten ihrer Bewohner 
zu ſorgen. 

Ich bitte Sie alſo, meine Herren, ſtimmen Sie für dieſen 
Antrag, und ich appelliere da ganz beſonders an die Herren von 
der Oppoſition, von denen ich wirklich nicht weiß, welche Worte 
von Ihnen gegen dieſen Antrag geſprochen werden könnten, weil 
er nur dahin geht, ganz Ihren ſonſtigen Intentionen entſprechend, 


für die Armen und Armſten etwas zu thun. (Lebhafter Beifall.) 
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Vice Bürgermeiffer Dr. Richter übernimmt den 
Vorſitz. 

Gem.-Nath Frauenberger: Es iſt wohl jedermann von uns 
überzeugt, daſs die Wärmeſtuben wirklich ein Aſyl für die ärmſten 
Leute in Wien ſind, und indem der Herr Vorredner das hervor— 
gehoben hat, hat er uns eigentlich nichts neues geſagt, weil wir 
das Alle wiſſen. Ich verweiſe Sie aber darauf, meine Herren, 
weil ich der Meinung bin, dafs mein unmittelbarer Herr Vorredner 
doch vielleicht in der Hitze etwas zu weit gegangen iſt, ich verweiſe 
Sie darauf, daſs dieſer Verein ein Privat-Wohlthätigkeitsverein iſt, 
ein Verein, welcher von Privaten gegründet wurde und namentlich 
von Privaten erhalten wird. Dieſer Verein hat bisher, bis vor 
wenigen Jahren, ſeitens der Gemeinde Wien eine Subvention von 
200 fl. erhalten und er hat dadurch auch gewiſſermaßen die 
moraliſche Unterſtützung der Gemeinde Wien gehabt. Später wurde 
dieſem Vereine die Subvention auf 500 fl. erhöht und wenn heute 
angeſichts der geänderten Verhältniſſe und der Vergrößerung der 
Stadt Wien ſeitens des Stadtrathes vorgeſchlagen wird, dieſen 
Verein nunmehr mit 1000 fl. zu ſubventionieren, ſo glaube ich, 
hat der Gemeinderath ſeine Pflicht erfüllt. Meine Herren, es iſt 
ja richtig, man kann in dieſer Richtung nicht genug thun, aber 
andererſeits müſſen Sie bedenken, daſs man auch den reichen 
Leuten Gelegenheit geben mufs, hier wohlthätig einzugreifen und 
es geht nicht an, dafs die Gemeinde Wien alle dieſe Vereine 
übernimmt, welche in wohlthätiger Weiſe von Privaten gegründet 
wurden. Ich werde ein entſchiedener Gegner meines geehrten Herrn 
Vorredners ſein, wenn er vielleicht den Antrag ſtellt, dass die 
Gemeinde Wien dieſen Verein unter ihre Fittiche nehmen ſoll, 
d. h. auf deutſch: „Ihr, Private, Ihr reichen Leute, Ihr könnt 
Euch jetzt zurückziehen; jetzt wird die Gemeinde Wien für die 
Armen ſorgen“. 


Meine Herren, vergeſſen Sie nicht, wir haben auch in 
tauſenderlei anderen Fällen wohlthätig zu ſein und Wohlthätigkeit 
zu üben, es geht nicht an, daſs wir mit dem Gelde der Steuer— 
träger in ſolcher Weiſe umſpringen, wie hier bei jeder Gelegenheit 
es zum Ausdrucke kommt. Meine Herren, wer zahlt denn die 
Steuern? 


Ja, wenn Sie ſolche Aſyle errichten wollen, wo nehmen Sie 
das Geld her und wer zahlt die Wärmeſtuben? Auch wieder die 
kleinen Leute, die machen Sie jo arm, daßs fie in die Wärme— 
ſtuben gehen müſſen. (Beifall.) 

Es hat alles ſeine Grenzen und möchte ich Sie bitten, bei 
dem Antrage des Stadtrathes zu bleiben. Meine Herren, bei aller 
Anerkennung für das Gefühl für die Armen, mufs man es doch 
ungeſcheut ausſprechen, ſo ſehr darf man ſich von dem Gefühl 
doch nicht hinreißen laſſen, wie der unmittelbare Herr Vorredner 
gethan hat; wir müſſen anders eingreifen, um den Armen zu 
helfen. Das iſt keine Hilfe, das iſt nur eine momentane Unter⸗ 
ſtützung, wenn fie nur einen Biſſen Brot und etwas Warmes mit 
einem bisschen Thee bekommen. Wir müſſen die Armen auf eine 
andere Weiſe verſorgen, dann bleibt wirklich für die Armen was, 
aber nicht in der Weiſe, das iſt nur eine Zerſplitterung der 
Mittel. Meine Herren, wir müſſen uns davor hüten, den Reichen 
jede Gelegenheit zu nehmen um wohlthätig einzugreifen. Wir 
haben in Wien ſehr viele Millionäre und ſehr viele reiche Leute, 
an dieſe möge man ſich wenden, die ſollen was thun, aber man 
darf nicht alles der Gemeinde an den Hals hinaufbinden. 
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Ich glaube alſo, ausſprechen zu ſollen, daſs wir es vorläufig 
bei der Summe von 1000 fl., welche vom Referenten beantragt 


wird, bewenden laſſen. 


Gem. Nath Arnhart: Die Armenpflege iſt gewiss, ich 
möchte ſagen, ein integrirender Beſtandtheil der Gemeinde⸗Ver⸗ 
waltung. Die Gemeinde hat die Pflicht, rückſichtlich des Armen⸗ 
weſens zu ſorgen, das iſt richtig; und wenn in erſter Linie der 
erſte Herr Vorredner an die Oppoſition ſich gewendet hat und 
geſagt hat, wir ſollen für ſeinen Antrag ſtimmen, ſo findet er uns 
theilweiſe bereit, denn Sie, meine Herren, haben die Bierſteuer 
der armen Bevölkerung aufdividiert, und wir können nichts anderes 
machen, als dass möglichſt viel Geld von dieſer Bierſteuer den 
armen Leuten wieder zukommt. Aber meine Herren, die Sache hat 
noch einen anderen Haken; es ſoll überhaupt einmal im Gemeinde⸗ 
rathe erörtert werden, was beſſer iſt, eine öffentliche oder eine 
private Armenpflege, und da möchte ich Sie aufmerkſam machen, 
meine Herren, dals da der erſte Herr Vorredner Folgendes gejagt 
hat, daſs die öffentliche Armenpflege, ich meine die Armenpflege, 
wie fie bei der gegenwärtigen Organiſation des Armenweſens ge— 
ſchieht, die beſſere iſt, denn hier kann man der ſicheren Überzeugung 
ſein, daf3 nur der würdige Arme etwas bekommt, während in einer 
Wärmeſtube jeder, der hineinkommt, etwas bekommt, da wird nicht 
gefragt, biſt Du würdig oder nicht. 

Die mathematiſche Wahrſcheinlichkeit ift alſo bedeutend größer, 
wenn die Armenpflege öffentlich geſchieht, und da möchte ich auf— 
merkſam machen, dafs der erſte Herr Vorredner eigentlich in dieſer 
Angelegenheit übertrieben hat. Ich wäre überhaupt dafür, daßs 
man ſolche Subventionen nicht Privatvereinen gibt, denn es iſt 
ſchon von unſerer Seite, von einem Herrn, der ſchon das Zeitliche 
geſegnet hat, früher des Ofteren hervorgehoben worden, daj3 das 
nur Gelegenheit iſt für gewiſſe reiche Leute, ſich protzig zu machen 
und ſich Verdienſte beim Volke zu erwerben; zum Mindeſten iſt 
dieſer Fall nicht ausgeſchloſſen. (Widerſpruch rechts.) Es kann 
Einer das thun, während wenn die Armenpflege öffentlich iſt, ſo 
habe ich die Sicherheit in der Hand und iſt es im vorhinein aus— 
geſchloſſen, daßs Leute, welche einer Unterſtützung unwürdig ſind, 
dieſelbe bekommen. 

Ich möchte nur zu den Anregungen des erſten Herrn Redners 
hinzufügen, dass er übertrieben hat, weil dieſes Argument, das ich 
angeführt habe, entſchieden ſeine Richtigkeit hat. 

Gem.-Nath Geitler: Ich beantrage Schluſs der Debatte. 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Richter: Es iſt Schluss der 
Debatte beantragt worden, ich bitte jene Herren, welche zuſtimmen, 
die Hand zu erheben. (Nach einer Pauſe.) 

Angenommen. 

Zum Worte ſind gemeldet die Herren Gem.⸗Räthe Lang, 
Trambauer, Stehlik, Grünbeck, Gräf, Gregorig und 
Purſcht. 

Gem.⸗Nath Tang: Vor allem habe ich dem Stadtrathe zu 
danken, daſs er infolge der von mir gegebenen Anregung auf Sub- 
vention, den urſprünglich beantragten Betrag von 200 fl. auf 
1000 fl. erhöht hat. 

Ich erkläre aber vor Allem, daſs ich für den Antrag des 
Gem.⸗Rathes Silberer bin, welcher mir gerechtfertigt erſcheint 
und für den ich ſtimmen werde. Ich erlaube mir aber auch zu be— 
merken, dafs ſpeciell der Wärmeſtubenverein unter dem Protectorate 
Ihrer kaiſerl. Hoheit der Frau Erzherzogin Valerie ſteht und 
dieſes Protectorat nur mit Allerhöchſter Zuſtimmung Sr. Majeſtät 
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verliehen wird, und daßs, ehe dieſelbe verliehen wird, die um— 
faſſendſten Recherchen gepflogen werden. 


Ich bemerke noch weiters, dass der ehemalige Polizeipräſident 


von Wien, Marx, ſeit der Gründung des Vereines im Jahre 1881 
demſelben angehört, alſo auch bereits zu jener Zeit angehörte, in 
welcher er noch in Function war, und zwar als Ehrenpräſident. 
Er hat ſich perſönlich von den humanitären und ſocialen Be- 
ſtrebungen des Vereines überzeugt. 
gegen Geſetzesüberſchreitungen. 

Ich weiß nicht, ob viele Herren, 
Wärmeſtuben eifern, auch wirklich Wärmeſtuben betreten haben, und 
wenn Sie keine ſolche noch betreten haben, ſo bitte ich Sie mir zu folgen, 
und wenigſtens für kurze Augenblicke in die Wärmeſtube Roſsauer⸗ 
lände 15 einzutreten. Es iſt dies die älteſte Wärmeſtube, die in 
einem Hauſe eingemietet iſt, und Sie können vollkommen überzeugt 
ſein, daſs in dieſem vier Stock hohen Hauſe, in welchem auch eine 
große Anzahl anderer Parteien wohnen, der Herr des Hauſes 
niemals zugegeben hätte, wenn dieſelbe nicht anſtändige Elemente 
beherbergen würde. Die Nojsanerlände bildet jo einen Sammel- 
punkt für alle jene Arbeiter, welche ihre Arbeit am Schanzel, bei 
der Transportgeſellſchaft ſuchen und daſelbſt keine Arbeit gefunden 
haben. Dasſelbe Bild finden Sie in Favoriten, in Erdberg, Mar— 
garethen, wo die Wärmeſtuben ihr Heim aufgeſchlagen haben. 
Meine Herren! Es hat ja ſchon ein großer Gelehrter, Kobden, 
ſich dahin geäußert, einmal in 24 Stunden mußs der Menſch 
eſſen — auf ehrliche Weiſe, wenn er kann — aber eſſen mus er. 
Nun, meine Herren! Ich kann Ihnen ſagen, und ich habe voll— 
kommen die Überzeugung, dass die Wärmeſtuben von jo manchen 
Verbrechen abgehalten haben, und dass fie jo manchen Menſchen, 
welcher die ehrliche Arbeit gewollt hat, der Arbeit in die Arme 
geführt haben. An den Pforten der Armut hört ſich jeder Partei— 
unterſchied auf. Ich hoffe und wünſche, dass der Antrag des 
Gem.⸗Rathes Silberer angenommen wird. Wenn hier von 
Privatwohlthätigkeit geſprochen worden iſt, dann erinnere ich 
Sie an jene Sammlung, welche ſeinerzeit der „Figaro“ in Paris 
veranſtaltet hat und bei welcher in kurzer Zeit bei 1, 300.000 Francs 
geſammelt wurden. Was iſt das im Vergleiche gegen die Privat— 
wohlthätigkeit in Wien? Die Gemeinde Wien hat meiner Anſicht 
nach die Verpflichtung, für einen Verein, wie der Wärmeftuben- 
verein, einzutreten. Sie begeht damit einen Act der Menſchenwürde 
und Menſchenfreundlichkeit, und deshalb lade ich Sie ein, dem 
Antrage des Herrn Gem.-Rathes Silberer die Zuſtimmung zu 
ertheilen. 

Gem.-Aath Trambauer: Ich werde Sie meine Herren, 
nicht ſo lange beſchäftigen, wie meine beiden Herren Vorredner. 
Die Noth iſt groß, das iſt conſtatiert; das habe ich Ihnen auch 
bei der Debatte über die Verkehrsanlagen mitgetheilt. Ich habe auch 
damals über Wärmeſtuben, über Aſylhäuſer, und über den Verein 
für hungernde und frierende Kinder geſprochen. Alles, was ich 
damals geſagt habe, iſt richtig und ich conſtatiere nur heute noch- 
mals, daſs vor 30 Jahren keine jo bettelarmen Leute in meiner 
Vaterſtadt waren wie heute (Rufe links: So iſt es!), und daſs 
Wien jetzt fo verarmt iſt, daſs viele Leute in die Wärmeſtuben 
gehen müſſen. Ich habe bemerkt, dafs die Wärmeſtube in meinem 
Bezirke ſo eingerichtet iſt, wie ein Arreſt. Daſelbſt ſind 6 Schuh 
hohe Fenſterparapete, jo daſs ein armer Menſch, ſelbſt wenn er 
ſich auf die Fufsſpitzen ſtellt, nicht zum Fenſter hinausſchauen 
kann. Ich werde allerdings für den höheren Betrag von 1000 fl. 


Sie bilden die Palliativmittel | 


welche heute gegen die 
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ſtimmen; ich bitte Sie aber, meine Herren, darauf hinzuarbeiten, 
daßs die Verarmung nicht jo rieſige Dimenſionen annimmt. 
(Rufe links: So iſt es!) Sie müſſen zuerſt die Urſache ſuchen, 
warum die Bevölkerung verarmt. (Rufe links: Jawohl!) Wenn 
der Herr College Silberer ſagt: Geben wir 3000 fl., fo muss 
ich ihm ſchon ſagen: Ja Schätzbarer, die Steuern zahlen aber 
wir; zahlen Sie ſie? Sie haben unlängſt gejagt, daſs Sie ein 
faſhionabler Herr find, dafs es Sie nicht geniert, ſich einen Fiaker 
zu nehmen und in die Oper zu fahren. Das können Sie thun. 
Geben Sie aber lieber 100 fl. für die Wärmeſtuben. Ich werde 
die geehrten Herren Collegen von der Oppoſition ſchönſtens 
bitten, für die Bewilligung von 1000 fl. einzutreten und damit 
ſchließe ich. 

Gem.-Nath Stehlik: Heute iſt von der anderen Seite eine 
Schilderung ausgegangen, wie ſchlecht es in Wien iſt, wie traurig 
die Verhältniſſe ſind, wie groß die Noth iſt. Heute ſprechen Sie es 
aus. Woher iſt das gekommen? Wer hat das verſchuldet? Wer 
hat es gethan, daſs heute in Wien das Elend jo groß iſt, wie in 
keiner zweiten Stadt. Es iſt mit Recht e worden, dafs 
374.000 Menſchen geſpeist wurden. Ja, das iſt eben ein Unglück. 

Wenn ich ſchon bei dieſem Punkte angelangt bin, fo mufs 
ich ſagen, dafs, wenn wir heute in dem vergrößerten Wien Wärme⸗ 
ſtuben haben, mir drei Wärmeſtuben zu wenig zu ſein ſcheinen, 
denn es iſt nicht möglich, daſs jemand aus der Stadt nach Erd⸗ 
berg oder aus dem X. Bezirke nach Margarethen geht, und da 
komme ich auf den Punkt, den der unmittelbare Herr Vorredner 
aus dem VII. Bezirke beſprochen hat. Es iſt geſagt worden, man 
ſolle ſich an die beſſer ſituierten Claſſen wenden; ja, meine Herren, 
bei den Wahlen, da zeichnen manche Reiche, Lo bmayer, Dreher 
10.000 fl., 5000 fl., aber hier finden Sie dieſe Herren nicht. 
(Beifall links.) Morgen werden Sie in den Blättern leſen, wie 
nothwendig dieſe Auslage iſt, aber man könne ſie den Steuerträgern 
nicht auferlegen. Ich bin neugierig, ob von dieſen Herren ſich 
vielleicht Einer erwärmen und zeichnen wird; wenn aber die Wahlen 
kommen, da wird man die Herrſchaften wieder ſehen, wenn wir 
ſo glücklich ſein werden, zu der Liſte zu gelangen, um zu ſehen, 
wie viel ſolche Wahlen koſten und auf welche Weiſe ſie gemacht 
werden; wir haben ja geſehen, dass ein einziger Wahlmacher in 
Neulerchenfeld 4000 fl. bekommen hat. Der Herr Gem.-Rath 
Frauenberger hat davon geſprochen und ich bin neugierig, 
ob morgen die Zeichnung vor ſich geht; da werden wir aber die 
Herren nicht finden. In Margarethen iſt es ſo weit gekommen, 
dafs die Leute ſogar die Kinder in die Wärmeſtuben ſchicken, das 
iſt ein trauriges Zeichen, ſogar Schulkinder werden mitgenommen. 
(Gem.-Rath Gregorig: Die werden etwas Schönes lernen!) 

Es wurde auch davon geſprochen, man ſolle den Schnaps— 
boutiquen die Kundſchaften abnehmen. Ich erlaube mir nun, den 
Antrag weiter zu motivieren. (Rufe links: In die Suppenanſtalten 
gehen die Juden!) Von dieſen Leuten hören die Herren nicht 
gerne. Heuer iſt der Winter vorüber; vielleicht wird ſich die reichere 
Claſſe das, was hier in der Gemeindeſtube geſprochen wurde, zu 
Herzen nehmen. Es kommen jetzt die Wahlen in den erſten Wahl: 
körper, da wird man kein Geld brauchen, da werden die Herren 
ſchon gewählt, vielleicht wird alſo das Geld jetzt gegeben werden. 
Wenn aber dann der Winter kommt, erwarten wir, dais man mit 
den Arbeiten beginnen wird. 

Es iſt der Antrag eingebracht worden, daſs die Arbeiten 
beginnen ſollen. Wenn das geſchieht, jo. wird das Unglück und 
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das Elend nicht ſo groß ſein. Ich denke mir Folgendes: Vielleicht 
werden die reichen Leute ſich geſchmeichelt fühlen, wenn der Antrag 
von ihnen geſtellt wurde. Wir ſtellen ihn ja nicht, und uns 
würden ſie auch nichts geben. Dann erwarte ich auch Arbeit von 
Groß⸗Wien. Im heurigen Winter, wo kein Schneefall war und 
wo auch die Trammay nichts ausgebeben hat, wurden 374.000 Per⸗ 
ſonen ausgeſpeist; und was haben ſie bekommen? Eine elende 
Arreſtkoſt; es iſt traurig, dass die Verhältniſſe in Wien fo find. 
Die Stadträthe nehmen 3000 fl., ſie ſollen aus ihrer Taſche etwas 
geben; da ſollen ſie Patrioten ſein, die ſollen die Erſten am Zeuge 
flicken, aber ſie werden nicht einen Pfennig für dieſen Zweck her— 
geben; zum Zwecke der Wahlen werden ſie es thun. (Beifall links.) 

Gem.-»Aath Grünbeck: Der vorliegende Gegenſtand iſt 
gewiſs ein ſolcher, der die Bevölkerung ſehr innig berührt. Sie 
dürfen aber nicht glauben, daſs Sie dem Arbeiter mit dem den 
Mund ſtopfen, daſs Sie ihm eine Schale Suppe geben. Die 
Hauptſache iſt, geben Sie Arbeit und trachten Sie ſo raſch als 
möglich, daſs die Regierung die Sache nicht wieder verzögert. Ich 
will nicht zurückkommen auf den Artikel des „Wiener Tagblatt“, aber 
es muſs etwas dran fein; es wäre mir lieber, wenn es mit der 
Verzögerung nichts wäre. Wie geſagt, auf dieſe Weiſe werden Sie 
dem Arbeiter nicht den Mund ſtopfen. Gerade der löbliche Stadt— 
rath geizt mit den 40.000 fl., welche die Wegreißung der Linien— 
wälle eventuell koſtet; dieſe ſollen die Bewerber um die Parcellen 
bezahlen. Geben Sie alſo Arbeit, dann brauchen Sie nicht ſolche 
Dinge, wie wir ſie jetzt verhandeln. 

Ich bin zwar für die 1000 fl. und unſere Partei ſelbſt— 
verſtändlich auch. Aber ich möchte nur daran erinnern, dass Sie 
und auch das Präſidium trachten ſollen, daj3 fo viel als möglich 


Arbeit geſchaffen werde. Dann werden die Arbeiter keine Schale 


Suppe brauchen, dafür werden ſie ſich nicht bedanken. 

Gem.-Nath Gräf: Meine ſehr geehrten Herren! Sie haben 
gehört, daſs der Herr Gem.-Rath Silbe rer die Erhöhung der 
Subvention für dieſen Wohlthätigkeitsverein auf 3000 fl. wärmſtens 
befürwortet. Ich erinnere Sie daran, daßs vor kurzer Zeit die 
Debatte über die Bierſteuer hier ſtattgefunden hat; und da hat 
der Herr Gem. Rath Silberer daran die Bemerkung geknüpft: 
Stimmen Sie zu! In kurzer Zeit wird das Geld rieſeln und 
rieſeln (Heiterkeit) 115 in die entfernteſten Grenzen der Vororte. 
Und heute haben wir Gelegenheit wahrzunehmen, daſs er daran 
nimmer recht glauben mujs, wofür er vor einigen Wochen mit 
Wärme eingetreten iſt. Ich erkläre von vornherein, daſs ich nicht 
dagegen bin, dafs die 1000 fl. Subvention an die Wärmeſtuben 
gegeben werden, und ich wäre auch dafür, wenn die Verhältniſſe 
im heurigen Jahre ſich nicht beſſern ſollten, wenn die großen Hoff- 
nungen, die an die Verkehrsanlagen geknüpft werden, nicht in 
Erfüllung gehen, wenn der Volkswohlſtand ſich nicht heben und 
die Verarmung fortſchreiten ſollte, im nächſten Jahre auch für 
eine Subvention von 3000 fl. zu ſtimmen. Vorläufig wünſche ich 
aber, daſs der Herr Gem.-Rath Silberer Recht behalte, und 
dafs viel Arbeit geſchaffen werde. Ja, ich habe ſogar den zuver— 
ſichtlichen Wunſch, die Wärmeſtuben ganz aufzulaſſen, da es dann 
nicht nothwendig fein würde, dass die Arbeiter dort vor Hunger 
und Kälte geſchützt werden. 

Ich bitte, dem Antrage des Herrn Referenten auf Bewilligung 
einer Subvention von 1000 fl. zuzuſtimmen, und bitte zur Kenntnis 
zu nehmen, daſs, wenn ſich die Verhältniſſe nicht beſſern, wir im 
nächſten Jahre für eine Subvention von 3000 fl. ſtimmen werden. 


Gem.-Nath Gregorig (zur Geſchäftsordnung): Die Sache 
iſt ſchon ſo weit nach allen Richtungen erörtert (Heiterkeit) — die 
Herren lachen ſchon im vorhinein — das ich nun die Wahl der 
Generalredner beantrage. 

Vice-PBürgermeiſter Dr. Richter: Der Herr Referent 


hat das Schluſs wort. 


Referent Gem.-Nath Kreindl: Ich habe mir nur die 
Bemerkung zu erlauben, dass nach der nachträglichen Eingabe 
dieſes Vereines bis jetzt ſchon über 300.000 Perſonen in den vier 
Wärmeſtuben aufgenommen und beköſtigt worden find, und daſs 
im Monate Februar aller Wahrſcheinlichkeit nach mindeſtens 
200.000 Perſonen aufgenommen werden dürften. 

Mit Rückſicht auf dieſe Daten möchte ich bitten, die Sub— 
vention von 1000 fl. bewilligen. 

Gem.-Nath Frauenberger (zu einer perſönlichen Bemerkung): 
Ich ſehe mich veraulaſst, auf die Ausführungen des Herr Gem.-Rathes 
Stehlik zu bemerken, daßs alle dieſe Vereine ſehr viel Geld 
brauchen, und dass dieſes Geld nur von den reichen Leuten kommt. 
Allerdings entziehen ſich ſehr viele dieſer Pflicht, das wollte ich 
geſagt haben. 

Gem.-Nath Arnhart (zu einer thatſächlichen Berichtigung): 
Gegenüber den Ausführungen des Herrn Gem.-Rathes Frauen⸗ 
berger muss ich thatſächlich berichtigen, dass er früher gejagt 
hat — ich habe extra hinüber gerufen — daſs dieſes Geld die 
arme Bevölkerung zahlt. Ich bitte im ſtenographiſchen Protokolle 
nachzuſchauen. 

Gem.-Rath Frauenberger: Ich habe das bezüglich der 
Steuer geſagt, aber bezüglich der Vereine habe ich ausdrücklich 
geſagt, dass dieſelben von reichen Leuten zu ſubventionieren und 
zu unterſtützen wären. 

Gem.-Nath Stehlik: Herr Gem.⸗Rath Frauenberger 
ſagt eben, daſs das Geld von den reichen Leuten ſtammt; er hat 
aber geſagt, man ſoll an ſie herantreten und darin habe ich ihn 
bekräftigt; wenn dies geſchieht, dann bin ich zufrieden. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Richter: Dann erlaube ich mir 
nur die Frage, was eigentlich berichtigt werden ſoll, denn das iſt 
nichts, als eine Fortſetzung der Debatte. — Ich bringe nun den 
Antrag des Herrn Gem.-Rathes Silberer zur Abſtimmung, 
welcher 3000 fl. beantragt; wenn der fällt, kommt der Antrag des 
Herrn Referenten zur Abſtimmung. 

Ich bitte alſo diejenigen Herren, welche dem Antrage des 
Herrn Gem.-Rathes Silberer zuſtimmen, dass eine Subvention 
von 3000 fl. ertheilt werde, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) 
Abgelehnt. 

Nun bitte ich diejenigen Herren, welche dem Antrage des 
Herrn Referenten auf Bewilligung von 1000 fl. zuſtimmen, 
die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Angenommen. 

Der Gegenſtand iſt erledigt. 

Es wurde daher beſchloſſen, dem Wiener Wärme— 
ſtuben- und Wohlthätigkeits-Vereine eine Subvention 
von 1000 fl. für das Jahr 1891 zu gewähren. 

19. Referent Gem.-Nath Kreindl: Ich habe noch über das 
Unterſtützungsgeſuch zu Z. 3616 zu referieren. 

Der Unterſtützungs-Verein für entlaſſene Sträflinge erſucht 
ebenfalls um eine Subvention. Dieſer Unterſtützungs-Verein für 
entlaſſene Sträflinge und für hilf- und ſchuldloſe Familien von 
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Verhafteten erhielt zufolge Gemeinderaths-Beſchluſſes vom 4. ‘Des 
cember 1888 eine Subvention von je 300 fl. auf die Dauer von 
3 Jahren, die auch für alle 3 Jahre bereits behoben wurde. 

Er bittet nun auch um eine fernere Unterſtützung, und in 
Anbetracht des echt menſchenfreundlichen Wirkens des Vereines, 
der durch ſeine hilfreiche Thätigkeit das bittere Los mancher ſchuld— 


loſen Familie lindert — es wurden nämlich 729 Sträflinge und 


311 Familien von Sträflingen mit einem Betrage 6740 fl. unter⸗ 
ſtützt — erlaube ich mir namens des Stadtrathes den Antrag zu 
ſtellen, dem Vereine auch für die nächſten 3 Jahre, d. i. bis Juli 
1895, einen Unterſtützungsbetrag von 300 fl. zu gewähren. 


Vice-Bürgermeiſter Dr. Richter: Keine Einwendung? 
(Niemand meldet ſich.) Angenommen. 


Es wurde daher beſchloſſen, dem Wiener Unter— 
ſtützungs Vereine für entlaſſene Sträflinge eine Sub— 
vention von 300 fl. für die nächſten drei Jahre, 
d. i. bis Juli 1895 zu gewähren. 


20. Referent Gem.-Nath Kreindl: Endlich habe ich noch 
über St.⸗R.⸗Z. 106, Beilage 9, zu referieren. 

Der Weinbauverein im XVIII. Bezirke erſucht um Überlaſſung 
eines Grundes zur Anlage eines Verſuchsweingartens. (Rufe links: 
Einverſtanden!) Ich bitte, ich muſs mir doch erlauben, den Antrag 
zu Ihrer Kenntnis zu bringen, ſowie die Bedingungen, die daran 
geknüpft ſind, zu verleſen. (Rufe links: Nicht begründen, nur den 
Antrag leſen!) Ich werde mir alſo nur erlauben, Ihnen den 
Antrag zu unterbreiten. Derſelbe lautet (liest): 

„Die Gemeinde Wien erklärt ſich bereit, dem zu 
conſtituierenden Weinbau-Vereine für den XVIII. Wiener 
Bezirk die im Grundbuche Pötzleinsdorf, sub Einl.“ 
Zahl 260, inliegende Wieſen-Parcelle Nr. 589 im 
Flächenausmaße von 1581 Quadratklafter zur Anlage 
eines Verſuchs-Weingartens mit amerikaniſchen Reben 
pachtweiſe gegen einen jährlichen Pachtzins von 5 fl. 
auf die Dauer von 10 Jahren zu überlaſſen, jedoch 
unter folgenden Bedingungen: 

1. Die Statuten des Vereines ſind dahin abzu— 
ändern, daſs keinem Weingartenbeſitzer aus den be: 
ſtandenen Gemeinden Salmannsdorf, Neuſtift, Pötz— 
leinsdorf, Gerſthof, Weinhaus und Währing die Mit- 
gliedſchaft verſagt werden darf, ferner dafs der Verein 
das Schnittholz und die veredelten Wurzelreben nur 
ohne Entgelt an ſeine Mitglieder abgeben darf und 


daſs auch dieſe die vom Vereine erhaltenen Schnitt— 
hölzer und Wurzelreben nicht entgeltlich veräußern 
dürfen. 


2. Das fragliche Grundſtück darf nur zur Anlage 
eines Verſuchs-Weingartens mit amerikaniſchen Reben 
behufs Erlangung von veredelten Wurzelreben und 
Schnittholz verwendet werden. 

3. Die Gemeinde Wien iſt bei Nichteinhaltung 
dieſer Bedingungen berechtigt, das Pachtverhältnis ſo— 
fort ohne Kündigung aufzulöſen.“ (Beifall links.) 

Gem.-Aath Steiner: Meine Herren! Es iſt ſehr erfreulich, 
daſs die weinbautreibende Bevölkerung innerhalb des Gemeinde— 
gebietes von Wien zur Selbſthilfe greift und es iſt dies der vierte 
Verein, der ſich in Wien innerhalb zweier Jahre zum gleichen 
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Zwecke gebildet hat. Die Unterſtützung der weinbautreibenden 
Bevölkerung von Seite des Ackerbauminiſteriums iſt im Verhältniſſe 
zur Unterſtützung derſelben ſeitens der Regierungen in Ungarn 
und Frankreich gleich Null zu bezeichnen. Der n.5. Landes⸗ 
Ausſchuſs hatte die Weinbautreibenden aufgefordert, Geſuche zu 
überreichen, damit ſie amerikaniſche Reben bekommen; die Geſuche 
ſind aber ſchließlich mit dem Beſcheide zurückgeſendet worden, es 
ſeien keine Reben vorhanden. 

Ich werde für den Antrag des Herrn Referenten ſtimmen, 
jedoch für eine andere Stiliſierung der Punkte 1 und 2. Es 
heißt hier: „Die Statuten des Vereines ſind dahin abzuändern, 
dafs keinem Weingartenbeſitzer aus den beſtandenen Gemeinden 
Salmannsdorf, Neuſtift, Pötzleinsdorf, Gerſthof, Weinhaus und 
Währing die Mitgliedſchaft verſagt werden darf.“ Meine Herren! 
Ich war ſchon bei zwei Gründungen von Weinbauvereinen thätig. 
Es muſßs jeder, der dem Vereine beitritt, damit ein Capital vor— 
handen iſt, zur Anlegung des Verſuchsweingartens, einen Antheil 
zahlen. Wenn Sie nun erklären, dafs jeder jederzeit aufgenommen 
werden muſs, dann werden 8 oder 10 Weinbautreibende in dem 
Bezirke die Ehre haben, den Verein zu gründen, ſich zu plagen 
und wenn das Weinrebenmateriale abgegeben wird, kann jeder dem 
Vereine beitreten und er braucht nur einen Jahresbeitrag zu 
leiſten. Wir haben in Sievering, Grinzing, Dornbach u. ſ. w. 
per Antheil 5 fl. zahlen müſſen, auf mich ſind 30 fl. gekommen. 
Gegen einen ſolchen Antrag muss ich mich alſo abſolut ausſprechen. 

Weiters wende ich mich gegen die „veredelten Wurzelreben“. 
Ich mache weder dem Herrn Referenten noch dem Stadtrathe 
einen Vorwurf, aber man geht bereits von der Veredlung der 
Wurzelreben ab, weil man ſeit zwei Jahren durch die Erfolge, 


die bei den Verſuchen mit der Standortsveredlung erzielt worden 


7. 


ſind, eines Beſſeren belehrt wurde. Es werden nämlich die Reben 
wild angepflanzt und wenn ſie die nöthige Stärke erlangt haben, 
am Stocke veredelt und damit ſind bisher die meiſten Erfolge 
erzielt worden. 

Nun komme ich zur Stiliſierung. Punkt 1 hätte nach meinem 
Antrage zu lauten: 

„Dass bei der Conſtituierung des Vereines keinem Weingarten— 
beſitzer aus den beſtandenen Gemeinden Salmannsdorf, Neuſtift, 
Pötzleinsdorf, Gerſthof, Weinhaus und Währing die Mitgliedſchaft 
verſagt werden darf; ferner, dajs der Verein die in ſeinem Mutter— 
weingarten producierten Reben nur ohne Entgelt an feine Mit- 
glieder abgeben darf.“ 

Punkt 2 hätte zu lauten: 

„Das fragliche Grundſtück darf nur zur Anlage eines Verſuchs— 
weingartens mit amerikaniſchen Reben behufs Erlangung von 
Schnittholz verwendet werden.“ 

Ich muſßs Sie bitten, wenn Sie etwas Nützliches ſchaffen 
wollen, und man ſieht ja, dafs der Stadtrath den guten Willen 
hat, nach dem Pachtpreiſe, den er beantragt, den Weinproducenten 
keine gebundene Marſchroute mitzugeben, die Weinproducenten des 
XVIII. Bezirkes zu unterſtützen und dasjenige zu thun, was im 
Intereſſe der Weinbautreibenden liegt; ich bitte demnach, meine 
Anträge anzunehmen. (Beifall links.) 

Gem.-Rath Kaſpar: Es iſt eine lange Reihe von Jahren, 
daſs ich für den Weinbau ein ungeheueres Intereſſe hege. Ich 
habe geſehen, mit welcher Mühe und Plage die Weingärten beſtellt 
werden müſſen, ich kenne die großen Befürchtungen, in welchen 
die Weinbauer das ganze Jahr hindurch wegen der Elementar- 
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Ereigniſſe leben. Nun kommt noch dazu die Erkrankung des Wein— 
ſtockes, bei der gar keine Ausſicht auf eine Beſſerung iſt, jo dass 
an eine Sanierung gedacht werden mußs. | 

Ich begrüße deshalb mit Freuden den Antrag des Stadt— 
rathes, der ein Flächenausmaß mit 1581 [1° gegen einen Pacht⸗ 
zins von 5 fl. überlaſſen will. Ich hätte es wohl ſehr gerne 
geſehen, wenn dieſer Bevölkerung noch mehr Sympathie zugewendet 
und dies unentgeltlich geſchehen würde. Ich will mich jedoch damit 
befreunden und ſtimme dem Antrage bei. Nur habe ich gegen die 
Bedingungen etwas einzuwenden. 

Es hat eine Reihe von Weinbaubeſitzern, von den ärmſten, 
das find die ſogenannten Viertelbeſitzer, ſich mit der Vorſtellung 
an mich gewendet, daſs es ihnen unmöglich iſt, dieſem Vereine 


beizutreten, nachdem der Mitgliedsbeitrag ein enorm großer iſt. | 


Dieſe Claſſe von Weinbaubeſitzern umfasst ſogenannte Taglöhner; 
ſie arbeiten im Weingarten, ſie haben den Weingarten entweder 
durch Erbſchaft oder durch Ankauf an ſich gebracht, bearbeiten ihn 
ſelbſt und die übrige Zeit hindurch verwenden ſie ſich als Tag— 
löhner bei anderen, größeren Weinbautreibenden. 

Nun, meine Herren, hier heißt es im erſten Punkte der 
Bedingungen, das nur an die Mitglieder ſolche Reben vertheilt 
werden können. Es mus aber auf jene Claſſe von Beſitzenden 
Rückſicht genommen werden, welche als Mitglieder nicht beitreten 
können, und da glaube ich beantragen zu dürfen, dass es heißt 
„ohne Entgelt, aber mit Ausnahme der kleinen Weinbaubeſitzer, 
welche dem Vereine als Mitglieder nicht beitreten können.“ Ich 
empfehle dieſen Zuſatz auf das wärmſte, weil gerade dadurch, daßs 
man dieſen ärmſten Leuten nicht Gelegenheit gibt, auch daran zu 
participieren, ein großes Unrecht geſchehen würde. Dieſe Leute 
werden ſonſt geradezu dazu gezwungen, ihren Weingarten zu ver— 
kaufen, weil ihnen eine Beſchaffung der Reben gar nicht möglich 
wäre. 

Nun bitte ich zu bedenken: wenn ſolch' ein armer Teufel in 
der gegenwärtigen Zeit ſeinen Weingarten veräußern müjste, welchen 
Preis würde er erzielen! Darnach, wie die Preiſe der Weingärten 
jetzt ſtehen, werden Sie es ſelbſt ermeſſen können. 

Ich bitte nochmals dringend, auch dieſen kleinen Weingarten⸗ 
beſitzern, welche rein nur vom Taglohne leben und als Mitglieder 
dem Vereine nicht beitreten können, gegen mäßige Entſchädigung 
die Reben zukommen zu laſſen. 

Gem.-Vath Dr. Klotzberg: Sehr geehrte Herren! Es 
wurde von Seite eines Vorredners hervorgehoben, dajs Punkt 1 
dieſer Vertragsbedingungen dahin abgeändert werden möge, daſs 
überhaupt nur an Mitglieder die Wurzel- und Schnittreben ab— 
gegeben werden ſollen, aus dem einfachen Grunde, weil, wie jede 
Conſtituierung eines Vereines, auch dieſe mit Unkoſten verbunden 
iſt, und dann, wenn geſäet iſt, andere Leute ernten kommen; ich 
pflichte dem vollkommen bei. Ich würde aus dieſem Grunde be— 
antragen, den erſten Paſſus dahin abzuändern, daſs es heißt: 
„Reben nur ohne Entgelt an ſeine Mitglieder, jedoch müſſen die⸗ 
ſelben mindeſtens zwei Jahre dem Vereine als Mitglieder ange⸗ 
hören“. Damit wäre dieſem Geſichtspunkte auch Rechnung getragen. 
Was den Punkt weiters anbelangt, ob Wurzel- oder Schnittreben 
heutzutage geeigneter ſind, ſo werden das jene Herren, die ja Fach— 
leute ſind und die dieſen Muſtergarten gründen, zu beurtheilen 
haben. Ich bitte alſo, meinen Antrag zu acceptieren. 

Gem.-Nathß Seiler: Ich will den Antrag, der vom Stadt— 
rath geſtellt iſt, nicht weiter beſprechen, und will nur den Antrag 
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des Herrn Gem.⸗Rathes Steiner, welcher beantragt, dass nur 
den Mitgliedern, welche bei Conſtituierung dieſes Vereines dem— 
ſelben beitraten, die unentgeltliche Abgabe von Wurzelreben geſtattet 
werde, dahin erweitern, dafs es auch den ſpäter Eintretenden 
geſtattet ſein ſoll, die Reben unentgeltlich zu beziehen, wenn ſelbe 
den Jahresbeitrag oder jenen Betrag nachzahlen, der bei der 


Gründung gezahlt worden iſt; das will ich zur Ergänzung des 


Antrages Steiner beantragen. 

Gem.-Nath Värktl: Ich möchte Sie erſuchen, die Anträge 
des Collegen Steiner anzunehmen. Die Stiliſierung kann man 
ja verſchieden machen, endlich kommt es beinahe auf das gleiche 
hinaus. Aber ich habe Vertrauen zu einem Fachmanne und ich 
glaube, der erſte Herr Sprecher Steiner iſt in dieſer Richtung 
Fachmann. Wenn Sie die Anträge in der Faſſung annehmen, wie 
ſie College Steiner vorſchlägt, — ich glaube, der Herr Referent 
wird auch nichts dagegen haben — ſo verurſacht die Sache der 
Commune keine Auslagen. Der Antragſteller will nur die Vereins— 
mitglieder geſichert wiſſen. Was ein zweiter Herr Sprecher von 
dieſer Seite geſagt hat, es ſollen auch denen, die nicht Mitglieder 
ſind, die Reben abgegeben werden, das, meine Herren, iſt nicht 
durchführbar. Er meint, der Preis iſt zu hoch für die Armeren. 
Das iſt nicht richtig. Das ſind Antheilſcheine, und jeder derſelben 
koſtet 5 fl., mitunter weniger, über 5 fl. nicht, wie mir mitgetheilt 
wurde. Den kleinen Betrag kaun er leiſten, und dann hat 
er das bene, daſs er von dem Vereine unterſtützt wird. Der 
Herr College Dr. Klotzberg beantragt, daſs jemand 2 Jahre 
Mitglied ſein müſſe, bis er dasſelbe Recht wie ein anderer beſitzt. 
Das iſt ſchon wieder eine Erſchwerung. 10 fl. ſind ſchon mehr 
als 5 fl. Wenn er 5 fl. erlegt hat, iſt er Mitglied. Nun mus er 
2 Jahre warten und 10 fl. zahlen. Hat er mehrere Antheilſcheine, 
ſo kommt er auf 20 oder 30 fl. Meine Herren, das iſt erſchwerend. 
Ich bitte Sie nochmals, die Abänderungs-Anträge des erſten 
Herrn Sprechers anzunehmen. 

Gem.-Nath Steiner: Ich muſßs einiges zum Zuſatz⸗Antrage 
des Gem.-Rathes Kaſpar bemerken, welcher dahin geht, dais 
auch demjenigen, welcher unbemittelt iſt, nach 2 Jahren Reben 
unentgeltlich abgegeben werden müſſen. Seien Sie überzeugt, ich 
trete gewiſs für die weinbautreibende Bevölkerung ein, welche 
unbemittelt iſt, und kenne deren Verhältniſſe ziemlich genau. Bei 
Gründung des Vereines ſind bei uns Mitglieder, welche für 
, Antheil 2 fl. 50 kr. zu bezahlen haben, und der Verein iſt an 
fie leider nicht herangetreten. Nun wird aber wohl ein Weingarten— 
beſitzer, der einen Weingarten hat, welcher einen Wert von 1000 fl. 
repräſentiert, bei der Conſtituierung des Vereines doch 2 fl. 50 kr. 
beſitzen, um den Mitgliedsbeitrag zu erlegen. Wie kommen die 
Mitglieder dazu, für immerwährende Zeiten dafür zu arbeiten. 
Ich bitte daher, meinen Antrag, wie ich ihn geſtellt habe anzu— 
nehmen. 

Referent: Nachdem der Herr College Steiner ein Sach— 
verſtändiger im Weinban zu ſein ſcheint, ſo habe ich gegen die 
Anderung, nachdem dieſelbe wirtſchaftlicher Natur iſt, nichts ein— 
zuwenden. 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Nichter: Wir ſchreiten zur Ab- 
ſtimmung. Gegen die Einleitung des Referenten-Antrages iſt eine 
Einwendung nicht erhoben worden, dass nämlich dieſe Verpachtung 
gegen einen jährlichen Pachtzins von 5 fl. auf 10 Jahre bewilligt 
werde. Ich bitte jene Herren, welche dem zuſtimmen, die Hand 
zu erheben. (Geſchieht.) Angenommen. Gegen Punkt 1 iſt 
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von dem Herrn Gem.-Rath Steiner ein Gegen-Antrag geftellt 
worden, welcher den ganzen Abſatz ändert. 

Ich werde den Abſatz 1 in der Faſſung des Herrn Gem.-Rathes 
Steiner zur Verleſung bringen. 

Er ſoll lauten: „Die Statuten des Vereines ſind dahin 
abzuändern, dass bei der Conſtituierung keinem Weingartenbeſitzer 
aus den beſtandenen Gemeinden Salmannsdorf u. ſ. w. die Mit- 
gliedſchaft verſagt werden darf, daſs der Verein die in ſeinem 
Mutterweingarten producierten Reben nur ohne Entgelt an ſeine 
Mitglieder abtreten darf.“ Dazu beantragt Herr Gem.-Rath Dr. 
Klotzberg nach dem Worte „Mitglieder“ die Einſchaltung: 
„jedoch müſſen dieſelben mindeſtens zwei Jahre dem Vereine als 
Mitglieder angehören“. Weiters beantragt Herr Gem.-Rath Seiler, 
daßs auch ſpäter beigetretene Mitglieder den unentgeltlichen Bezug 
erhalten, wenn ſie den Mitgliedsbeitrag noch bezahlen. Das wäre 
ein Zuſatz-Antrag zu dem Antrage Steiner. Herr Gem.-Rath 
Kaſpar beantragt, daſs nach den Worten „ohne Entgelt“ ein— 
geſetzt werden die Worte: „mit Ausnahme von jenen Weinbau— 
beſitzern, welche den Mitgliedsbeitrag zu leiſten außer Stande ſind“. 

Ich betrachte den Antrag Steiner als Gegen-Autrag und 
bringe denſelben im ganzen zur Abſtimmung und dann erſt die 
Amendements, die noch geſtellt worden ſind. Ich bitte jene Herren, 

welche dem Antrage des Herrn Gem.-Rathes Steiner zuſtimmen, 
die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Angenommen. 

Nun käme der Zuſatz-Antrag Dr. Klotzberg, welcher, wie mir 
vorkommt, in die ganze Diction nicht hineinpaſst. 

Gem.⸗Nath Dr. Klotzberg: Zur Erörterung möchte ich 
bemerken.. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Richter (unterbrechend): Ich bitte, 
werden, wenn ſie den Antrag verſtehen, ihn annehmen oder ablehnen. 
Nach dem Antrage Dr. Klotzberg jedoch müſſen dieſelben 
mindeſtens zwei Jahre dem Vereine als Mitglieder angehören. 

Ich bitte jene Herren, welche dieſem Zuſatze zuſtimmen, die 
Hand zu erheben. (Nach einer Pauſe.) Es iſt die Minderheit, der 
Antrag iſt abgelehnt. | 

Weiter liegt vor der Antrag Kaſpar, nach den Worten „ohne 
Entgelt“ einzuſchalten die Worte: „mit Ausnahme jener Weinbau- 
beſitzer, welche den Mitgliedsbeitrag zu zahlen außer Stande find“, 

Ich bitte die Herren, die dieſen Zuſatz-Autrag annehmen, 
die Hand zu erheben. (Nach einer Pauſe.) Der Antrag iſt abge 
lehnt. (Rufe: Es iſt das ein Widerſpruch!) Ich bitte, ich habe 
an den Anträgen nicht Kritik zu üben, das iſt nicht meine Sache. 

Es gelangt nun zur Abſtimmung der Antrag Seiler, 
welcher dahingeht, dafs der unentgeltliche Bezug der Weinreben 
auch ſpäter eingetretenen Mitgliedern geſtattet wird, wenn ſie die 
Mitgliedsbeiträge nachzahlen. 

Ich bitte die Herren, welche dieſen Antrag annehmen, die 
Hand zu erheben. Geſchieht.) Der Antrag iſt angenommen. 

Gegen den Punkt 2 iſt ſeitens des Gem-Rathes Steiner 
der Antrag geſtellt worden, daſs die Worte „veredelten Wurzel— 
reben und“ wegbleiben; es würde alſo Punkt 2 lauten: 

„Das fiaͤgliche Grundſtück darf nur zur Anlage eines Verſuchs— 
Weingartens mit amerikaniſchen Reben behufs Erlangung von 
Schnittholz verwendet werden.“ 

Ich bitte die Herren, welche zuſtimmen, die Hand zu erheben. 
(Geſchieht.) Es iſt die Majorität; der Antrag iſt angenommen. 
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Gegen Punkt 3 iſt eine Einwendung nicht erhoben worden; 
ich erkläre denſelben für angenommen. Der Gegenſtand iſt 
ſomit erledigt. 

Es wurde daher beſchloſſen: 

„Die Gemeinde Wien erklärt ſich bereit, dem zu 
conſtituierenden Weinban-Vereine für den XVIII. Wiener 
Bezirk die im Grundbuche Pötzleinsdorf, sub Einl.“ 
Zahl 260, inliegende Wieſen-Parcelle Nr. 589 im 
Flächenausmaße von 1581 Quadratklafter zur Anlage 
eines Verſuchs-Weingartens mit amerikaniſchen Reben 
pachtweiſe gegen einen jährlichen Pachtzins von 5 fl. 
auf die Dauer von 10 Jahren zu überlaſſen, jedoch 
unter folgenden Bedingungen: 

1. Die Statuten des Vereines ſind dahin abzu— 
ändern, daſs bei der Conſtituierung des Vereines 
keinem Weingartenbeſitzer aus den beſtandenen Ge— 
meinden Salmannsdorf, Nenſtift, Pötzleinsdorf, 
Gerſthof, Weinhaus und Währing die Mitgliedſchaft 
verſagt werden darf, ferner daſs der Verein die in 
feinem Mutterweingarten producierten Reben nur 
ohne Entgelt an ſeine Mitglieder abgeben darf, daſs 
jedoch den ſpäter Eintretenden geſtattet ſein ſoll, 
die Reben unentgeltlich zu beziehen, wenn ſelbe den 
Jahresbeitrag oder jeuen Betrag nachzahlen, der 
bei der Gründung gezahlt worden iſt. 

2. Das fragliche Grundſtück darf nur zur Anlage 
eines Verſuchs-Weingartens mit amerikauiſchen Reben 
behufs Erlangung von Schnittholz verwendet werden. 
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3. Die Gemeinde Wien iſt bei Nichteinhaltung 
dieſer Bedingungen berechtigt, das Pachtverhältuis 
ſofort ohne Kündigung aufzulöſen.“ 


Zum Referate gelangt nun Herr Gem.⸗Rath Dr. Huber. 


21. Neferent Hem.-Rath Dr. Huber: Ich habe die Ehre zu 
referieren in Anſehung eines Autrages des Stadtrathes, welcher auf 
der gedruckten Tagesordnung ſteht und das Anſuchen des Kircheu— 
muſikvereins St. Florian in Margarethen um eine Subvention 
betrifft. Der Stadtrath beantragt eine einmalige Subvention von 
50 fl. Ich bemerke über dieſen Verein Folgendes: Der Verein 
beſteht ſeit dem Jahre 1888 und iſt gewiſs ein ſehr nützlicher 
und gemeinnütziger, indem er ſich damit befafst, die Kirchenumſik 
in der Kirche St. Florian auf der Matzleinsdorferſtraße auf ſeine 
Koſten zu beſorgen. Er erhält auch eine Muſikſchule in den Locali— 
täten der Schule aut Phorusplatze, und wird an 3 Tagen in der 
Woche immer Abends für jene, welche bei der Kirchenmuſik mitzu⸗ 
wirken geſonnen ſind, Unterricht in Violinſpiel und Geſang 
ertheilt. Der Verein ſchreitet zum erſtenmale um eine Subvention 
ein, und der Stadtrath beantragt, ihr eine Subvention von 50 N. 
zuzuwenden. Ich bitte Sie, dieſem Antrage Ihre Zuſtimmung zu 
geben. 


Vice-Bürgermeiſter Dr. Richter: Keine Einwendung. 
(Niemand meldet ſich.) Dieſer Antrag iſt angenommen. 
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Es wurde daher beſchloſſen, dem Kirhenmufif- 
verein St. Florian in Margarethen eine Subvention 
von 50 fl. für das Jahr 1891 zu gewähren. 


22. Referent Gem.-Nath Dr. Huber: Ich habe weiter die 
Ehre über einen anderen Antrag des Stadtrathes zu berichten, welcher 
auf der heutigen Tagesordnung ſteht. Es betrifft dieſer das An— 
ſuchen des Schulvereines für Beamtentöchter um eine Subvention. 
Dieſer Schulverein unterhält eine dreiclaſſige höhere Schule für 
Beamtentöchter in Wien. Ich bemerke zunächſt, dass der Antrag 
des Stadtrathes dahingeht, eine Subvention von 200 fl. für 
dieſes Jahr zu bewilligen. In dem Geſuche wird darauf hinge— 
wieſen, wie der Verein ſchon ſeit Jahren beſtrebt iſt, den Töchtern 
der ärmeren Beamten, die nicht in der Lage ſind, in anderer 
Weiſe auf eigene Koſten ſich eine beſſere Bildung anzueignen, in 
dieſer Schule höheren Unterricht zu ertheilen. Theilweiſe iſt damit 
auch ein Internat in Verbindung nach Maßgabe, als die vor— 


handenen Kräfte reichen, ider ſehr geri ind. Ich habe . eh x „ 
U chen, welche leider ſehr geringe ſind. Ich Jade dass ſolche Leute, wie ich fie erwähnte, von der Antheilnahme an 


die Überzeugung, dafs die Nützlichkeit dieſes Vereines und feine 
Zweckmäßigkeit keinem Zweifel unterliegen kann. Der Stadtrath 
beantragt in Anerkennung deſſen, eine Subvention von 200 fl. 
für dieſes Jahr, alſo eigentlich eine einmalige Subvention zu 
bewilligen, und ich lege Ihnen dieſen Antrag mit der Bitte vor, 
dieſe Subvention gütigſt bewilligen zu wollen. (Gem.-Rath 
Gregorig: Die müſſen im Stadtrath gute Freunde haben!) 

Gem.-Nath Schrenckh: Meine geehrten Herren! Sie haben 
aus den Ausführungen des Herrn Referenten entnommen, wie 
wohlthätig dieſer Schulverein für Beamtenstöchter iſt. Es iſt ein 
Verein, der mit ſämmtlichen Beamtenvereinen, die in Wien exiſtieren, 


gar nicht im Zuſammenhange ſteht. Er hat den Zweck, die Töchter 
von Beamten auf ihre zukünftige Exiſtenz vorzubereiten, indem er 


ihnen die Möglichkeit gibt, eine beſſere Ausbildung zu erreichen. 
Zu dieſem Behufe wurde im vergangenen Schuljahre eine drei— 
claſſige höhere Töchterſchule errichtet. Aber das allein iſt es nicht; 
ein großer Vortheil dieſes Vereines beſteht darin, daſs er Töchtern 
ſolcher Beamten, welche ihr Domicil nicht immer in Wien haben — 
ich möchte. ſagen: eine familiäre Pflege gibt. Er unterhält ein 
Internat, welches dem Vereine ziemlich viel Geld koſtet. Es iſt mir 
bekannt, daſs die Ausgaben hiefür 3600 fl. betragen. Das Töchter— 
heim beſteht bereits über 10 Jahre und koſtet dem Vereine jährlich 
7600 fl. und darüber. Die Mitgliedsbeiträge es ſind zumeiſt 
Beamte Mitglieder, übrigens auch Advocaten, Notare, Lehrer, alſo 
nicht Beamte im engſten Sinne — betragen über 200 fl., ebenſo 
die Zinſen des Vereinsvermögens. Bezüglich aller anderen Be— 
dürfniſſe iſt der Verein darauf angewieſen, ſich von Sparcaſſen, 
verſchiedenen Vereinen u. ſ. f. Subventionen bewilligen zu laſſen. 


Er gibt überdies Stipendien und Freiplätze an Beamtenstöchter, 


die nicht im Internate ſind, im Betrage von 2000 fl. 

Ich glaube nun, die Subvention, wie ſie vom Herrn Referenten 
vorgeſchlagen wird, iſt doch etwas zu gering. Der Gemeinderath 
unterſtützt ja alle humanitären Inſtitute und wird nicht zurück— 
ſtehen wollen, wenn es ſich um die Unterſtützung eines Inſtitutes 
handelt, welches ſo wohlthätige Folgen für die Beamtenwelt mit 
ſich bringt. Ich ſtelle den Antrag, daſs dem Vereine eine 
jährliche Subvention von 500 fl. auf die Dauer von 
3 Jahren bewilligt werde. 

Gem.-Rath Weitmaun: Meine Herren! Ich habe im 
Principe nichts gegen die Bewilligung der Subvention von 200 fl. 
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für dieſe Beamtentöchterſchule; ich muſs mich jedoch von vornherein 
gegen die Subvention von 500 fl. ausſprechen, und zwar aus 
dem Grunde, weil ich nicht ſicher bin, dafs wirklich nur Töchter 
von bedürftigen Beamten, denen es ſchwer ankommt, in dieſer 
Schule unterſtützt werden. 

Es gibt doch viele Beamte, die Häuſer, die ein anſehnliches 
Privatvermögen beſitzen, und die Töchter von Hofräthen und ſolchen 
reichen Beamten participieren au den 200 fl., die von uns jetzt 
bewilligt werden ſollen, ebenfalls. Für ſolche Leute haben wir kein 
Geld zur Verfügung. Wenn für die Töchter von armen Beamten 
etwas geſchehen ſoll, werde ich mit Freude dafür ſtimmen. Aber 
für Töchter von Notaren, die notoriſch einen ſehr guten Verdienſt 
haben, für Hofrathstöchter, für Töchter von Beamten, die vielleicht 
3, 4 Häuſer oder ein Palais ſtehen haben, möchte ich aus communalen 
Mitteln keine Subvention bewilligen laſſen; wir haben ärmere 
Leute zu erhalten. 


Ich wäre zufrieden, wenn mir der Herr Referent ſagen kann, 


dieſer Subvention ausgeſchloſſen ſind. 


Vice-Pürgermeiſter Dr. Aichter: Der Herr Gem.⸗Rath 
Hawranek hat das Wort. 


Gem.-Nath Hamwranek: Ich verzichte nach den Ausführungen 
meines Herrn Vorredners auf das Wort. 


Gem.-Nath Schreuckh: Es iſt hier gejagt worden, daſs 
man eine gewiſſe Garantie haben will, dajs nicht Leute, die ſehr 
reich ſind und ihre Kinder erziehen könnten, auf Koſten Armerer 
bevorzugt werden. 

Es liegt nicht in meiner Art und ich habe es daher nicht 
erwähnt, dafs dieſer Verein unter dem Protectorate der Erzherzogin 
Maria Thereſia ſteht. An der Spitze des Vereines ſtehen nicht 
Hofräthe, im Gegentheil, mäßig hochgeſtellte Beamte. Und wenn 
geſagt wurde, dafs Hofrathstöchter die Beneficien dieſes Vereines 
genießen würden, fo bitte ich zu bedenken, dass eine Hofrathswitwe 
600 fl. Penſion hat, und wenn eine Hofrathswaiſe in dieſes Internat 
kommt, kann es ihr nicht ſchaden. 100 bis 120 fl. beträgt der 
Erziehungsbeitrag; davon kann die Witwe das Koſtgeld nicht 
bezahlen und ſie iſt froh, von dem Internat Gebrauch machen zu 
können. Reiche Notare werden dies nicht; die Beamtenſchaft iſt 
ſchon ſo weit vorgeſchritten, um das beurtheilen zu können. Ich bin 
ſelbſt Beamter — die Herren wiſſen es ja — und es iſt mir 
während meiner 23jährigen Laufbahn nicht vorgekommen, dafs ein 
Beamter hingeht und etwas wegſchleppt, was andere beſſer brauchen 
können. 


Referent: Die Beſorgnis, dafs man hier einen Verein unter— 
ſtützt, wo die Uunterſtützungsbeiträge ganz oder theilweiſe für 
Perſonen verwendet werden, welche in der Lage ſind, ſich ſelbſt zu 
helfen, iſt unbegründet, denn das, meine Herren, ſtimmt mit den 
Statuten des Vereines nicht. Im Statute des Vereines heißt es — 
insbeſondere im §. 34 — dafs feine Hauptwirkſamkeit darin beſtehe, 
mittelloſe Beamtenstöchter im Internat am Unterricht und der Be— 
freiung des Schulgeldes theilnehmen zu laſſen. 

Es heißt auch hier: Die Verleihung ganzer oder theilweiſer 
freier Plätze im Penſionat ꝛc., ebenſo sub c in Anſehung der 
Stipendien. 

Alſo dieſe Beſorgnis, glaube ich, bin ich auf Grund des 
Statutes zu verwiſchen imſtande. 
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Ich bemerke noch folgendes: 

Im Stadtrathe ſelbſt war eine Differenz in Anſehung der Höhe 
des Betrages und man iſt mit einer ſehr ſchwachen Majorität — 
oder gar mit Stimmengleichheit, ja mit Stimmengleichheit — dahin 
gekommen, dajs der niedere Betrag mit 100 fl. angenommen wurde, 
denn der Referent im Stadtrathe beantragte 500 fl. Dem gegen— 
über ſtand ein Gegen-Antrag auf 200 fl. und da waren die 
Stimmen getheilt und durch den Vorſitzenden, welcher ſich dem 
geringeren Betrage anſchloſs, iſt dann dieſer Beſchluſss zuſtande 
gekommen. 

Ich ſage das nur deshalb, um mir nicht den falſchen Anſchein 
zu geben, als ob die Majorität des Stadtrathes von vorneherein 
auf dem Standpunkte geſtanden wäre, ſo wenig als möglich zu 
geben, ſondern die Stimmen waren zwiſchen 500 und 200 fl. 
getheilt. 

Ich als Referent, mufs natürlich den Antrag des Stadtrathes 
vertreten und ich bin nicht berechtigt, davon abzugehen. 

Ich mußs alſo das Weitere der Verſammlung überlaſſen. 


Vice-Bürgermeiſter Dr. Richter: Gegen den Antrag des 
Referenten, welcher eine Subvention von 200 fl. ein für allemal 
proponiert, wurde vom Gem.-Rathe Schrenckh beantragt 500 fl. 
auf drei Jahre zu geben. 

Ich bringe dieſen Antrag im ganzen zur Abſtimmung und 
bitte jene Herren, welche ihm zuſtimmen, die Hand zu erheben. — 
Angenommen. 


Es wurde daher beſchloſſen, dem Schulvereine 
für Beamtenstöchter eine Subvention von 500 fl. 
auf drei Jahre zu gewähren. 


23. Referent Gem.⸗Nath Dr. Huber: Nun habe ich noch 
ein Stück zu referieren, das ebenfalls auf der gedruckten Tages— 
ordnung ſteht. Es betrifft das Anſuchen des Wiener Bienenzüchter⸗ 
Vereines um eine Subvention. 

Dieſer Verein ſteht unter dem Protectorate Ihrer Majeſtät 
der Kaiſerin. 

Der Verein weist bereits auf eine mehr als 25jährige Thätig- 
keit hin. Seine Mitgliederzahl beträgt ungefähr 1600, und beſteht 
aus dem Central-Vereine und den Zweigvereinen, von welchen 
gegenwärtig 40 vorhanden ſind. 

Aus dem letzten Rechenſchaftsberichte habe ich die Caſſagebarung 
— Einnahmen und Ausgaben — einer Vergleichung unterzogen 
und erfahren, daſs es ſich um ein Revirement von circa 4000 fl. 
handelt. 

Die Nützlichkeit dieſes Vereines iſt ſchon dadurch dargethan, 
daſs auch der Landtag einen Beitrag leiſtet, daſs vom Ackerbau— 
Miniſterium ein kleiner Beitrag gegeben wird ac. 

Der Stadtrath beantragt eine Subvention von 150 fl., und 
dieſem Antrage bitte ich, Ihre Zuſtimmung zu ertheilen. 

Einverſtanden. 

Es wurde daher beſchloſſen, dem Wiener Bienen- 
züchter-Verein eine Subvention von 150 fl. für das 
Jahr 1892 zu gewähren. 

24. Bieferent Gem.-Nath Schneiderhan: Ich habe die 
Ehre, über das Anſuchen der gemeinſchaftlichen evangeliſchen 


Schulen um eine Subvention für das Jahr 1891 zu berichten. 
(Rufe: 1892) ö 
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Im Referat ſteht: pro 1891; die Sache iſt nämlich ſchon 
lange hier und wurde bisher nicht erledigt. Es handelt ſich um 
das Jahr 1891. 

Dieſe Schulen bekommen ſeit dem Jahre 1862 Subventionen 
und haben das letztemal für das Jahr 1890 mit Gemeinderaths— 
Beſchlucs vom 5. Jänner 1891 eine ſolche in der Höhe von 
7000 fl. erhalten. 

Die Verhältniſſe ſind die gleichen, und ich bitte Sie, nach 
dem Antrage des Stadtrathes dieſelbe in der gleichen Höhe mit 
7000 fl. pro 1891 zu gewähren. Die Bedeckung iſt im Präliminare 
für das Jahr 1892 bereits vorgeſorgt unter Rubrik LIII, 14 der 
Gruppe 11. 

Gem.-Rath Dr. Tueger: Ich mache den Herrn Referenten 
darauf aufmerkſam, dass hier ſteht „Subvention für das 
Jahr 1892“, und ich würde daher bitten, wenn das für das 
Jahr 1891 iſt, daſs in Hinkunft die Tagesordnung etwas richtiger 
zuſammengeſtellt werde. (Rufe: Es iſt ein Druckfehler!) Aufrichtig 
geſagt, es iſt auch ganz unmöglich, daſs es pro 1891 iſt, denn 
ich habe die Überzeugung, dass die Subvention pro 1891 gelegent— 
lich der Budgetberathung bewilligt worden iſt. Es wird das, was 
der Herr Referent heute referiert, pro 1892 ſein, es hätte auch 
keinen Sinn, einen Beſchluſs pro 1891 heute zu faſſen, übrigens 
iſt es mir ganz gleichgiltig, man kann ja etwas zweimal auch 
beſchließen. 

Vorſitzender Vice-Bürgermeiſter Dr. Richter: Ich bitte 
den Herrn Referenten, die Anträge des Magiſtrates zu requirieren. 

Referent: Es ſteht hier pro 1892, während in der Vorlage 
der Buchhaltung ſteht: „Wird zum letztenmal bewilligt pro 1891.“ 

Vorſitzender Vice-Vürgermeiſter Dr. Richter: Der Antrag 


des Referenten iſt richtiggeſtellt, die Subvention iſt pro 1892. 


Ich bitte die Herren, welche dem Antrage zuſtimmen, die Hand zu 
erheben. — Angenommen. 


Es wurde daher beſchloſſen, den evangeliſchen 
Schulen Wien eine Subvention von 7000 fl. 
für das Jahr 1892 zu gewähren. 


25. Referent Gem.-Nath Noske: Es handelt ſich darum, daſs 
durch Einbeziehung der Vororte in das Gemeindegebiet von Wien 
auch eine Anzahl von Kindergärten einbezogen wurde, rückſichtlich 
deren jetzt die Erhebungen und das Referat im Zuge ſind, was 
in Zukunft mit dieſen Kindergärten geſchehen ſoll. Dieſe Erhebungen 
und der Antrag des Magiſtrates werden aber noch einige Zeit in 
Anſpruch nehmen; es war nun nothwendig, dafs vom 1. Jänner 
1892 an irgend etwas vorgeſorgt werde, und da war das Natür— 
lichſte, daßs der Fortbeſtand dieſer Kindergärten in der Weiſe 
geſichert werde, daſs die bisher aus dem Bezirksſchulfonde gezahlten 
Beträge für die Erhaltung der Kindergärten, für die Beſoldung 
des Perſonales u. ſ. w. nunmehr von der Gemeinde Wien über— 
nommen wurden. Dieſe Sache war fo dringend, dafs einftweilen 
vom Magiſtrate proviſoriſch dieſe Verfügung getroffen wurde, weil 
man die Kindergärten nicht warten laſſen konnte, bis die Frage 
im Plenum des Gemeinderathes ſpruchreif werde. Der Stadtrath 
hat den Beſchluſs des Magiſtrates dahin convalidiert (liest): 

„Die bisher von Seite der Bezäirksſchulfonde ge— 
gebenen Subventionen im Geſammtbetrage von 1900 fl. 
jährlich ſeien vom 1. Jänner 1892 an nicht in Anſpruch 
zu nehmen und die Ausgaben für die Erhaltung der 
genannten öffentlichen Kindergärten von dieſem Zeit— 
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punkte angefangen aus den eigenen Geldern der 
Commune Wien zu beſtreiten, wobei die bisherige Höhe 
dieſer Ausgaben vorläufig, d. i. bis zur durchgreifen— 
den Regelung der diesfälligen Verhältniſſe, welche im 
Zuge iſt, beizubehalten wäre.“ 

Es handelt ſich alſo rein um eine proviſoriſche Verfügung, 
bis das große Referat kommen wird; ich bitte um Ihre Geneh— 
migung. — Angenommen. 

Es wurde daher beſchloſſen: 

Die bisher von Seite der Bezirksſchulfonde ge— 
gebenen Subventionen im Geſammtbetrage von 
1900 fl. 1. Jänner 1892 an 
nicht in Auſpruch zu nehmen und die Ausgaben für 
die Erhaltung öffentlichen Kinder— 
gärten von dieſem Zeitpunkte 

der Commune Wien zu beſtreiten, 


jährlich ſeien vom 


der genannten 
angefangen aus den 
eigenen Geldern 
wobei die bisherige Höhe dieſer Ausgaben vorläufig, 
d. i. 
fälligen Verhältniſſe, 


bis zur durchgreifenden Regelung der dies— 
welche im Zuge iſt, beizube— 
halten wäre. 


26. Referent Gem.- Bath Noslie berichtet zur Zahl 207. Es 
betrifft das Anſuchen des Vereines für Arbeitsvermittlung um 
Subvention. Dieſer Verein iſt wahrſcheinlich der Mehrzahl der 
geehrten Herren Gemeinderäthe bekannt. Es iſt ein Verein, der 
ſich damit befasst, das Stellenvermittlungsweſen zu regeln, bezie— 
hungsweiſe zwiſchen Arbeitsgebern und Arbeitsnehmern zu ver— 
mitteln. Es wird dadurch angeſtrebt, einerſeits den Arbeitsnehmer 
unabhängiger zu ſtellen, weil er in Zukunft nicht mehr eines jener 
Vermittlungsbureaux bedarf, welche ſich heute mit der Vermittlung 
der Arbeit befaſſen und andererſeits auch den Arbeitsgebern ent— 
ſprechende Kräfte zu jeder Zeit und in gehöriger Anzahl zuzuweiſen. 

Die Thätigkeit dieſes Vereines und ſeine ſocialpolitiſche Wirk— 
ſamkeit, wenn Sie dieſen Ausdruck wollen, iſt fo bekannt, dajs ich 
glaube, in der Richtung, ſo lange eine Debatte über den Gegen— 
ſtand ſich nicht entwickelt, mich kurz faſſen und Ihnen den Antrag 
des Stadtrathes zur Genehmigung empfehlen zu können, welcher 
dahin geht: Es ſei dem gedachten Vereine pro 1891, 1892 und 
1893 — ich bemerke, dass hier 1891 ganz richtig iſt, weil der 
Betrag pro 1891 noch nicht erledigt iſt — eine Subvention von 
je 100 fl. mit dem Vorbehalte zu bewilligen, daßs dieſe Subven— 
tion in den Jahren 1892 und 1893 widerrufen werden kann, 
wenn ſich in den Verhältniſſen oder in der Gebarung des Ver— 
eines eine hiezu Veranlaſſung bietende Veränderung ergeben ſollte. 
Der Verein habe alljqährlich der Gemeinde feinen Rechenſchafts— 
und Gebarungsbericht vorzulegen. Für die Subvention pro 1891 
ſei der erforderliche Zuſchuſscredit zu bewilligen, die Subventions— 
beträge pro 1892 und 1893 ſeien budgetmäßig ſicherzuſtellen. 

Ich habe in der Richtung zu bemerken, daS bei dieſem Antrage 
auf drei Jahre, hier alſo ein Jahr nachhinein und zwei Jahre 
vorhinein, der Stadtrath von der Erwägung ausgegangen iſt, 
dafs der Gemeinderath ja in der Regel, wenn die Verhältniſſe 
des Vereines, die Gebarungsweiſe und die Thätigkeit desſelben 
ſich nicht ändern, die Subvention erneuert. 

Es erſchien daher dem Stadtrathe, daſs es für das geehrte 
Plenum, den Magiſtrat und den betreffenden Vereinen, welche in 
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ſolchen Fällen eine Menge Beilagen beibringen müßsten, eine 
Arbeitsvereinfachung und Erleichterung ſei, wenn dieſe Subvention 
nicht auf ein ſondern auf drei Jahre bewilligt wird. Der Stadt— 
rath musste ſich aber dabei ſagen, dass es unter allen Umſtänden 
wünſchenswert ſei, ſolche Cauteln zu ſchaffen, daſs, wenn der 
Gemeinderath es für zweckmäßig erachtet, eine Subvention auch 
widerrufen werden kann falls ein ſolcher Verein ſich auflöst, oder eine 
andere Tendenz einſchlägt ꝛc., und für einen ſolchen Fall iſt nach 
Anſchauung des Stadtrathes auch geſorgt, daſs von dem Vereine 
alljährlich Ausweiſe dem Stadtrathe vorgelegt werden müſſen, und 
der Gemeinderath ſich vorbehält, je nach der Lage der Dinge die. 
Subvention zu widerrufen. 

Ich bitte das Plenum, welches ja mit Arbeiten überhäuft iſt, 
die Subvention auf drei Jahre zu genehmigen, wodurch eine 
Arbeitserleichterung bewirkt wird, welche dem Intereſſe der Gemeinde 
nicht ſchadet und das Intereſſe des Stadtrathes, Gemeinderathes 
und Vereines zu fördern geeignet iſt. 

Gem.-Nath Herrdegen: Ich möchte fie bitten, dieſer Frage 
einige Aufmerkſamkeit zuzuwenden. Der Antrag des Stadtrathes, 
der hier vorliegt, iſt, ich glaube, nicht gleich zu halten mit jenen 
anderen Anträgen, welche heute zum Zwecke der Subventionierung 
von Vereinen geſtellt wurden. Wir haben es hier mit einem Vereine 
zu thun, der thatſächlich eine ſociale Arbeit verrichtet, ein Verein, 
der ſich nicht auf dem Gebiete der Humanität bewegt, ſondern ein 
Verein, der in einer beſtimmten Richtung productiv wirkt, der 
präventiv wirkt dadurch, dafs er durch eine rationell organiſierte 
Arbeitsvermittlung der Verarmung entgegen wirkt. (Rufe: politiſch!) 
Politiſch iſt dieſer Verein abſolut nicht; ich habe ihn genau 
ſtudiert; das Wort politiſch würde ſich höchſtens darauf beziehen, 
dafs der Reichsraths-Abgeordnete Dr. Plener auch Mitglied 
iſt. Meine Herren! Ich finde in der Mitgliederliſte Namen von 
Perſönlichkeiten von jeder Richtung, von Plener angefangen 
bis zu den Antiſemiten, wenn Sie wollen, oder Socialdemokraten. 

Der Verein hat alſo in dieſer Beziehung vollſtändige Aner⸗ 
kennung gefunden. Ich möchte nur auf den Zuruf, der von drüben 
(links) gefallen iſt, dafs es ein politiſcher Verein iſt, daſs der 
Reichsraths-Abgeordnete Plener demſelben als Vicepräſident ange— 
hört, daſs dieſer ein Mitbegründer des Vereines iſt, bemerken, daſs 
Plener allerdings eine politiſche Perſönlichkeit iſt. Bei uns hier 
ſteht dieſe politiſche Perſönlichkeit in ſehr gutem Rufe und dieſer 
gute Ruf hat noch eine Steigerung erfahren durch die Erfahrung, 
die wir in den letzten Tagen gemacht haben. (Beifall rechts, Rufe 
links: Politik!) Ich habe nicht angefangen von Politik zu ſprechen, 
jetzt gehört es aber zur Sache. | 

Ich möchte aber noch auf einen anderen Umſtand hinweiſen, 
und das, was ich jetzt ſagen will, gilt für die Herren von der 
linken Seite. Unter anderen haben ſich im Jahre 1891 der 
Vermittlung dieſes Vereines 1830 Tiſchler bedient. Nun, meine 
Herren, ich ſchwätze wohl nicht aus Ihrer Schule, wenn ich ſage, 
dafs nahezu alle Tiſchler Ihrer Parteirichtung angehören. Das 
werden Sie gewifs zugeben. Daſs ſich nun eine jo große Anzahl 
von Perſonen dieſer Arbeitsvermittlung bedient, iſt wohl ein Beweis 
dafür, daſs dieſer Verein außerordentlich erſprießlich wirkt. 

Nun, meine Herren, geſtatten Sie mir, noch etwas anderes 
hinzuzufügen. Es gibt ja eine genoſſenſchaftliche Arbeitsvermittlung, 
wird mir vielleicht eingewendet werden. Meine Herren! Es ſind 
ja viele unter Ihnen, die das beſſer wiſſen als ich; das weiß aber 
auch ich, daſs mit Ausnahme einiger Genoſſenſchaften die Arbeits— 
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vermittlung bei den Bernfsgenoſſenſchaften unter jeder Kritik nach— 
läſſig betrieben wird, ja, dafs fie eigentlich nur auf dem Papiere 
ſteht. De facto beſteht ſie eigentlich gar nicht. Einige Genoſſen— 
ſchaften mögen ja ausgenommen ſein. (Sehr richtig! rechts.) Ich 
möchte den Herren Vorſtehern der Genoſſenſchaften empfehlen, ſich 
dort die Arbeitsvermittlung anzuſehen. Dort iſt eine muſterhafte 
Organiſation, eine Ordnung, wie man ſie nicht bald irgendwo 
bei einem anderen Vereine, bei einer anderen Inſtitution trifft. 

Nun, meine Herren, aus dem Rechenſchaftsberichte ſehen Sie, dass 
die Arbeitsvermittlung im Jahre 1891 im ganzen 10.749 Fälle be⸗ 
troffen hat. Dieſer Verein hat auch in Brünn eine Filiale errichtet und 
die Commune hat, ohne dafs der Verein eingeſchritten iſt, ihm 
ſofort eine Subvention, wenn auch in geringerem Betrage, als hier 
vorgeſchlagen wird, gegeben. Meine Herren! Wir ſind ja natur— 
gemäß ſo oft gezwungen, uns in gewiſſen Fragen aus anderen 
Großſtädten Muſter zu holen. Ich erlaube mir, Sie nur darauf 
aufmerkſam zu machen, dass in Paris die Arbeiterbörſe, welche 
ähnlich dieſer Einrichtung beſteht, aber natürlich in viel größerem 
und auf alle Arbeitszweige ausgedehnten Maße, von der Commune 
mit 20.000 Francs per Jahr ſubventioniert wird (Hört! rechts) 
und das dieſe für die Einrichtung circa 100.000 Franes auf- 
gewendet hat. In der Pariſer Commune ſind, wie Sie mir zugeben 
werden, die unteren Schichten der Bevölkerung mehr vertreten, als 
hier in dieſem Saale. 

Ich glaube alſo, daßs es wirklich nur auf ein Verſehen zurück— 
geführt werden kann, wenn der Stadtrath dieſem Vereine nur 
100 fl. als Subvention auszuſetzen beantragt hat. Wir haben ja 
heute — es iſt gerade ſo ein unglücklicher Tag, wo ſehr viel über 
Subventionen berathen werden muſs — Vereinen Subventionen 
zugewendet, welche einen ganz beſchränkten Wirkungskreis auf 
humanitärem Gebiete haben. Hier haben wir es mit einem Vereine 
zu thun, der eine Inſtitution geſchaffen hat, welche in anderen 
Städten längſt von der Commune ſelbſt geſchaffen iſt. Ich erinnere 
Sie an die Arbeitsnachweis-Bureaux in der Schweiz, Zürich, Bern 
und St. Gallen. Wenn Sie nun bei der großen Leiſtung, die 
aus dem Rechenſchaftsberichte hervorgeht, den Zweck dieſes Vereines 
als einen nützlichen, als einen erſprießlichen erkannt haben (denn 
ſeine Thätigkeit iſt eine ſehr weitgehende), dann werden Sie mir 
geſtatten, wenn ich mir erlaube, und ich geſtehe ganz offen, dass 
ich nur mit Rückſicht auf die Finanzfrage, welche wir uns ja in 
jeder Angelegenheit vor Augen halten müſſen, in meiner Antrag— 
ſtellung beſcheiden bin, zu beantragen, daſs ſtatt 100 fl., 500 fl. 
als Subvention gewährt werden. 

Ich bitte Sie, meine Herren — und ich möchte dieſe Bitte 
ſpeciell an die linke Seite des Saales richten — dieſem Antrage 
ihre Zuſtimmung zu geben. Es iſt ein Antrag, welcher Bevöl— 
kerungsſchichten im Auge hat, die Ihnen ſympathiſch ſein müſſen, 
es iſt ein Antrag, der ſich nicht allein bezieht auf die Arbeiter, 
ſondern in demſelben Maße auch auf die Arbeitgeber, Handwerks— 
meiſter u. ſ. w. (Beifall rechts.) 

Gem.-Nath Schneeweiß: Ich erlaube mir die Anfrage an 
den Herrn Referenten — ich habe es entweder überhört oder es 
wurde nicht geſagt — vermittelt der Verein die Stellen unent— 
geltlich oder müſſen die Competenten dafür zahlen? 

Aeferent Gem.-Nath Noske: Der Verein vermittelt unent— 
geltlich. Er hat nach den Statuten den Zweck (liest) „durch 
Errichtung eines Arbeitsvermittlungs-Bureaus, vorzugsweiſe für 
Arbeiter und Arbeiterinnen in Fabriken und bei jenen Gewerben, 


welche keiner Genoſſenſchaft angehören oder deren Genoſſenſchaft 
nicht in der Lage iſt, ihrer Aufgabe, der Arbeitsvermittlung in 
ausreichender Weiſe nachzukommen u. ſ. w. (Rufe: 10 kr.!) S. 10. 
Jeder Arbeiter, ohne Unterſchied des Geſchlechtes, welcher für 
den Fall der Vermittlung eine Gebür von 10 kr. entrichtet“ 
— alſo ich mufs meine frühere Bemerkung berichtigen — „hat auf 
die Dauer von zwei Monaten Auſpruch auf die Benützung des 
Arbeitsvermittlungs-Bureau des Vereines. Eine Rückvergütung 
dieſer Gebür findet nicht ſtatt. Ordentliche Mitglieder des Vereines 
haben keine Vermittlungsgebür zu entrichten. Bei Arbeitseinſtellungen 
enthält ſich der Verein jeder Intervention“. So lauten die bezüg- 
lichen Beſtimmungen der Statuten. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Richter: Wünſcht Herr Gem. 
Rath Schneeweiß fortzufahren? 

Gem.-Nath Schneeweiß: Nein. 

Gem.⸗Rath Dr. Friedzung: Meine Herren! Ich möchte 
den Antrag meines geehrten Collegen Herrdegen unterſtützen und 
zwar weſentlich aus folgendem Grunde. Die Vermittlung durch Ge— 
noſſenſchaften, ſofern die Genoſſenſchaften ihre Pflicht erfüllen, was 
ja hoffentlich bei den meiſten der Fall ſein wird, geſchieht nur 
direct für gelernte Arbeiter. Die Arbeiter aber, welche bloß von 
ihrer Hände Arbeit leben, haben die Nothwendigkeit, von Fabriks⸗ 
thor zu Fabriksthor zu gehen und ihrer Hände Arbeit anzubieten. 
Es iſt dies förmlich ein Handel mit Menſchenarbeit, der für die⸗ 
jenigen entwürdigend iſt, die genöthigt ſind, ihn zu betreiben und 
ſich damit ihren Lebensunterhalt zu verdienen. Dieſe Aufgabe, den 
nicht gelernten Arbeitern Stellen zu verſchaffen, iſt eine der wich— 
tigſten, welche von dieſer Art von Inſtituten erfüllt werden kann, 
und es iſt dies eigentlich eine Aufgabe, welche der Staat und 
welche auch die Stadt erfüllen mufs. Ich bin auch feſt überzeugt, 
daſs es einmal dahin kommen wird, dieſen Verein, um mich ſo 
auszudrücken, zu communaliſieren, wenn er weiter den Aufſchwung 
nimmt, den er jetzt nimmt. Es iſt naturgemäß, daßs ſich zuerſt 
Corporationen, freiwillige Aſſociationen mit den Aufgaben befaſſen, 
welche in letzter Linie doch von der Allgemeinheit erfüllt werden 
müſſen. Sie ſind die Bahnbrecher, ſie ſchmiegen ſich den Ver— 
hältniſſen an, fie treten individualiſierend ein. Die freiwillige 
Thätigkeit iſt imſtande, die Lücken auszufüllen, welche der Staat 
jpäter ausfüllen mufs, indem er ſodann ihre Stelle einnimmt. 
Wir werden uns ſpäter der Arbeitsvermittlung annehmen müſſen 
und insbeſondere auch annehmen müſſen der Dienſtvermittlung für 
weibliche Hilfskräfte (Beifall rechts), welche in der fürchterlichſten 
Weiſe ausgebeutet werden und die wir von Zeit zu Zeit ſehen 
Opfer großer Verbrecher zu werden. Und deswegen, weil dies 
eigentlich die Aufgabe der Stadt Wien iſt, eine Aufgabe, welche 
in Paris, St. Gallen, Bern, in Baſel vom Staate und von der 
Stadtgemeinde erfüllt wird, und weil wir dieſe Aufgabe in Zukunft 
in höherem Grade werden erfüllen müſſen, müſſen wir dem Vereine 
mit einer etwas größeren Subvention unter die Arme greifen. 
Ich trete demnach auf das wärmſte für den Antrag Herrdegen 
ein. (Beifall rechts.) 

Gem.-Nath Gregorig: Mein geehrter Herr College 
Hawranek hat ſchon das letztemal erwähnt, daſs die geehrten 
Herren von der anderen (rechten) Seite dasſelbe immer wieder- 
holen. Wir haben auch heute beinahe dieſelbe Rede wieder hören 
müſſen. Ich will nicht dem erſten Herrn Redner widerſprechen, 
der die Nützlichkeit des Vereins in ein ſo roſiges Licht geſtellt hat. 
Es iſt richtig, der Verein vermittelt Arbeiten, es iſt dies für gewiſſe 
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Herren eine große Wohlthat, aber doch nicht für die Gewerbe- | Gegenftände erſuchen, mit dem Dreinſchreien endlich aufzuhören. 


treibenden. Sagen Sie mir einen Tiſchlermeiſter, einen Schloſſer— 
meiſter oder einen Schmiedemeiſter, der einen Arbeiter aus dem 
Verein bekommt. Dieſer Verein hat nur den Zweck, für die großen 
Fabrikanten die Arbeiter heranzuziehen, für ſie die Arbeiter zu 
vermitteln; einzelne Gewerbetreibende mögen ja auch dort Arbeiter 
bekommen, das iſt richtig, das ſind aber nur einzelne Trabanten 
und Diener der Fabrikanten, das ſind dieſe gewiſſen Herren, die 
bei Ihnen mitlaufen. Aber im großen und ganzen iſt der Verein 
nur für die Fabrikanten geeignet, und deswegen kann ich für eine 
Subvention überhaupt nicht ſtimmen. 

Der geehrte Herr Vorredner hat aber meinen Zwiſchenruf, 


daſs ich nämlich gemeint habe, der Verein treibe Politik, lächerlich 
gefunden. Das iſt nicht jo. Wer iſt denn im Vereine? Plener, 


Exner, Menger — und auf der anderen Seite haben Sie 
die Führer der Socialiſten. Alſo die Herren, die öffentlich ſich 
bekämpfen, ſind da Freunde. Wir wiſſen es ohnehin, aber ich will 
das nur wieder hervorheben. Unter dieſen großen Führern der 
Liberalen war einer, der erſt kürzlich wieder geſagt hat: die Ge— 
werbetreibenden ſollen überhaupt aufhören, die haben gar keine 
Exiſtenzberechtigung mehr. Meine Herren! Für dieſe Leute ſollen 
wir, ſoll die Stadt Wien — für dieſe reichen Leute ſollen die 
Armen zahlen, damit ſie eine Subvention für ihre Arbeitsver— 
mittlung haben. Sie ſollen ſich ſchämen, dieſe reichen Herren, die 
ſollen ihren Wahlfond hergeben. Die Herren, die dort ſind, zahlen 
am meiſten zum Wahlfonde; aber hier wird die Stadt Wien von 
den großen Herren, welche Dotationen und Stellen abgelehnt 
haben — in welcher Weiſe, davon will ich nichts erwähnen — um 
eine Subvention von 100 fl. angebettelt. 
vermittlung für die Genoſſenſchaften anbelangt, ſo iſt ſie ja geſetzlich 
den Genoſſenſchaften aufgetragen. 
und wenn ſie es nicht in Ordnung machen, ſo mögen die Mit- 
glieder ſich wehren und den Vorſteher zwingen. Aber die Art, wie 
es geſchildert wird, dass gar nichts geſchieht, iſt unrichtig und ent— 
ſtellt; und dagegen muß ich mich wenden. Entſchieden ſpreche ich 
mich dagegen aus, dafs wir für die Arbeitsvermittlung und politi— 
ſchen Nebenzwecke der großen Fabrikanten auch noch ein paar 
Hundert Gulden geben. Ich ſtimme gegen jede Subvention. (Bravo! 
links.) 

Gem.-Nath Djörup: Dass der Verein nur für Fabrikanten 
wirkt, das iſt ein großer Irrthum des Vorredners, das iſt ja nicht 
möglich. Der Arbeitsvermittlungsverein iſt zu Gunſten der Arbeiter 
geſchaffen worden, der Arbeitnehmer, weniger zu Gunſten der 
Arbeitgeber. (Gem.-Rath Gregorig: Nur für die Arbeitgeber N 
Aber bei dem minimalen Betrag, der hier zu zahlen iſt, kann ich 
nur jagen, dafs der Verein etwas Erſprießlicheres leiſten würde, 
wenn er unter den Arbeitern mehr bekannt wäre. Unſer Geſchäft 
z. B. iſt ein Saiſongeſchäft, in einer gewiſſen Zeit des Jahres 
wird mehr gebaut, in einer andern weniger. Es kommt z. B. 
heute ein Baumeiſter und ſchließt mit mir ab, und ich kriege für 
zwei, drei Häuſer die Zimmermannsarbeit. Da brauche ich nun 
Arbeiter, aber ich gehe nicht zur Genoſſenſchaft, denn ich bekomme 
dort gar keine Geſellen. Ich mufs zum Herbergsvater im Wirts- 
haus bei der Franz Joſefsbahn gehen. (Unterbrechungen ſeitens 
des Gem.⸗Rathes Gregorig.) 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Nichter (unterbrechend): Ich bitte, 
Herr Redner, einen Moment! Ich muſßs den Herrn Gem.⸗Rath 
Gregorig im Intereſſe einer ordnungsmäßigen Behandlung der 


Was die Arbeiter 


Dieſe müſſen ſie durchführen, 


(Beifall links.) Es iſt dies ganz gegen die Würde der Ver— 
ſammlung; es iſt auch nicht abzuſehen, was damit bezweckt werden 
ſoll; wenn der Herr Gemeinderath eine Bemerkung zu machen 
hat, möge er ſich zum Worte melden und ſeinem gepreſsten Herzen 
Luft machen; aber immerfort jeden Redner unterbrechen, das iſt 
nicht in der Ordnung. (Gem.-Rath Gregorig: Ich bitte das 
auch den Anderen zu ſagen, die mich immer unterbrechen!) Ich 
bitte fortzufahren. 

Gem.-⸗Rath Dzörup (fortfahrend): Meine Herren, unſere 
böhmiſchen Handwerksgeſellen fahren in der Regel im Herbſte nach 
Hauſe, im Frühjahre kommen ſie mit der Franz Joſefsbahn wieder 
zurück. Da ſitzen nun die Wirte von den verſchiedenen Genoſſen— 
ſchaften draußen und fangen die verſchiedenen böhmiſchen Arbeiter 
auf. Der Gaſtwirt, der Herbergsvater, läſst ſich noch einen Gulden 
dafür zahlen, daſs er mir einen Geſellen zubringt; wenn ich zehn 
Arbeiter brauche, mufs ich ihm 10 fl., und wenn ich fünfzehn brauche, 
ns ich ihm 15 fl. zahlen. Zu Oſteru, wenn die Arbeiter ankommen, 
kriege ich die, die ich brauche. 

Was hingegen dieſe Arbeitsvermittlungsanſtalt anbelangt, ſo 
ſage ich nur, daſs es erwünſcht wäre, wenn den Arbeitern in der 
geeignetſten Art publiciert würde, dass ſie durch dieſen Verein 
Arbeit bekommen können. Und da iſt der Betrag, den der Herr 
Vorredner zur Unterſtützung und Publicierung dieſes wohlthätigen 
Zweckes beantragt hat, ich möchte ſagen, noch zu klein. (Gelächter 
links.) Das iſt meine Anſicht; ich bin ſelbſt Handwerker und 
halte an dieſer Anſicht feſt. 

Gem.⸗Aath Herrdegen: Ich war darauf gefasst, daſs irgend 
ein großer Sparmeiſter aufſtehen und gegen meinen Antrag 
ſprechen werde. Nicht gefaſst war ich aber darauf, daſs ein Herr 
ſich dagegen ausſprechen werde, der ja auf gewerblichem Gebiete 
außerordentlich viele Erfahrung hat, dem gegenüber ich ſelbſtver— 
ſtändlich als Stümper daſtehe. Trotzdem erlaube ich mir zu con— 
ſtatieren, daſs das, was ich geſagt habe, vollſtändig richtig iſt. 
Die Arbeitsvermittlung bei den Berufsgenoſſenſchaften iſt — es 
mag gewiss einige Ausnahmen geben, bei einigen Genoſſenſchaften 
mag ſie gut ſein — im allgemeinen nur auf dem Papier. Ich 
möchte den Herrn Collegen von der linken Seite fragen, ob er 
nichts von der Inſtitution der ſogenannten Zuſchickmeiſter gehört 
hat — eine Inſtitution, welche nur deshalb eingeführt wurde, 
weil die Genoſſenſchaften die Arbeitsvermittlung nicht ſo voll— 
führen, wie ſie ſollten. In der Tiſchlerherberge ꝛc. ſind alte, ab— 
gekrachte Meiſter — oder vielleicht ſind ſie gar nicht Meiſter — 
die ſich mit der Dienſtvermittlung befaſſen, die fangen, wie der 
Herr Collega erwähnt hat, die bei der Linie Hereingekommenen auf 
und wiſſen ſie mit allen Mitteln herumzukriegen, um ſie vielleicht 
noch des letzten Sparpfennigs zu berauben. 

Dies iſt eine Inſtitution, welche, wenn man das Wort ge— 
brauchen darf, gewiis eine Schande iſt. Das Gewerbegeſetz, und 
dafür ſind doch hauptſächlich Sie eingetreten, iſt einfach nach 
dieſer Richtung nicht durchgeführt. 

Ich muss es auch bemerken, dajs dieſer Verein urſprünglich 
gar nicht die Abſicht hatte, die Arbeitsvermittlung auch für jene 


Branchen zu beſorgen, welche dem Gewerbegeſetz unterſtehen, ſon— 


dern ſeine Thätigkeit eigentlich nur für die Fabriksarbeiter geltend 
machen wollte. Dadurch aber, dass die Genoſſenſchaften ihre Auf— 
gabe in dieſer Beziehung nicht erfüllen, war der Verein gezwungen, 
ſeine Thätigkeit auch dahin auszudehnen. 


Ich habe hier einen Bericht, aus dem ich nur nicht alles 
herunterleſen will, aber da ſteht z. B., bei den Tiſchlern, ich habe 
fie [don erwähnt, find 1830 Fälle vermittelt worden. 

Ich weiß nicht, ob es Großinduſtrie für Spengler gibt, dort 
iſt z. B. in 303, bei den Schloſſern in 1098 Fällen vermittelt 
worden, alſo auf alle dieſe Branchen hat ſich die Arbeitsvermittlung 
ausgedehnt; das ſind doch Momente, die eine Würdigung ver— 
dienen, und wenn man angeführt hat, was andere Gemeinde— 
verwaltungen thun, jo iſt doch klar, dafs man hier nicht eine 
Subvention von 100 fl. geben ſoll, ſondern einen Betrag, der 
wirklich der ernſten Aufgabe entſpricht, welche der Verein zu voll— 
ziehen ſich bemüht. (Beifall.) 

Gem.-Nath Dr. Vogler (zur Geſchäftsordnung): Ich be— 
antrage Schluſs der Debatte. — Einverſtanden. 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Richter: Zum Worte find noch 
gemeldet die Herren Gem.-Räthe Weitmann, Silberer, 
Gräf, Hawranek, Gregorig, Dr. Friedjung, Dr. 
Lueger, Steiner und Purſcht. (Unruhe.) 

Gem.-Nath Karl Moriz Mayer (zur Geſchäftsordnung): 
Ich möchte die Wahl von Generalrednern beantragen. (Unruhe 
links; ein Ruf links: Wortabſchneider!) 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Nichter: Es iſt die Wahl von 
Generalrednern beantragt; die Herren, die dafür ſind, wollen die 
Hand erheben. — Ein verſtanden. 

Pro ſind gemeldet die Herren Gem.-Räthe Silberer, 
Gräf, Gregorig und Dr. Friedjung; contra die Herren 
Gem.⸗Räthe Weitmann, Hawranek, Dr. Lueger, Steiner 
und Purſcht. Ich bitte, die Generalredner zu wählen. 

(Nach einer Pauſe): Zu Generalrednern ſind gewählt, contra 
Herr Gem.-Rath Dr. Lueger, pro Herr Gem.-Rath Gregorig. 
(Heiterkeit.) 

Gem.⸗Nath Gregorig: Sehr geehrte Verſammlung! Obwohl 
ſchon lange öffentliche Körperſchaften exiſtieren, iſt vielleicht noch 


nie eine derartige Wahl zu Stande gekommen, wie ſie im Augen- 
blicke geſchehen iſt. Ich möchte das auch kommenden Geſchlechtern 


zur Nachahmung empfehlen, es möchte weniger Streit geſchaffen 
werden. Um nun ernſt zur Sache zurückzukommen, mufs ich be— 
merken, daßs ich bereits früher erklärt habe, dass ich gegen jede 
Subvention ſtimmen werde. Aber wenn ich von zwei Übeln zu 
wählen habe, wähle ich lieber das kleinere. Man mufs deshalb 
für die Anträge des Herrn Referenten ſprechen. Ein Herr Redner 
von drüben (rechts) aus dem II. Bezirke hat erklärt, dafs die 
Arbeiter, welche hereinkommen, von den Vertretern der Genoſſen— 
ſchaften abgefangen werden, da mußs ſich der geehrte Herr Redner 
eben nur in ſeiner Genoſſenſchaft und in einer ſolchen Genoſſen— 
ſchaft umgeſehen haben, welche möglicherweiſe liberale Vertreter 
hat. Dort können ſolche Zuſtände exiſtieren, aber in anderen 
Genoſſenſchaften kommt das nicht vor, auch bei den Gaſtwirten 
nicht. Das gilt dem geehrten Gemeinderathe von der anderen 
Seite, welcher lacht. Daſs die Leute dort abgefangen werden, iſt 
ein Zuſtand, welcher entſchieden nicht in Ordnung und auch im 
Geſetze verpönt iſt. 

Nach dem Geſetze ſoll jede Genoſſenſchaft eine Arbeitsver— 


mittlung haben, wenn ſie eine ſolche nicht hat, ſoll man ſich an die 


Genoſſenſchaftsbehörde wenden und ſie wird dann gezwungen werden, 
eine Arbeitsvermittlung einzurichten. Aber der geehrte Herr Redner 
gehört nicht zum Kleingewerbe, er iſt ein Großinduſtrieller und 
hat daher Nutzen von dem Vereine, alſo iſt er nicht unparteiiſch, 


Amtsblatt der k. k. Reichshaupt- und Reſidenzſtadt Wien. — Nr. 10, 9. Februar 1892. 


YYY N- AN. HK. INN N NT e . . LAN THU 


CT 


wenn er für den Verein ſpricht, aber im großen und ganzen hat 
das Gewerbe vom Vereine wenig. (Rufe links: Gar nichts!) Ein 
Herr hat von den „Zuſchickmeiſtern“ geſprochen; ſolche exiſtieren 
heute gar nicht mehr. Wenn fie exiſtieren, haben Sie nur Winkel⸗ 
auſtalten. Wir haben ja auch eine Menge Winkeldienſtvermittlungs⸗ 
Bureaux, das ſind Paraſiten, die ausgemerzt werden ſollen. Auch 
hat der Herr Redner davon geſprochen, nach ſeiner Anſicht ſeien 
Spengler und Schloſſer kein Großgewerbe. Wir haben viele Spengler— 
und Tiſchlergewerbe, die im, großen betrieben werden, die ziehen 
aus dem Vereine Arbeiter, und es heißt, der Verein liefert dem 
Gewerbetreibenden Arbeiter. Das iſt unrichtig. 

Aber ein eigenthümliches Zugeſtändnis hat ein Herr mir 
gegenüber gemacht, er hat ein großes Wort gelaſſen ausgeſprochen, 
daſs der Zweck dieſes Vereines der iſt, nicht gelernten Arbeitern 
Arbeit zu verſchaffen. Wie ſchauen die nicht gelernten Arbeiter in 
einem Gewerbe aus? Das ſind diejenigen, gegen die ich und meine 
Genoſſen, ſo lange wir uns rühren können, Stellung nehmen. 
Unter den Weißgärbern haben einige Gewerbetreibende die Arbeiter 
entlaſſen und Taglöhner beſtellt. Allerdings waren es keine Weiß— 
gärber, ſondern Juden. In Brauereien hat man Brauer entlaſſen 
und für fie Taglöhner hingeſtellt. Ich weiß, dass in Lieſing ein 
Arbeiter ſich ſo weit vergeſſen hat, den Braumeiſter mit der 
Schaufel niederzuſchlagen. So iſt es in allen Gewerben, man iſt 
beſtrebt, den wirklichen Arbeiter wegzugeben und ihn durch Tag: 
löhner zu erſetzen. 

Ich bin daher verſucht zu bitten, daſs Sie keine Subvention 
geben. (Heiterkeit.) N 

Ja, ganz gewiss; ich bin verſucht dazu, weil es die größte 
Schädigung aller Arbeiter iſt, welche Schutz bedürfen, wenn ihnen 
durch Taglöhner Concurrenz gemacht wird. Das geſchieht nach dem 
Zugeſtändnis des Redners, der vielleicht ſelbſt auch Mitglied des 
Vereines iſt. Ich mußs Sie bitten, wenn Sie eine Subvention 
gewähren, ſo gewähren Sie die vom Referenten beantragte. 

Gem. Rath Dr. Tueger: Wenn ich mich zum Worte ge⸗ 
meldet habe, ſo iſt es zu dem Zwecke geſchehen, um einem Vor— 
redner, welcher, wie er ſelbſt erwähnt hat, als Ausſchuſs einer 
Genoſſenſchaft angehört, entgegenzutreten. Wenn das richtig iſt, | 
was Gem.⸗Rath Djörup uns hier erzählt hat, wenn das richtig 
iſt, dajs er genöthigt iſt, ſich feine Arbeiter um Geld beim Wirt 
zu verſchaffen und wenn er gleichzeitig Mitglied ſeiner Genoſſen— 
ſchaft iſt, dann mußs ich ſagen, verdient der Herr Gemeinderath 
nichts anderes, als aus dieſer Geuoſſenſchaft als Vertreter ausge⸗ 
ſchloſſen zu werden (Rufe: Richtig!), weil er der ihm nach dem 
Geſetze obliegenden Pflicht nicht genügt. Eine Genoſſenſchafts⸗Ver⸗ 
tretung aber, in welcher ſolche Zuſtände einreißen, verdient nichts 
anderes, als daſs fie davongejagt werde. (Zuſtimmung links.) Ich 
appelliere an alle Geſchäftsleute, welche drüben (Rechte) ſitzen, und 
Mitglieder der Genoſſenſchafts⸗Vertretung find, ich appelliere an 
die Collegen Tag leicht, Gfrorner und an jene Collegen 
— ich weiſs deren Namen nicht — welche der Genoſſenſchaft der 
Wirte angehören, ob ſie, wenn ihnen ſolche Zuſtände in der Ge— 
noſſenſchaft bekannt werden, ſich nicht verpflichtet erachten würden, 
auf Abſtellung dieſer Miſsſtände zu dringen. 

Freilich, wenn Mitglieder des Ansſchuſſes jeibit ſolche Dinge 
machen, dann iſt es natürlich ſelbſtverſtändlich, dass ſolche Dinge 
exiſtieren und fortwucheru. Dafs aber hier ein Gemeinderath es 
wagt, durch Anführung ſolcher ungeſetzlicher Zuſtände, an denen 
er ſelbſt Schuld iſt, durch Nichterfüllung ſeiner Pflichten, für einen 
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ſolchen Verein zu plaidiren, das iſt ſtark, das iſt ſehr ſtark, da 
muſs wirklich etwas faul im Staate Dänemark fein. (Lebhafter 
Beifall.) Ja, dann iſt es leicht über Antiſemiten zu ſchimpfen, 
aber ſelber beſſer machen und ſolche Zuſtände ändern, wie ſie der 
Vorredner angeführt hat, das iſt etwas ſchwieriger, dazu gehört 
Pflichtbewuſstſein, und dieſes Pflichtbewuſstſein muſs gerade die 
Mitglieder der Vertretungen der Genoſſenſchaft erfüllen, wenn ſie 
den Zwecken gerecht werden ſollen, welche ihnen das Geſetz aufer— 
legt. übrigens iſt es nicht ſo arg, wie es der Vorredner darſtellt. 
Die Genoſſenſchafts-Vertretung, welche ihre Pflicht kennt und er— 
füllt, legt auch auf die Arbeitsvermittlung großen Wert. Es waren 
z. B. bei der Wirte-Genoſſenſchaft früher Zuſtände, die geradezu 
arg genannt werden konnten, und die Vertreter der Genoſſenſchaft 
der Gaſtwirte ſind keine Antiliberalen 
73 a SM u en Darauf haben ſie jedoch ge— 
ſehen, dass ihre Stellenvermittlung in ordentliche Hände gelegt und 
ordentlich durchgeführt wird. Ich anerkenne es als Verdienſt der 
Genoſſenſchafts-Vertretung, ebenſo wie ich es bei jeder anderen 
Vertretung thue, die ihre Pflicht erfüllt. Nur bedauere ich recht 
ſehr, daſs gerade bei dieſem Vereine ein Antrag geſtellt iſt auf Er— 
höhung der Subvention. Der Verein beſteht nur zu Gunſten der 
großen Fabrikanten. Ich kenne die Verhältniſſe ſehr genau, der 
Herr College, mit dem ich ſonſt ſehr häufig übereinſtimme, möge 
verzeihen, aber die Verhältniſſe kennt er nicht. Ich weiß, daſßs 
dieſer Verein von Fabrikanten geradezu ins Leben gerufen worden 
iſt, damit die Fabrikanten von der Vermittlung, welche die Ge— 
noſſenſchaft betreibt, unabhängig ſind. Bloß zu dem Zwecke, um 
den Genoſſenſchaften ihre Mitglieder, möchte ich beinahe ſagen, 
abzufangen, um aus alten Geſellen dieſe neuen Fabriksarbeiter 
zu machen, iſt der Verein ins Leben gerufen worden. 

Und wer weiter die Verhältniſſe kennt, wer weiß, dajs die 
ganze Arbeitsvermittlung beim Vereine eigentlich in zweiter Linie 
ſteht, daſs es ſich bei dieſem Vereine um ganz andere Dinge 
handelt; wer, wie ich, weiß, was in dieſem Vereine vorgeht, wer, 
wie ich, weiß, dafs dieſer Verein bloß zu dem Zwecke exiſtiert, um 
die Verbindung zwiſchen einer politiſchen Partei, nämlich der ſocial— 
demokratiſchen und der anderen Partei aufrecht zu erhalten, um 
die Geſchichte nach außen zu verhüllen; wer die Dinge ſo genau 
kennt, wer ſogar weiß, welche Perſonen dabei eine Rolle ſpielen, 
und daſs Dr. von Plener, deſſen Ehrenhaftigkeit ich immer 
anerkenne, auch hier, wie in ſo vielen anderen Fällen, nur ein 
Schirm iſt, hinter dem andere Leute agieren; wer das alles ſo 
genau weiß, der, meine Herren, mufs jagen: Es iſt merkwürdig, 
dafs der Verein es wagt, an die Gemeindevertretung um eine 
Subvention heranzutreten. Jeder, der halbwegs etwas vom Fabriks— 
weſen verſteht, der halbwegs etwas von politiſchen Verhältniſſen 
verſteht, weiß, warum dieſer Verein gegründet worden iſt; wer die 
Perſonen kennt, aus denen die Leitung des Vereines beſteht, weiß, 
wie die Leitung geſchickt zuſammengeſetzt iſt, aus ſogenannten 
gemäßigten, radicalen, ja ſogar anarchiſtiſchen Elementen. (Oho— 
Rufe rechts. — So iſt es! links.) 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Nichter: Ich bitte doch den Herrn 
Redner ausreden zu laſſen! (Rufe links: Das wollen ſie nicht!) 

Gem.-Nath Dr. Tueger (fortfahrend): Ich weiß dies aus 
Proceſſen, und ich weiß es genau, und niemand wird es mir beſtreiten 
können. Wer die Verhältniſſe jo genau kennt, wie ich, mußs jagen, 
es nimmt ihn Wunder, daſs die Betreffenden an die Stadt Wien 
um Subvention herantreten. 


1 
Meine Herren! Die politiſchen Geſchäfte mögen ſich die 
Herren ſelbſt bezahlen. (Ganz richtig! links.) Dazu ſind die 
Steuergelder nicht vorhanden. Aber aufrichtig ſage ich, daßs ich 
wegen der 100 fl. nicht geſprochen hätte, weil man wegen 100 fl. 
derlei Dinge nicht an die große Glocke hängt, weil man ſie ruhig 
vorübergehen laſſen könnte, ob die Sache nun ſo oder ſo iſt. Aber 
wenn die Sache nun ſo dargeſtellt wird, als ob dieſer Verein die 
Pflichten erfüllen würde, welche eigentlich nach dem Geſetze den 
Berufsgenoſſenſchaften obliegen, wenn die Sache ſo dargeſtellt und 
dieſer Verein als eine Nothwendigkeit hingeſtellt wird, ſo muſs mit 
aller Entſchiedenheit gegen eine ſolche gewiſs nicht beabſichtigte, aber 
wahrhafte Verdrehung der Thatſachen aufgetreten, es mujs die 
Wahrheit geſagt werden und darum werde ich gegen jede Sub— 
vention dieſes Vereines ſtimmen und werde dieſes Votum vor 
jeder Wählerſchaft, ja ſelbſt vor einer ſocialdemokratiſchen Ver— 
ſammlung zu rechtfertigen wiſſen. (Lebhafter Beifall links.) 
Referent Gem.-Rath Noske (zum Schluſswort): Die 
Angelegenheit ſelbſt iſt feine jo wichtige, als fie jetzt dargeſtellt 
wird. Die Frage liegt — und ich habe mich nicht darauf einzu— 
laſſen, wie einer der Herren Collegen ſich ſeine Arbeiter verſchafft 
oder nicht, das iſt ein Gebiet, das ich als Referent nicht zu be— 
treten habe — die Frage liegt einfach ſo: Iſt der Verein einer 
Subvention in erhöhtem Maße würdig oder nicht? Dafür ſprechen 
die Ziffern und die Ausweiſe des Vereines und auf dieſes Gebiet 
möchte ich die Aufmerkſamkeit der geehrten Verſammlung zurück— 
lenken. Aus dieſen Ausweiſen geht erſtens einmal hervor, dass doch 
auch eine Anzahl von Arbeitern, wo die Natur des Betriebes 
ſchon jagt, daßs es nicht bloß Fabriksarbeiter ſein können, ſich um 
die Vermittlung des Vereines beworben hat. Es gibt keine Anſtreicher— 
und Bildhauerfabriken. (Rufe links: O ja!) Es iſt zwar von 
einem Redner, welcher darauf hingewieſen hat, behauptet worden, 
daſs die 906 Schloſſer, die 470 Spengler und die 1395 Tiſchler 
und Parquettenmacher Fabriksarbeiter ſind, aber bewieſen iſt es 
nicht worden. Ich bin in der Lage zu beweiſen, daßs dies nicht 
der Fall ſein kann, und zwar aus folgenden Stellen des Berichtes. 
In dem Berichte wird darüber Klage geführt, daſs, während der 
Verein einerſeits die Aufgabe hat, für die Arbeiter und Arbeiterinnen 
zu wirken und anderſeits bei jenen Gewerben, welche keiner Ge— 
noſſenſchaft angehören, oder deren Genoſſenſchaft nicht in der Lage 
iſt, die Arbeitsvermittlung in entſprechender Weiſe zu beſorgen, 
helfend einzutreten, gerade die Großinduſtriellen dem Vereine nicht 
die nöthige Unterſtützung zukommen laſſen, ihm nicht die nöthige 
Förderung entgegenbringen, nicht ſeiner Mitgliederzahl ſo bei— 
treten, wie es der Verein wünſcht. Wo ſteht alſo die Behauptung 
der Herren, daſs der Verein nur für die Großinduſtriellen da iſt? 
Hier liest man ſo: „Um für das Wirken des Vereines die Be— 
achtung eines größeren Kreiſes von Induſtriellen zu erzielen und 
um dem Vereine die zur Durchführung ſeiner Aufgabe erforder— 
lichen Mittel, ſowie neue Mitglieder zuzuführen, hielt im Laufe 
des Berichtsjahres Herr Dr. Victor Mataja in einer Plenar— 
verſammlung des n.⸗ö. Gewerbevereines einen beifällig auf— 
genommenen Vortrag über die Bedeutung der Arbeitsvermittlung. 
Die ſich anſchließende Debatte ergab in der Folge das günſtige 
Reſultat, dajs ein aus den Herren J. Fluß, E. v. Neumann, 
Ludwig Stroß, Joſ. Salcher jun., Rob. Niſſek, Ad. Weiß 
und Ign. Zucker beſtehendes Comité eingeſetzt wurde, welches Mittel 
und Wege zu berathen hat, um unſerem Vereine eine größere Anzahl 
neuer Mitglieder ans dem Stande der Arbeitgeber zuzuführen.“ 
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Da. wird dem Vereine gegenüber, der ſich bemühen muss, 


die Großinduſtriellen heranzuziehen, damit er den Arbeitern, die 
zu ihm um Stellen kommen, unterſtützend zur Seite ſtehe, vorge— 
worfen, er ſei von Großinduſtriellen gegründet worden, er ſei für 
dieſe da, und deshalb dürfe man ihn nicht unterſtützen; nebſtbei 
bemerkt, auch ein vollkommen unrichtiger Standpunkt. Daſs der 
Verein nicht für die Großinduſtrie da iſt, und die Arbeiter mehr 
Geſchmack an dem Vereine finden mögen, als die Angehörigen 
jener (linken) Seite, geht aus dem Umſtande hervor, dajs, während 
im Jahre 1885 1616 Perſonen die Vermittlung des Vereines in 
Anſpruch genommen haben, im Jahre 1890 8132 Perſonen dieſe 
Vermittlung in Anſpruch nahmen, alſo in 6 Jahren eine Steige— 
rung von 6000 Perſonen ſtattgefunden hat. Es mußs alſo doch 
ſein, daßs die Arbeiter Geſchmack daran finden, wenn fie aus den 
Händen der Vermittler, aus der Nothwendigkeit, ſich ſelbſt um 
Arbeit Thür für Thür umſchauen zu müſſen, herausgenommen 
werden, und wenn ihnen durch den Verein eine Vermittlung in 
anſtändiger, billiger Form geboten wird. 

Daſs das durch den Verein in vorzüglicher Weiſe beſorgt wird, 
geht aus dem Umſtande hervor, daſs er in Wiener-Neuſtadt und 
in Brünn, alſo in großen Fabriksorten, Filialen errichtet hat, und 
daſs er telephoniſch mit dieſen Orten verbunden iſt, jo dafs die 
Arbeiter, welche dort um Stellen anſuchen, ſich zur Arbeit melden, 
einen weiten Kreis von ſolchen finden, wo ſie ihre Arbeit anbieten 
können. Das iſt für die Arbeiter ein großer Vortheil, das iſt eine 
große Unterſtützung. Und wenn nun der auffällige Umſtand eintritt, 
dass die Herren dieſer (linken) Seite gegen dieſe Art Arbeits— 
vermittlung und gegen dieſen Verein auftreten, iſt für mich das 


Räthſel ſehr leicht gelöst. Es beſteht darin, daſs die Arbeiter | 


bekanntlich von den Herren nichts wiſſen wollen und die Revanche 
iſt begreiflicherweiſe, daſs die Herren von den Arbeitern auch nichts 
wiſſen wollen. Wo eine ſocialdemokratiſche Verſammlung ſtattfindet, 
wird von den Arbeitern gegen jenes Programm, das die Herren 
vertreten, proteſtiert, alſo erwarten Sie doch nicht, daßs die Herren 
für ein Inſtitut ſtimmen ſollen, das den Arbeitern eminente Vor— 
theile bietet; das geht Zug um Zug, das iſt natürlich und das 
wird ſo gedreht: weil die Arbeiter nicht Antiſemiten ſein wollen, 
müſſen ſie liberal ſein oder die Liberalen ſie ausnützen oder, wie 
einer der Herren ſo ungeheuer vorausſichtlich geſagt hat, dieſer 
Verein iſt gegründet, um die Verbindung der Liberalen mit den 
Socialdemokraten herzuſtellen. Wenn in einem ſocialdemokratiſchen 
Vereine über die Antiſemiten losgezogen wird, ſind gleich die 
nächſten, über die ebenſo oder nicht viel weniger losgezogen wird, 
die Liberalen, und zu behaupten, dass ein ſolches Inſtitut geeignet 
iſt, eine Verbindung zwiſchen Liberalen und Socialdemokraten herbei— 
zuführen, iſt eine jener Behauptungen, die ohne jedwede Begründung 
hinausgeſchleudert werden. Der Herr Redner weiß ganz gut, dass 
die Socialdemokraten uns geradeſo gegenüberſtehen, wie Gott ſei 
Dank Ihnen. (Gelächter links.) — Ja, Gott ſei Dank, weil 
bewieſen iſt, daſs dieſe Claſſe der Bevölkerung einen gefunden Sinn 
für das öffentliche Leben hat. Zu behaupten, dafs der Verein ein 
politiſcher iſt, iſt ſchon deswegen nicht gerechtfertigt, weil die 
Herren, die im Vorſtande ſind, den verſchiedenſten Schattierungen 
angehören, wie ſchon hervorgehoben wurde, vom Abgeordneten 
Plener angefangen bis zu einem der ſocialdemokratiſchen Richtung 
angehörenden Arbeiter. 

Das beweist nicht, daſs der Eine den Andern ausnützen will, 
ſondern dass fie ſich dazu verbunden haben, um einen als gut 


des Antrages Herrdegen geſagt, 
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ückſi Weil 
die Herren denken, 1 mufs ſo ſein wie Sie, keiner könne Politik 
von Menſchenthum, Politik von der Arbeit für öffentliches Wohl 
trennen, weil Sie überall Politik ſuchen und nichts als Wahlpolitik 
treiben, ſo glauben Sie, ein Anderer kann es auch nicht anders 
machen. (Widerſpruch links.) Darum behaupten Sie, dafs der 
Verein ein politiſcher iſt und gegründet wurde, um politiſche Zwecke 
zu verfolgen. Dem iſt nicht ſo 

Ich glaube daher mit Beruhigung den Antrag des Stadt— 
rathes, beziehentlich wenn das geehrte Plenum mit einer höheren 
Summe einverſtanden wäre, die Bewilligung dieſer höheren Summe 
empfehlen zu können. 


Gem.-Aath Dr. Friedzung (zu einer thatſächlichen Berich— 
tigung): Der Herr Gem.-Rath Gregorig hat behauptet, dafs 
ich den Verein dadurch zu empfehlen verſucht habe, daſs ich her— 
vorgehoben habe, dajs der Verein ſtatt gelernte Arbeiter ungelernte 
den Fabrikanten zuſchickt. Das iſt unrichtig. Wahr iſt, dafs in 
Wien außer den gelernten Arbeitern 10.000, vielleicht 100.000 
von anderen ſich befinden, welche aus ihrem beſtimmten Handwerk 
hinausgeworfen wurden durch die Ungunſt der Zeit und durch die 
Proletariſierung des Handwerks, und dafs dieſe Maſſen von Menſchen, 
welche außerhalb dieſes Handwerks ſtehen, Arbeit ſuchen. Wahr iſt 
es, dass es eine ungewöhnliche Hartherzigkeit bekundet, wenn man 
dieſen Leuten keine Arbeit verſchaffen und den Verein nicht unter— 
ſtützen will, welcher dieſen Unglücklichen Arbeit bringt. 

Der Herr Abgeordnete Dr. Lueger hat eine Behauptung 
aufgeſtellt, welche ich berichtigen muſs. Er hat behauptet, dais 
ſich im Ausſchuſſe des Vereines Anarchiſten befinden. 

Ich erkläre u dafs dieſe Behauptung vollſtändig unrichtig 
iſt, und dafs die Berufung des Herrn Dr. Lueger auf irgend 
einen Proceſs, in dem er plaidirt oder ſonſt eine Function aus— 
geübt hat, gewiss unrichtig iſt. Es iſt keine Frage, dais die 


Männer, welche dem Vereine angehören, auch der Abgeordnete 
Plener, den Verkehr mit Anarchiſten zu Zwecken, welche nicht 


der Volkswohlfahrt dienen, nicht pflegen. Unwahr iſt es, dass der 
Abgeordnete Plener als Schirm für andere Intereſſen und 
politiſche Zwecke dient. Wahr iſt, dajs allerdings ein Zweck ver— 
folgt wird, nämlich der Zweck, die beiden Pole der Geſellſchaft, 
die Beſitzenden und die Nichtbeſitzenden einander näher zu bringen; 
und dass dies ein Zweck iſt, den jeder Parteiführer anſtreben ſoll, 
iſt etwas, was Jedermann zugeben wird. 


Gem. Bath Gräf (zu einer thatſächlichen Berichtigung): 
Der Herr Gem.⸗Rath Djörup hat anlässlich der Unterſtützung 
es ſei die Publicierung des 
Wirkens dieſes Vereines deshalb nöthig, damit die Zimmermanns⸗ 
arbeiter, welche mit der Franz Joſefsbahn anlangen, nicht von 
den Wirten abgefangen werden, und es ſei deshalb nothwendig, 
damit die Zimmermeiſter nicht mehr eine Vermittlungsgebür für 
die einzelnen Arbeiter zahlen. Dem gegenüber berichtige ich that— 
ſächlich, das ſich die ſogenannten Herbergsväter wohl auf den 
Bahnhöfen einfinden und vielleicht eine größere oder kleinere Anzahl 
von Arbeitern in die Gaſthäuſer führen. 

Dafs aber ein Gaſtwirt von einem Fb eine Ver⸗ 
mittlungsgebür von 1 fl. für das Zubringen eines Arbeiters ver— 
langt, muss ich entſchieden zurückweiſen (Beifall links) und ich 
möchte Herrn Gem.-Rath Djörup erſuchen, ſich die Leute, die 
ſich dieſe Gebüren bezahlen laſſen, in Zukunft beſſer anzuſehen. 
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Gem.-Nath Weitmann (zur thatſächlichen Berichtigung): 
Meine Herren! Der Herr Referent hat die Sache ſo dargeſtellt, 
als wenn dieſer Verein wirklich mehr für das Kleingewerbe als 
für die Großindustrie thätig wäre. Dem gegenüber bemerke ich, 
daſs unſere Genoſſenſchaft, nämlich die der Feinzeugſchmiede, der 
ich als Ausſchufsmitglied angehöre, auf dieſen Verein gar nicht 
reflectiert, nicht anſteht; unſere Genoſſenſchaft iſt gut conſtituiert . . . 


Vice-Bürgermeiſter Dr. Richter (unterbrechend): Ich 
bitte, Herr Redner, das iſt eigentlich gar keine Berichtigung. 


Gem.- Kath Weitmann: Ich bitte, Herr Collega Fried— 
jung hat Unzähliges vorgebracht, was keine Berichtigung war, 
(Zuſtimmung links) und ich berichtige und widerlege das und bitte 
um die nöthige Zeit dazu. 


Vice Bürgermeifler Dr. Richter: Dieſer Erinnerung 
Ihrerſeits bedarf es gar nicht. 


Gem.-⸗Nath Weitmann: Ich ſpreche nur zur Sache, Herr 
Vorſitzender. 

Ich berichtige, daſs unſere Genoſſenſchaft die Arbeitsver- 
mittlung ganz ohne Entgelt in der prompteſten Weiſe durchführt. 
Wir haben alſo keine derartige Miſswirtſchaft bei unſerer Ge— 
noſſenſchaft, wie fie in der Genoſſenſchaft exiſtiert, welcher Herr 
Gem.⸗Rath Djörup angehört. Es iſt alſo nicht richtig, was der 
Herr Referent geſagt hat, denn gerade unſere Genoſſenſchaft 
gehört zum größten Theil dem Kleingewerbe an und ich kann Sie 
verſichern, daſs von unſerer Genoſſenſchaft auf dieſen Verein gar 
nicht reflectiert wird. Dieſer Verein verſieht jetzt nur die Dienſte 
der Großinduſtrie. 


Gem.-Nath Dr. CTueger (zur thatſächlichen Berichtigung): 
Ich hätte es wirklich unterlaſſen, nochmals das Wort zu ergreifen, 
wenn nicht Herr Gem.-Rath Dr. Fried jung mit dem Worte 
„unwahr“ herumgeworfen hätte. 

Dieſem Worte unwahr gegenüber conſtatiere ich Folgendes: 

Es iſt wahr, dafs in der Leitung des Vereines Perſonen 
ſind, vielleicht waren, — wenigſtens noch vor ganz kurzer Zeit — 
die entſchieden der Moſt'ſchen Richtung angehören. (Hört! links.) 
Herr Dr. Friedjung weiß das ebenſo gut, wie ich. (Gem.⸗Rath 
Dr. Friedjung: Nein! — Rufe links: Er will es nicht wiſſen! 
— Gem.⸗Rath Dr. Friedjung: Namen nennen!) Dies iſt hier 
zwar nicht meine Sache, aber wenn er ſie privatim hören will, 
werde ich ſie nennen. 

Dice- Bürgermeiffer Dr. Richter: Ich bitte ſich im 
Rahmen einer Berichtigung zu halten. 

Gem.-Nath Dr. Tueger: Gewiſs, aber dann ſoll Herr 
Dr. Friedjung nicht unterbrechen. 

Zweitens: Ich habe erklärt, daſs der Zweck des Vereines 
bezüglich der Arbeitsvermittlung erſt in zweiter Linie, und habe 
erwähnt, dass in erſter Linie der Verkehr zwiſchen den Social- 
demokraten und der liberalen Partei ſteht. 


Herr Gem.-Rath Dr. Fried jung hat das als unwahre 


erklärt dann aber ſpäter zugegeben, daſs — er hat geſagt — „die 
Verbindung zwiſchen den Beſitzenden und Nichtbeſitzenden hergeſtellt 


wird“. Ja wohl, zu dieſem Zweck iſt der Verein vorhanden.“ 
Anträge anderer Herren. Gegen die höhere Subvention bin ich 


(Richtig! links.) 
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Gem.-Nath Taubler (zur thatſächlichen Berichtigung): Es 
ſind von einem Redner von dieſer Seite (links) gewiſſermaßen die 
Genoſſenſchaftsvorſtände apoſtrophiert worden und nachdem ich einer 
Genoſſenſchaft als Vorſteher anzugehören die Ehre habe, mußs ich 
doch auch einige Worte zur Berichtigung ſagen. Es iſt von dieſer 
Seite (links) hervorgehoben worden, dass beſonders die Induſtriellen 
als ſolche ein großes Intereſſe an dieſem Vereine haben. Nun, ich 
muss erklären, daſs die Genoſſenſchaft, der ich angehöre, zum 
großen Theil aus Induſtriellen beſteht .. .. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Richter: Ich bitte, das iſt keine 
Berichtigung. 

Gem.-Rath Taubler und dais Sie unter denen, 
welche hier um Stellenvermittlung angeſucht haben und denen 
Stellen vermittelt wurden, von unſerem Gewerbe keinen einzigen 
finden werden. (Beifall rechts.) Sie ſehen alſo, dass wenigſtens 
dieſe Genoſſenſchaft den Verein nicht beanſprucht und daßs nicht die 
Induſtriellen als ſolche überhaupt ein großes Intereſſe an dieſem 
Vereine haben und dajs fie demnach überhaupt nicht beſchuldigt 
zu werden brauchen, dals fie ſolche Vereine gründen, um dabei 
ihren Vortheil zu finden. Auch ſür ein dem meinigen verwandtes 
Gewerbe, wo ein Freund von mir Vorſteher der Genoſſenſchaft iſt, 


iſt nicht eine ſolche Stelle vermittelt worden. 


Gem.-Nath Silberer (zur Geſchäftsordnung): Sehr geehrte 
Herren! Ich halte es für geboten, mich auf Grund der Geſchäfts— 
ordnung dagegen zu verwahren, dafs der Gebrauch, um nicht zu 
ſagen, Missbrauch, der heute hier produciert, um nicht zu jagen, 
prakticiert wurde, etwa hier ſtabiliſiert werde und es in Zukunft 
öfter vorkommt, dass jemand, der in der Sache .. .. 

Vorſitzender Vice-Vürgermeiſter Dr. Richter: Aber ich 
bitte, Herr Redner .... 

Gem.-Aath Silberer (fortfahrend): Das muſßs auf Grund 
der Geſchäftsordnung conſtatiert werden, dass jemand, der in der 
Sache ſchon kategoriſch erklärt hat, nicht für die Vorlage zu ſtimmen, 
ſich aus parteitactiſchen Gründen, um für ſeine Partei einen zweiten 
Redner zu gewinnen und einen pro-Redner zu verdrängen, pro 
eintragen läſst und vor der Wahl der Generalredner ſogar erklärt, 
pro zu ſprechen, dann aber de facto, nur um der Form zu 
genügen, zum Schluſſe zwar erklärt, er werde nothwendiger Weiſe 
für die Vorlage ſtimmen, während er im übrigen mit keiner Silbe 
dafür, ſondern mit jedem Worte nur dagegen ſpricht. Das iſt ein 
Kampfmittel, welches ich perhorresciere und welches ich bedauern 
muss. (Beifall rechts.) 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Richter: Ich bitte, die Bemer⸗ 
kung des Herrn Redners iſt nicht unbegründet; allerdings kann 
es Fälle geben, in denen es dem einzelnen Redner ſehr ſchwer 
iſt, von vorneherein ſeine Stellung zum Antrage zu kennzeichnen. 
Aber das dürfen wir von unſeren Collegen erwarten, daßs fie bei 
ihrer Wahl optima fide ihre Stellung im vorhinein erklären, und 
ſich, wenn ſie contra votieren wollen, nicht pro eintragen laſſen, 
um eine Stimme für ſich zu gewinnen. Das glaube ich, wäre mit 
den Geſetzen, wie ſie unter gebildeten, anſtändigen Leuten üblich 
ſind, nicht vereinbarlich. (Lebhafter Beifall rechts.) 

Gem.-Vath Gregorig (zu einer perſönlichen Bemerkung): 
Dieſe Angelegenheit kann ſich nur auf mich beziehen. (Lebhafte 
Heiterkeit rechts.) Ich habe nicht contra geſprochen, ſondern habe 
den Antrag des Herrn Referenten befürwortet, allerdings nicht die 
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allerdings. Aber was den Vorgang anbelangt, wie er meinerſeits 
beliebt wurde, ſo habe ich dieſe Art nur von der Gegenſeite gelernt 
und ich bin ihr Schüler. (Beifall links und Rufe: Jawohl!) 

Vorſitzender Vice-Bürgermeiſter Dr. Nichter: Wir ſchreiten 
zur Abſtimmung. Gegen den Antrag des Herrn Referenten iſt ein 
Gegen-Antrag in der Ziffer geſtellt worden. Ich glaube, im übrigen 
iſt eine Aenderung des Antrages ſeitens des Herrn Gem.-Rathes 
Herrdegen nicht proponiert worden. Ich bringe alſo zunächſt 
die Ziffer zur Abſtimmung, und zwar die höhere Ziffer von 500 fl. 
und bitte jene Herren, welche für die höhere Ziffer von 500 fl. 
ſtimmen wollen, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Ich bitte um 
die Gegenprobe! (Geſchieht.) Der Antrag auf Bewilligung von 
500 fl. iſt mit 40 gegen 21 Stimmen angenommen. (Beifall 
rechts.) N 

Ich bringe nun den übrigen Inhalt des Antrages zur Ab— 
ſtimmung und bitte die Herren, welche demſelben zuſtimmen, die 
Hand zu erheben. (Geſchieht.) Angenommen. 

Es wurde daher beſchloſſen, dem Vereine für 
Arbeitsvermittlung für die Jahre 1891, 1892 und 
1893 eine Subvention 500 fl. dem 
Vorbehalte zu bewilligen, daſs dieſe Subvention in 
den Jahren 1892 und 1893 widerrufen werden 
kann, wenn ſich in den Verhältniſſen oder in der 
Gebarung des Vereines eine hiezu Veranlaſſung 
bietende Veränderung ergeben ſollte. Der Verein 
hat alljährlich der Gemeinde ſeinen Rechenſchafts— 
und Gebarungsbericht vorzulegen. Für die Sub— 
vention pro 1891 wird der erforderliche Zuſchuſs— 
credit bewilligt; die Subventionsbeträge pro 1892 
und 1893 ſind budgetmäßig ſicherzuſtellen. 


von je mit 


Die öffentliche Sitzung iſt geſchloſſen, 
eine kurze vertrauliche Sitzung. 

(Schluſs der öffentlichen Sitzung um 8½ Uhr 
abends.) 


3 folgt 


Beſchluſs-Vrotokoll 


der vertraulichen Sitzung des Gemeinderathes der 
k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt Wien 
vom 5. Februar 1892. 


Vorſitz: Vice-Vürgermeiſter Dr. Richter. 
Gem.-Rath Matzenauer referiert über die Verleihung einer 
communalen Auszeichnung an den k. k. Hof- und Kammer⸗Juwelier 
Joſef Mayer sen. anlässlich des fünfzigjährigen Bürger-Jubiläums 
desſelben und beantragt, ihm die große goldene Salvator- 
Medaille zu verleihen. 
Dieſer Antrag wird angenommen. 


(Schlußs der Sitzung ½9 Uhr abends.) 
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Berigt 
über die Stadtraths-Sitzung vom 29. Jänner 1892. 


Vorſitzender: 1. Vice-Bürgermeiſter Dr. Borſchke. 
2. Vice-Bürgermeiſter Dr. Richter. 


Anweſende: Dr. v. Billing, Müller, 
Boſchan, v. Neumann, 
v. Götz, Noske, 
v. Goldſchmidt, Rückauf, 
Dr. Grübl, Schlechter, 
Dr. Hackenberg. Schneiderhan, 
Kreindl, Dr. Vogler, 
Dr. Lederer, Witzels berger, 
Matzenauer, Wurm. 


Meißl, 


Krank: Dr. Huber. 

Beurlaubt: Vaugoin. 

Experte: Baurath Schiebek. 

Schriftführer: Magiſtrats-Concipiſt Carl Appel. 
Dice-Bürgermeifler Dr. Richter eröffnet die Sitzung. 
St.-. Voſchan referiert über das Pflaſterpräliminare für das 


Jahr 1892 und ſtellt folgende Anträge: 


I. Bezirk. 


1. Umpflaſterung des Kolowratringes 27.200 fl. 
2. Umpflaſterung des Parkringes 56.300 „ 


Hingegen beantragen die St.-R. Noske und Matzen auer 
an Stelle der vom Referenten vorgeſchlagenen Umpflaſterungen nach 
dem Antrage des Bezirks-Ausſchuſſes für den I. Bezirk folgende 
Pflaſterungen: 

1. Nothenthurmſtraße — vom Stefansplatze bis 
zum Fleiſchmarkte — (geräuſchlos) 

2. Wipplingerſtraße — vom Stoß im Himmel 
bis zur Renngaſſe — (Hohhſtöckel) 


23.000 fl. 


22.000 „ 


3. Freiſingergaſſe (Hohhſtöckel) 3.000 „ 
4. Marc Aurelſtraße (mit Granitſteinen) 11.800 „ 
Ferner beantragt St. R. Matzenauer: 

5. Schauflergaſſe — vom Neubau der Burg bis 

zum Ballplatz — (geräuſchlos), jedoch nur im Falle 

der Wiedereröffnung der Durchfahrt durch die Burg 4.000 „ 
6. Dorotheergaſſe — von der proteſtantiſchen Kirche 

bis zur Auguſtinerſtraße — (geräuſchlos) . . ca. 3.000 , 
7. Bäckerſtraße 17.300 „ 


St.⸗R. Rückauf N Mr de Fingftenfe eine vollſtändige 
Neupflaſterung nicht vorzunehmen, bevor nicht die Frage der Verlegung 
der Tramwahygeleiſe gelöst iſt. 

Der Antrag Rückauf wird mit 10 gegen 7 Stimmen 


angenommen. 


StR. Müller beantragt 
a) einen Theil der Ringſtraße (50 — 100 m) im jetzigen W 
mit Holzſtöckeln probeweiſe zu pflaſtern. 
b) wo es dringend nothwendig, den Ning auszubeſſern und hiefür 
20.000 fl. Pauſchale zu bewilligen. 
Baurath Schiebek ſchlägt vor, den Parkring neu zu pflaſtern 
und den Kolowratring mit den vom Parkringe ausſortierten beſſeren 
Steinen umzupflaſtern. 
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St.⸗R. Dr. v. Billing nimmt dieſen Vorſchlag als Eventual— 
Antrag auf. 

Baurath Schiebek ſchlägt vor, 
Pferdebahngeleiſen neu zu pflaſtern. 

St.⸗R. Matzenauer beantragt, 10.000 fl. zu weitgehenden 
Ausbeſſerungen zu bewilligen und beantragt, — als Zuſatz zum An— 
trage Rückauf — den Magiſtrat aufzufordern, über die Verlegung 
der Tramwaygeleiſe auf der Ringſtraße ein Project und Anträge 
eheſtens vorzulegen. 

Der Referent nimmt ſodann den letzten Vorſchlag des Bau— 
raths Schiebek auf: 

Am Park- und Kolowratringe bloß die mittlere Fahrbahn zwiſchen 
den Tramwaygeleiſen mit neuen Steinen zu pflaſtern und hiefür 
42.000 fl. einzuſtellen. 

Ab ſtimmung: 

Der Antrag Müller a) wird abgelehnt. 

Der Zuſatz-Antrag Matzenauer (zum Autrage Rückauf) 
wird angenommen. 

Der modificierte Referenten-Antrag wird ange— 
nommen. 

Die Anträge Noske-Matzenauer 

1. Rothenthurmſtraße, 3. Freiſingergaſſe und 4. Marc Aurel— 
ſtraße werden angenommen, 2. Wipplingerſtraße wird abge— 
lehnt. 

Der Antrag Matzenauer, 5. Schauflergaſſe, wird ange— 
nommen 

6. und 7. Dorotheergaſſe und Bäckerſtraße werden abgelehnt. 

Der Referent ſtellt weiter für den I: Bezirk folgende Anträge: 

4. Regulierung und en der San e und des 


nur den Theil zwiſchen den 


Hafnerſteiges . 8.000 fl. 
e en 

5. Dognergafie. 9.100 fl. 

6. Strauchgaſſe 9.200 fl. 

Tegetthoffſtraße vom Neuen Markt bis 115 

1 incl. der Kreuzung dortſelbſt e. . 7.200 fl. 
8. Fahrbahn am Lobkowitzplatz und Asphaltie- 

rung des Trottoirs vor dem Haufe Or.-Nr. 2. 7.000 fl. 
10. Singerſtraße von der Kärnthnerſtraße bis 

zur a (geräuſchlos) f 27.000 fl. 
Franziskanerplatz und die Streck er 

u nächſt der Kirche (geräufchlos) . 8.000 fl. 


werden (angenommen). 
II. Bezirk. 

1. Franzensbrückengaſſe von der Brücke bis zur Hofen— 
edergaſſe 46.400 fl. 

2, naa He Pr dee fr. 175 von 15 Tabor⸗ 
ſtraße bis zur Großen Mohrengaſſe g 

3. Niveau = Regulierung und Nena Se 
Kleinen N von der Sperlgaſſe bis zur 
Augartenſtraße 

4. Herſtellung eines M arktplatzes en deb Area 
des e Aſyl- und Werkhauſes 

5. Vereins gaſſe von der Site bis a 

Kaiſer Joſefſtraße . 

6. Herſtellung neuer Sonn in der Bri⸗ 
gittenau zur Verbindung der Kaiſer Franz Joſef-Regie⸗ 
rungs⸗Jubiläumsbrücke und der Kaiſer Franz Joſefbrücke 


13.100 fl. 


10.100 fl. 


34.000 fl. 


14.000 fl. 


12.000 fl. 
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Die Referenten-Anträge 1, 2, 3, 4 und 6 werden 
angenommen; der Referenten-Antrag 5 wird mit 9 gegen 
6 Stimmen an genommen. 

Referent beantragt: 

III. Bezirk. 

1. Umpflaſterung der Laſtenſtraße von der Saleſianergaſſe 
bis zum Anſchluſſe an die Laſtenſtraße im IV. Bezirke (Am Heu— 
markt) e 51.500 fl. 
2. Strohgaſſe, unterer Theil, ferner Veith— 
gaffe vom Rennweg bis Ende des Hauſes Nr. 4, 
Macadamiſierung mit Grundbau 

St.⸗R. Dr. Grübl beantragt: 

a) für die Pflaſterung der Erdbergſtraße vor der Schule Nr. 88 
2100 fl. einzuſtellen. 

St.⸗R. Dr. Grübl beantragt ferner: 

b) die Pflaſterung der Waſſergaſſe zwiſchen der Erdbergſtraße 
und Hauptſtraße mit 27.000 fl. einzuſtellen. 

c) Die Pflaſterung der Unteren Weißgärberſtraße zwiſchen Franzens— 
brücken⸗ und Sofienbrückengaſſe, modificiert ſpäter dieſen Antrag dahin, 
die Pflaſterung der Unteren Weißgärberſtraße in Ausſicht zu nehmen 
für den Zeitpunkt, als die Frage wegen Durchführung des Canales 
entſchieden iſt. 

Der Antrag Dr. Grübl ha) wird zurückgezogen, b) wird ab— 
gelehnt, c) modificiert. (Angenommen.) 


hat den Vorſitz 


10.400 fl. 


Vice-Bürgermeiſter Dr. Vorſchke 
übernommen. 
Referent beantragt: 


e 


1. Umpflaſterung der ne von der Mayerhof— 

gaſſe bis zur Thereſianumgaſſe b 20.200 fl. 
2. Umpflaſterung der Wienſtraße von 5 Retten- 

brückengaſſe (ſ. Plateau) bis zur Preßgaſſe . . 24.200 fl. 
3. Umpflaſterung der Heugaſſe von der Techniker- 

ſtraße bis zur Wohllebengaſſe N 30.200 fl. 
4. Umpflaſterung des Grünz n 1 189 a 

dem — 4.900 fl. 
5. Karolinengaſſe zwifchen 0 bde ene 115 

Karolinenplatz 16.400 fl. 


V. Bezirk. 
1. Umpflaſterung der Matzleinsdorferſtraße von der 


Kirche bis zur Wimmergaſſe . i 25.300 fl. 
2. Grüngaſſe zwiſchen Wehr— Men Rüdigergaſſe 

Neupflaſterung mit neuen Mauthauſener Würfeln, längs 

des Schulhauſes mit Holzſtöckeln und dann Trottoir— 

umpflafterung . 13.200 fl. 


VI. Bezirk. 
1. Neupflaſterung der Millergaſſe von der Liniengaſſe bis 


zur Wallgaſſe. .. E 30.300 fl. 
2. Barnabitengaſſe, Neupflaſterung von Nr. 12 

bis Windmühlgaſſe mit 5/7/9“ doppelt geritzten Maut— 

hauſener Steinen und Trottoirumpflaſteruug 10.100 fl. 


Angenommen.) 
Referent beantragt: 


VII. Bezirk. 
1. Umpflafterung der Mariahilferſtraße von der Laim— 
grubenkirche bis über die Stiftgaſſe 25.300 fl. 
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2. Neupflaſterung des noch ungepflafterten Theiles 
der Neuſtiftgaſſe e e 

3. Burg- und Breitegaſſe, Umpflaſterung der 
Fahrbahn mit doppelt geritzten Mauthauſener Würfeln, 
Trottoirumpflaſterung. 


15.400 fl. 


28.100 fl. 
Angenommen.) 


St.⸗R. Dr. Vogler beantragt, für die Trottoir-Erneuerung im 
VII. Bezirke, Mariahilferſtraße von der Breitegaſſe bis zur Stiftgaſſe 
mit Platten, den Betrag von 5200 fl. einzuſtellen. 

Wird mit 9 gegen 8 Stimmen angenommen. 

Referent beantragt: 

VIII. Bezirk. 
1. Neupflaſterung der Bennogaſſe von der Alſerſtraße bis 


zum Bennoplatz mit 5/7/9“ doppelt geritzten Steinen 26.300 fl. 
2. Piariſtengaſſe von der Zeltgaſſe bis Floriani— | 

gaffe, Umpflafterung der Fahrbahn mit Einbeſſerung und 

Trottoir⸗Umpflaſterung mit Beigabe von Randſteinen. 12.200 fl. 


IX. Bezirk. 

1. Umpflaſterung der zn von der Maria 
Thereſienſtraße bis zur Berggaſſe 30.200 fl. 
2. Umpflaſterung der Aer bach rg ge von 959 


Nuſsdorferſtraße bis zur Liechtenſteinſtraße . 15.000 fl. 
3. Kirchenplatz vor der Servitenkirche. 8.000 fl. 
4. Reſtzahlung für die Regulierung der Waiſenhaus— 
gaſſe 5.500 fl. 
X. Bezirk. 
1. Neupflaſterung einer 10 m breiten Fahrbahn in 
der Quellengaſſe in der Strecke zwiſchen der Him— 
berger- und Laxenburgerſtraße nie 28.300 fl. 
2. Neupflafterung der Keplergaſſe zwifchen der 
Himbergerſtraße und der Sonnwendgaſſe mit alten Steinen 3.100 fl. 
3. Neupflaſterung von Ninuſalen und Über- 
gängen . 4.100 fl. 


(Wird angenommen.) 
Referent beantragt, da anläſslich der Hinaus— 

rückung der Verzehrungsſteuerlinie und Erweiterung des 

Wiener Gemeindegebietes im nächſten Jahre auch die 

Nothwendigkeit herantreten wird, wenigſtens die frequen— 

teſten Straßenzüge Wiens mit ihren betreffenden, bisher 

durch den Linienwall getrennten Fortſetzungen in den 

Vororten entſprechend in Verbindung zu ſetzen und ſofort 

Linien walldurchbrüche zu ſchaffen und die von 

den beiden Tramway -Geſellſchaften geſchaffenen Durch- 

brüche dem allgemeinen Verkehre zugänglich zu machen. 

Für den angedeuteten Zweck weiters einen Betrag von . 30.000 fl. 

ins Präliminare einzuſetzen. (Wird angenommen.) 


Referent beantragt ferner, für die currente Pflaſter— 
Erhaltung (und zwar über den Antrag des St.-R. 
Matz enauer für die Bezirke I—X) den Betrag von . 100.000 fl. 
einzuſtellen. (An genommen.) 
Endlich beantragt Referent für die Straßen- 
erhaltung und Neupflaſterungen hinſichtlich der 
Gemeinde- und Bezirksſtraße n einen Betrag von . 277.400 fl. 
und für die Erhaltung der Landesſtraßen 65.000 fl. 
einzuſtellen. | 
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St.⸗R. „ a. die Erhöhung 
der erſteren Summe auf. u . 300.000 fl. 
St.⸗R. Kreindl die Erhöhung um circa 58.000 fl. 
StR. Matzenauer beantragt, die Ziffer in suspenso zu 
belaſſen und den Magiſtrat aufzufordern, unter Einſichtnahme der 
betreffenden Präliminarien der Bezirksſtraßen-Ausſchüſſe und Ge— 
meinden und mit Rückſicht auf die für die ehemaligen Landesſtraßen 
erforderlichen Herſtellungen nach Begutachtung durch das Stadtbauamt 
Anträge zu ſtellen und Bericht zu erſtatten. 
Der Referent erſucht jedoch, über die Ziffer zu 
beſchließen und beantragt, einſchließlich des Betrages von 
65.000 fl. für die Landesſtraßen . .. 400.000 fl. 
einzuſtellen. (Dieſer Antrag wird angenommen.) 
St.⸗R. Dr. Lederer beantragt, den Magiſtrat zu beauftragen, 
Erhebungen zu pflegen und Anträge zu ſtellen, damit auf Grund 
dieſes Pauſchales die Ziffer für jeden einzelnen der Bezirke XI XIX 
feſtgeſetzt werden kann. (An genommen.) 
Schluſs⸗Antrag des Referenten für erhöhte Koſten 
der Pflaſterung mit Granitwürfeln durch Ausgießung der 
Fugen und ſolideren Unterbau (für die Bezirke I XIX) 100.000 fl. 
(An genommen.) 
St.-R. Dr. v. Willing referiert über die Entſcheidung der 
k. k. Bezirks⸗Hauptmannſchaft in Neunkirchen vom 5. Jänner 1892, 


Z. 3623, womit der k. k. priv. Pittener Papier-Fabrik die Friſt zur 


Ausführung der Conceſſion zur Benützung der bewegenden Kraft 
des Gewäſſers des Kehrbaches, zum Betriebe einer Holzſchleiferei 
auf der Grund⸗Parcelle Nr. 1058, in der Stadt-Gemeinde Schwarzau 
a. Stf. bis zum 7. October 1893 mit der einſchränkenden Bedingung 
erweitert wurde, dafs aus dieſer Friſterſtreckung kein wie immer 


gearteter Anſpruch auf eine Entſchädigung gegenüber der Stadt Wien 
für die der letzteren mit dem Erkenntniſſe vom 24. October 1891, 


Z. 19539 in erſter Inſtanz concedierte Entnahme einer Waſſermenge 
von 36.400 m? täglich aus dem oberhalb des Kaiſerbrunnens befindlichen 
Quellengebiete abgeleitet werden darf — und beantragt, dieſe Ent— 
ſcheidung zur Kenntnis zu nehmen. (An genommen.) 

St.-A. Matzenauer referiert über das Anſuchen des Joſef Toch 
um mietweiſe Überlaſſung der Wohnungen Nr. 35 und 36 im 
2. Stocke des alten Rathhauſes vom Februar 1892 ab um den 
Jahreszins von 600 fl. incluſive aller Nebengebüren und beantragt 
die Ablehnung. Angenommen.) 

SL-R. Schlechter referiert über die Wahl der Armenräthe in 
den neuen Bezirken und beantragt, die von den Bezirks-Ausſchüſſen 
des XI.— XIX. Bezirkes vorgenommenen Neuwahlen der Armenräthe 
mit Ausnahme der Wahlen des Joh. Schuhmann im XII. Bezirke 
und des Karl Klenner im XVIII. Bezirke, mangels der öſterr. 
Staatsbürgerſchaft und des Albert Wexberg und des Heinrich 
Oplatek im XVIII. Bezirke wegen mittlerweile erfolgter Ablehnung 
zu beſtätigen. 

Die Mittheilung des Magiſtrates, dafs im XVI. Bezirke anftatt 
71 bisher nur 47 Armenräthe gewählt erſcheinen und wegen Wahl 
der daſelbſt noch aushaftenden 24 armenräthlichen Functionäre das 


Erforderliche veranlaist wurde, zur News zu nehmen. 


Angenommen.) 
Die Sitzung wird geſchloſſen. 
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den Magiſtrat der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenz⸗ 
ſtadt Wien und für die magiſtratiſchen Bezirks— 
ämter“ find bereits im Druck erſchienen und find, vereinigt 
in ein Heftchen, im Expedite des Gemeinderaths-Präſidiums 


(In der 
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Allgemeine Nachrichten. 


Das „Statut“ ſowie die „Geſchäftsordnung für 


(Rathhaus, I. Stock) um den Betrag von 10 kr. erhältlich. 


Approviſtonierung. 


(Der tägliche Fleiſchmarkt.) 


Großmarkthalle eingelangte Fleiſch— 
waren vom 31. Jänner bis 2. Februar 1892.) 


1. Fleiſchſendungen: 


Preis: für gewöhnliche Zugpferde. 
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(Pferdemarkt vom 5. Februar 1892.) 
Zum Verkaufe wurden gebracht. 480 Pferde. 
. . 20 —60 fl. per Stück 
Der Markt war ſehr lebhaft. 


Detailpreije in der Woche vom 30. Jänner bis 


5. Februar 1892: 
(Geſchlachtet wurden 187 Pferde.) 


Vorderes Pferdefleiſoc h... 1 Kg. 28—32 kr. 
Hinteres „ 1 „ 32-36 „ 
Lungen⸗ und Roſtbraten 1 „ 36—44 „ 
Selchfleiſ cherer 1 „ 36—40 „ 
Extrawür fte e 
Dürre Würſte 2 1 „ 40-56 , 
Rohes Fett. m 1 „ 52—60 „ 


Geſchmolzenes Fett. 1 56—64 „ 


a) für den täglichen Fleiſchmarkt. 
. . 198.506 Kg. (Davon aus Nieder-Ofterreih — 126.039; 


Rindfleiſch 


Kalbfleiſch .. 13.576 „ 


Schaffleiſch 1.809 „ (Davon aus Nieder⸗Oſterreich — 712; aus 

Mähren — 62; aus Galizien — 767; aus 
| Ungarn — 268 Kg.) 

Schweinfleiſch 31.186 „ (Davon aus Nieder⸗Oſterreich — 23.216; 
aus Böhmen — 1.095; aus Mähren — 
504; aus Galizien — 3.825; aus Ungarn 
— 1.546 Kg.) 

Kälber. . . . 1.176 Stück (Davon aus Nieder-Oſterreich — 85; 


aus Ober⸗Oſterreich — 2.456; aus Mähren 
— 16.911; aus Galizien — 37.404; aus 
Ungarn — 15.696 Kg.) 


(Davon aus Nieder⸗Oſterreich — 2.534 


aus Galizien — 11.042 Kg.) 


aus Ober⸗Oſterreich — 31; aus Mähren 
— 11; aus Galizien — 1.035; aus Ungarn 
— 14 St) 


Schafe.. 406 „ Davon aus Nieder⸗Oſterreich — 203; 
aus Galizien — 184; aus Ungarn — 19 t.) 
Schweine. . . 1650 „ (Davon aus Nieder⸗Oſterreich — 118; 
Mähren — 2; aus Galizien — 1.530 St.) 
Lämmer 8 „ Davon aus Nieder-Oſterreich — 4; aus 


Ungarn — 4 St.) 


Schweifha are 2 Schweif 25— 50 „ 

Knochen 100 Kg. fl. 2.50 —3.— 

Mee per St. „ 5.—— 7.50 
% * 


(Schlachtviehmarkt vom 8. Februar 1892.) 
1. Auftrieb. 
Maſtvieh — 3809, Weidevieh —.— Beinlvieh — 436. 
Summa . 4245. 
Davon — nach Racen: 


Ungariſche Thiere . . . 2248 
Galiziſchhe ,. .. 367 
Deutſche 1 .. 1553 
Büffel N 77 
Davon — nach Gattungen: 
ohen 3362 
S 308 
Rhe 575 


2. Preisbewegung. 
a) Preis per 100 Kg. Lebendgewicht: 


b) Für den Approviſionierungsverein. 


Ungarische Schlachtthiere . von 53 bis 65 fl. 


60 „ 
65 


Galiziſche N „7 3 
Deutſche 0 . be 5⁴ U 
Stiere 
Kühe 
Büffel 
Beinlvieh 


e " U 57 


Dieſe Preiſe ermäßigen ſich um 
den beim Handel vereinbarten 
Procentabzug (30 —40 „,), 
welchen der Verkäufer dem 
Käufer als Entſchädigung: 
a) für den Gewichtsverluſt in- 

folge der Schlachtung; 

b) für die minderwertigen 
Stoffe, wie: Haut, Horn, 
Blut, Unſchlitt ꝛc.; 

c) für die wertlofen Stoffe, 
wie: Magen⸗ und Darm⸗ 
inhalt ꝛc. zugeſteht. 


b) Preis per 100 Kg. Lebendgewicht ohne Procentabzug: 


Rindfleiſch . . 7.005 Kg. Kälber 42 Stück 
Kalbfleiſch. 223 „ Schafe 11 „ 
Schaffleiſch 27 „ Schweine.. — „ 
Schweinfleiſch 955 „ in:: 
2. Preisbewegung: 
Rindfleiſch . . von 34 bis 100 kr. per Kg. 
Kalbfleiſch „ Den ON 
Schaffleiſch. . . „ 36 „ 54 „ „ „ 
Schweinfleiſch. . „ 40 „ 64 „ „ „ 
Käl ben r e OO in ci 
Schafe % e 
Schweine. . „, 40 „ 56 „ „ „ 
Läm mer 3 fl. 50 kr. per Stück. 


Die Zufuhr an Fleiſchwaren war gegen die Vorwoche etwas 
geringer und haben bei lebhafter Nachfrage die Preiſe des Kalb⸗ 
fleiſches und der Kälber eine Erhöhung um 4 bis 8 kr. und jene 
des Schweinfleiſches und der Schweine eine ſolche um 2 bis 4 kr. 


per Kilogramm erfahren. 


Die Preiſe der übrigen Fleiſchwaren blieben unverändert. 


Ochſen .. von 23 bis 33 fl. 
Stiere. . „ 24 „ 36 „ 
Kühe .. „ 24 „ 30 „ 
Büffel. . „ 21 „ 29 „ 
Beinlvieh. „ — „ — „ 
c) Preis per Stück: 
Beinlvieh. von 20 bis 24 fl. 
Un verkauft blieben: 
Ochſen 9 Stück. | 
Bei dem um 1013 Stück Schlachtthiere vermehrten Auftriebe 
find die Preiſe um 2 fl. per 100 Kg. gefallen. — Von nun an iſt nur 
die Preisbehandlung mit Ausſchluſs der Verzehrungsſteuer zuläſſig. 
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Städtiſches Lagerhaus. 

4. Februar 1892: 

Waren eingelagert. 17.009 Meter⸗Centner 
a ausgelagert 37.594 a 


Die durchſ l Tagesbewegung bezifferte ſich 
auf 10.920 Meter⸗Centner. 


Lagerſtand vom 4. N 1892: 347.909 Meter⸗Centner, und zwar: 
89.317 Meter⸗Centner Weizen, 54.833 Meter⸗Centner Roggen, 


28. Jänner bis 


66.130 „ Gerſte, 30.953 . Hafer, 

7.930 5 Mais, 21.491 4 N 
12.468 2 Mehl u. Kleie, 9.924 

4.075 1 Zucker, 100 Hektoliter a 100% Spiritus. 


Der Aſſecuranzwert dieſer Waren ſtellt ſich auf 4, 258.990 fl. öſt. Währ. 


Öffentliche Sicherheit. 


Im Monate Jänner 1892 betrug die Zahl der vom Wiener 


Magiſtrate abgeſchobenen Individuen 492 

dem Wiener Magiſtrate e r Gi 
digen) Individuen 5 69 
Durchſchüblinge re DAL 
Geſammtzahl. 908 


Armenangelegenheiten. 
(Spende.) Die Erben des am 27. 


öſterreichiſchen Herrenhauſes, Herrn Louis Freiherrn von 


Haber-Linsberg, haben für die Armen Wiens 10.000 fl. 


ö. W. zuhanden des Bürgermeiſters Dr. Prix geſpendet. 


Gewerbeangelegenheiten. 


Gewerbeanmeldungen vom 30. Jänner 1892. 


(Fortſetzung.) 

Werner Thereſe, Fleiſch- und Selchwaren-Verſchleiß, XVIII., 
Währing, Gürtelſtraße 74. 

Skudlavski Marie, Verkauf von Gebetbüchern und Heiligen— 
bildern, VII., Neubaugaſſe 41. 

Golda Johann, Gemiſchtwaren-Verſchleiß, XVIII., Währing, 
Wienerſtraße 72. 
Guth Johann Georg, Gemiſchtwaren⸗ ⸗Verſchleiß, X., Waldgaſſe 5. 
Irſigler Ignaz, Gemiſchtwaren-Verſchleißer, VIII., Strozzi— 
44. 


Paliſa Anna, Gemiſchtwaren-Verſchleiß, X. „Laxenburgerſtraße 83. 
Steiner Wilhelmine, Gemiſchtwaren— Verſchleiß, XIII., Penzing, 
Hauptſtraße 21. 

Wetſtein Amalie, Gemiſchtwaren-Verſchleiß, II., Große Sperl— 
gaſſe 10. 
Same Joſef, Gemiſchtwaren— Berſchleiß, X., Siccardsburg— 


gaſſe 


aſſe 2 
N 3108 Franz, Gemiſchtwaren-Verſchleiß, V., Matzleinsdorfer- 
ſtraße 90. 
Pſchorner Karl, XV., 
Fünfhaus, Beingaſſe 23. 
Aichinger Franz, Großſchlächterei und Fleiſchverkauf en gros, 
III., St. Marz, Schlachthaus. 
Hockauf Wilhelmine, Kleinhandel mit Holz, Kohlen und Coak⸗s, 
II., Schiffamtsgaſſe 11. 
se Karl, Kleinhandel mit Holz, Kohle u. Coaks, II. „Springer⸗ 
ale 
5 Grob Franz, Nespor Thereſia, Gerbert v. Hornau Auguſt, Canal⸗ 


räumer, II., Handelsquai 268. 
Janadek Franz, Herrenſchneider, X., Quellengaſſe 49. 


Gold- und Silberarbeitergewerbe, 


• N N N N 


Jänner 1892 in Wien, 
IV. Bezirk, Thereſianumgaſſe Nr. 33 ad Mitgliedes des 
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Schwach Leopoldine, Kleider-Verſchleiß, VI., Gumpendorferſtraße 48. 

Nejedly Joſef, Kranken- 115 Leichen vertins⸗ Caſſier, IX., 
Servitengaſſe 12. 

Fundilon Jacob, Verſchleiß von Kurzwaren, Papier, Schreib— 
und Zeichenrequiſiten, Schulheften, Preisliſten ꝛc., VI., Gumpen⸗ 
dorferſtraße 30. 

Haisler Anton, Milchmeier, XIII., Penzing, Tegetthoffgaſſe 3. 

Diviſchek Katharina, Milch- und Gebäcks⸗ V Verſchleiß, XIV., 


Huber Franziska, Milch⸗Verſchleiß, XIII., Penzing, Hollergaſſe 19. 

Bayer Alois, Muſiker, XIII., Penzing, Bahngaſſe 22. 

Neidlinger Georg, Handel mit Nähm aſchinen und Zugehör, 
I., Nibelungengaſſe 8. 

Kohn Moriz Leopold, Chemiſche Putzerei, II., Taborſtraße 9. 

Pruggmayer Joſef, Betrieb des Schwender-Theater, 
Rudolfsheim, Hauptſtraße. 

Rubinſtein Salomon, Uhrmachergewerbe, VII., Neubaugaſſe 29. 

0 a Johann, Victualienhandel, XVIL, Hernals, Leopoldi⸗ 

gaſſe 2 


Ofust Joſef, a, 1 Allergaſſe 24. 

Sevéik Keopoldine, Victualien- Verſchleiß, XIX., Ober⸗Döbling, 
Grinzingerſtraße 15. 

Klein Franz Joſef, XIII., 
Pfadenhauergaſſe 2. 

Jucker Moriz, 


Rudolfsheim, Neugaſſe 36. 


IIV., 


Brandl Karl, Weinhändler, Penzing, 
Zimmermaler, II., Rueppgaſſe 32. 
* 


Gewerbeanmeldungen vom 1. Februar 1892. 


Laska Theodor, Bäckergewerbe, XV., ie Haidmannsgaſſe 9. 

Peßl Karl, Commiſſionswaren— Verſchleiß, II., Große Sperlg. 2. 

ae Guſtap, na Ber] ſchleiß, II., Rembrandt⸗ 
ſtraße 22 (Das Weitere folgt.) 


M. 3. 15406 


X 


Kundmachung. 


(Armenſtiftung.) 


Von dem Magiſtrate der k. k. Reichshaupt- und Reſidenzſtadt 
Wien wird hiemit bekannt gemacht, dajs am 1. März 1892 ein 
Drittel der Jahresintereſſen des Marie Ernſt von Ernſtenau'ſchen 
Stiftungscapitales, d. i. ein Betrag von 84 fl., zur Vertheilung 
gelangen wird, * 

Zum Genuſſe dieſer Stiftung find ſechs alte dürftige, krüppel⸗ 
hafte, in Wien wohnende, einer der chriſtlichen Confeſſion ange— 
hörige Perſonen berufen. 

Bewerber um eine Unterſtützung aus dieſer Stiftung haben 
ihren Geſuchen ein legales Armutszeugnis, ein armenärztlices 
Zeugnis über ihre Krüppelhaftigkeit, ihren Taufſchein und ihre 
ſonſtigen Documente beizulegen. 

Die in ſolcher Weiſe belegten Geſuche ſind längſtens bis 
18. Februar 1892 im Einreichungsprotokolle des Wiener Magi⸗ 
ſtrates zu überreichen. 

Auf ſpäter überreichte oder nicht gehörig belegte Geſuche wird 
keine Rückſicht genommen werden. 


Wien, am 1. Februar 1892. 1—3 


Prot.⸗Nr. 487764 


IV. 
Kundmachung. 


(Offertausſchreibung.) 


Wegen Vergebung der Baumeiſter⸗ und Schloſſerarbeiten zur 
Adaptierung des ſtädtiſchen Hauſes, XI., Simmering, Dorfgaſſe 
Nr. 64 und Erbauung eines einſtöckigen Hoftractes daſelbſt 
behufs Unterbringung eines k. k. Bezirksgerichtes, wird vom 
Magiſtrate der Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt Wien am 13. Febrnar 
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d. J., präciſe um 10 Uhr vormittags im Bureau des Herrn 
Magiſtratsrathes Philipp, im neuen Rathhauſe (4. Stiege, 


Mezzanin), eine öffentliche ſchriftliche Offertverhandlung abgehalten 


werden. 83 
Unternehmungsluſtige können die Pläne, Koſtenanſchläge und 
die dem Projecte beigeſchloſſenen allgemeinen und ſpeciellen Be⸗ 


dingniſſe im Stadtbauamte ebendaſelbſt während der gewöhnlichen 


Amtsſtunden einſehen. 3 

Jedem mit einer 50 kr.⸗Stempelmarke zu verſehenden Offerte 
iſt das vorgeſchriebene Vadium anzuſchließen, oder aber die Be— 
ſtätigung über den bei der ſtädtiſchen Hauptcaſſa erfolgten Erlag 
desſelben der Offertverhandlungs⸗Commiſſion zu übergeben. 

Auf verſpätet einlangende oder nicht in der vorgeſchriebenen 
Form ausgeſtattete Offerte wird keine Rückſicht genommen. 

Der Stadtrath hat ſich die Ratification des Ergebniſſes der 
Offertverhandlung, ſowie die uneingeſchränkte Wahl unter den 
ſämmtlichen Offerenten vorbehalten. 

Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 
Wien, am 3. Februar 1892. 1-3 


G. Z. 15140. 
K. 


Kundmachung. 


Georg Schredt'ſche Stiftung für Lehrer. 

Aus der Georg Schredt'ſchen Stiftung für arme Lehrer und 
Unterlehrer, welche an einer ſtädtiſchen Volks⸗ oder Bürgerſchule 
in Wien in Verwendung ſtehen, iſt im heurigen Jahre ein Betrag 
von (206 fl.) zweihundert und ſechs Gulden ö. W. zur Ver⸗ 
theilung verfügbar. 

Es ergeht daher an jene Herren Lehrer und Unterlehrer, 
welche auf eine Unterſtützung aus dieſer Stiftung Anſpruch erheben 
wollen, die Aufforderung, ihre bezüglichen Geſuche unter Anſchluss 
der Nachweiſe über ihre bisherige Verwendung und ihre Dürftig— 
keit bis längſtens 29. Februar l. J. im Einreichungsprotokolle 
des Wiener Magiſtrates abzugeben. 

Oberlehrer können von dieſer Stiftung nicht betheilt werden. 

Nur die mit einem Armutszeugniſſe verſehenen Geſuche ſind 
ſtempelfrei. 

Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt Wien 
am 27. Jänner 1892. 33 


3. 292487 
NI. 


Kundmachung. 


Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 
Wien wird hiermit bekannt gemacht, dass beim Johannesſpital⸗ 
und Großarmenhaus⸗Stiftungsfonde nachſtehende Stiftpläge in 
Erledigung gekommen ſind. 

I. Ein Joſefa Gräfin Pallfy'ſcher Johannesſpital⸗Stiftplatz 
für eine arme, alte Manns⸗ oder Weibsperſon mit dem 
Genuſſe von monatlich 3 fl. 30 kr. 

Laut Fundationsbriefes vom 10. März 1779 iſt das 

Präſentationsrecht zu dieſer Stiftung den Univerſalerben der 
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Stifterin Gundackher von Stahrem berg vorbehalten 
worden. 

II. Ein Franziska Boſch'ſcher Großarmenhaus⸗Stiftplatz für 
eine arme Manns⸗ oder Weibsperſon mit dem Bezuge von 
monatlich 3 fl. 45 kr. nebſt einer täglichen Zulage von 3 ½ kr. 

Laut Fundationsbriefes vom 22. Juli 1802 hat die 
Stifterin das Präſentationsrecht zu dieſer Stiftung dem Herrn 
Florian Edl. v. Röſsler, Director des k. k. Verſatzamtes, 
und deſſen Erben vorbehalten. — 
Diejenigen Perſonen, welche auf das Präſentationsrecht zu 

einer dieſer Stiftungen Anſpruch erheben zu können glauben, 
wollen unter Nachweis ihres Rechtstitels bis längſtens 10. Februar 
1892 eine ſtiftbriefmäßig geeignete Perſon anher präſentieren. 
Nach fruchtloſem Ablaufe dieſes Termines wird die Beſetzung 
der vorerwähnten Stiftplätze von amtswegen erfolgen. 
Wien, am 26. Jänner 1892. 3—3 


8. 15145 
0 


Kundmachung. 


(Armenſtiftung.) 


Von dem Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 
Wien wird hiemit bekannt gemacht, daſs am 13. April d. J. die 
Intereſſen der Max Springer'ſchen Stiftung im Betrage. von 
2510 fl. zur Vertheilung gelangen werden. 

Anſpruch auf dieſe Stiftung haben Angehörige der arbeitenden 
und dienenden Claſſe ohne Unterſchied der Confeſſion, welche in 
Wien oder deſſen Vororten geboren oder dorthin zuſtändig ſind 
und welche durch Alter, Krankheit oder Unglücksfälle arbeitsunfähig 
wurden. 

Bewerber um obige Stiftung haben ihren Geſuchen außer 
dem Nachweiſe, dass ſie der dienenden oder arbeitenden Claſſe 
angehören oder angehört haben, den Tauf- reſp. Geburtsſchein, 
den Trauungsſchein und die Tauf-, reſp. Geburtsſcheine der Kinder, 
ferner ein legales Armutszeugnis und ein armenärztliches Parere 
über die Erwerbsfähigkeit beizubringen. 

Die in ſolcher Weiſe belegten Geſuche find längſteus bis 
27. Februar 1892 im Einreichungsprotokolle des Wiener Magi- 
ſtrates zu überreichen. 

Auf ſpäter überreichte oder nicht gehörig belegte Geſuche wird 
keine Rückſicht genommen werden. 


Wien, am 3. Februar 1892. 1-3 


G.⸗ g. 493181 


XI. 
Kundmachung. 
(Armenſtiftung.) 


Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 
Wien wird hiermit bekannt gemacht, daſs bei der Monika 
Zelinka'ſchen Stiftung ein Stiftplatz mit dem monatlichen Bezuge 
von 13 fl. 12½ kr. für einen Bürger, welcher entweder in der 
Verſorgung oder in der Handbetheilung des Bürgerſpitalfondes ſich 
befindet, in Erledigung gekommen iſt. 
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Von den Bewerbern werden zunächſt jene berückſichtigt, welche 
ſich ſeinerzeit um die Gemeinde Wien durch unentgeltliche Beſorgung 
von Gemeindeämtern, z. B. als Gemeinderäthe, Bezirksausſchüſſe, 
Armenräthe, Ortsſchulräthe ꝛc. Verdienſte erworben und ſtets einen 
ehrbaren Lebenswandel geführt haben. 

Von mehreren derart qualificierten Pfründnern haben die 
älteſten den Vorzug, ſowie auch in dem Falle, als keine ſolchen 
verdienſtvollen Männer ſich melden würden, die älteſten Bewerber 
berückſichtiget werden. | 

Der vorbezeichnete in Erledigung gekommene Stiftplatz wird 


lebenslänglich verliehen und hat der Stiftling am Sterbetage der 


Stifterin, nämlich am 6. September jeden Jahres eine heilige 
Meſſe zu hören. 
Die Geſuche um den Stiftplatz ſind bis längſtens 20. Februar 
1892 im Einreichungsprotokolle des Magiſtrates zu überreichen. 
Wien, am 4. Februar 1892. 13 


M.. 15139 ex 1892 
Il. u 


Kundmachung. 


(Heirats⸗Ausſtattung.) 

Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt-⸗ und Reſidenzſtadt 
Wien wird hiemit bekannt gemacht, daſs aus der von Herrn 
Jonas Freiherrn von Königswarter, um das Andenken ſeiner 
am 14. Mai 1861 verſtorbenen Gattin für fortwährende Zeiten 
zu ehren, errichteten Joſefine von Königs warter'ſchen Heirats⸗ 


Ausſtattungs⸗Stiftung die Zinſen zur Ausſtattung eines unbe⸗ 


ſcholtenen Mädchens, deren Eltern dem Gemeindeverbande der 
Stadt Wien angehören, wobei unter ſonſt gleichen Bedingungen 
eine Waiſe, namentlich eine mntterloſe den Vorzug hat, zur 
Verleihung kommen. 

Die Ausſtattung fol womöglich am 14. Mai ausbezahlt 
werden, wenn der urkundliche Beweis über die geſetzmäßig 
geſchloſſeue Ehe geliefert wird. 

Die in dieſem Jahre zur Verleihung kommenden Intereſſen 
betragen 287 fl. 

Diejenigen, welche auf dieſe Stiftung Anſpruch erheben wollen, 
haben ihre mit den nöthigen Behelfen verſehenen Geſuche bis 
läugſtens 15. April 1892 im Einreichungsprotokolle des Magiſtrates 
zu überreichen, da auf ſpäter einlangende Geſuche keine Rückſicht 
genommen werden könnte. 

Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt Wien, 


am 27. Jänner 1892. 3—3 
Inhalt. | 
Gemeinderath: Seite 


Stenographiſcher Bericht über die öffentliche Sitzung des Gemeinderathes 
vom 5. Februar 1892. 
Inhalt: 
Mittheilungen des Vorſitzenden: 
1. Entſchuldigung der Gem.-Räthe Dr. 
Fernbleibens 
2. Spende der Erben nach Louis Freiherrn von Haber-Linsberg 235 


Linke und Pollak wegen 


„% „% —:tzme % „%ù71 „% „% „% „% „„ Te 


— —— ͤ —◻—wmüj—ü¶ü—nſN—————SEv—ů—s5ßsi‚᷑Sỹ⁰ EEE 


—̃ — 


22 BU BERGEN SEN is —ů.„]fl;n;wnnx!!!.!.!. EEE ae 


Amtsblatt der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt Wien. — Nr. 10, 9. Februar 1892. 


* 


. Reinerträgnis des Wohlthätigkeits⸗Concertes Rubinſtein . . 235 

Spende der Frau Mathilde Lipitt, geb. Miller v. Aichholz 235 

„Spende des Herrn Karl Preyſing und der Frau Julie Koſtner 235 

Beantwortung der Interpellationen des Gem.⸗Rathes Grünbeck, 
betreffend die Militäreinquartierung in Neuwaldegg im XVII. 
or ̃ K ]ͤ K ]³Ü— v! Mes ehe er ee 
des Gem.⸗Rathes Dobes, betreffend die Subventionierung der 
Rettungsabtheilung der freiwilligen Turner-Feuerwehr im XII. 
PPR ( aa air a 2 r 230 
und des Gem.⸗Rathes Bärtl, betreffend die Einquartierungserſätze 


= 


235 


bezüglich der Getreidemarkt- und der Salzgrieskaſerne . . . . 236 
Einlauf: 
7. Erlaſs des k. k. Ackerbauminiſters, betreffend die Abänderung des 
§. 3 der Marktordnung für den Central-Viehmarntt. 236 
8. Reſolution des politiſchen Volksvereines im XIX. Bezirke, 
betreffend die Waſſerverſorgungsfrage Wiens . . nns. 236 
9. Petition einer Anzahl Hausbeſitzer der Apollogaſſe, betreffend 
die Eröffnung eines Linienwall⸗Durchbruches in der Verlängerung 
DI ED IE ar ee ee a a a ee 236 
Interpellationen: 
10. Gem.⸗Rath Grünbeck, betreffend den Beginn der Arbeiten der 
Wiener Verkehrsanſagennnn 236 
11. Gem.⸗Rath Hawranek betreffend die Auflaſſung der Lehrmittel⸗ 
Ausſtellung im alten Rathhauſſ eme 237 
12. Gem.⸗Rath Seiler, betreffend die Controlierung der Fahr— 
ordnung der Wiener Tramway-Geſellſch aft. 237 
13. Gem.⸗Rath Rückauf, betreffend die Frage der Erhöhung der 
Steuerfreiheit für Neu- und Umbauten 237 
Anträge: | 
14. Gem.⸗Rath Scheidl, betreffend die Abſtellung eines Übelſtandes 
beim Abwägen am Central⸗Viehmar lte. 237 
15. Gem.⸗Rath von Neumann, betreffend die Pflaſterung der Fuhr⸗ 
manns⸗ und Löwenburggaſſe im VIII. Bezirlte 237 
16. Gem.⸗Rath Meißl, betreffend die Herſtellung eines geräuſch⸗ 
loſen Pflaſters beim alten Univerſitätsgebäuldde 237 
Referate: 
17. Gem.⸗Rath Kreindl, betreffend die Subventionierung des 
Humanitätsvereines „Nicolaus“ in Ottakring. 238 
18. Derſelbe, betreffend die Subventionierung des Wärmeſtuben— 
und Wohlthätigkeitsvereinee22Vssssss „29 
19. Derſelbe, betreffend die Subventionierung des Vereines für 
entlaſſene Sträflinge .. e A 243 
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